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Einleitung. 


Ein  wirtschaftlich  und  poHtisch  starkes  Land  mit  ent- 
wickelter Erwerbs-  und  Handelstätigkeit  ist  nicht  denkbar  ohne 
einen  organisierten  Nachrichten-  und  Verkehrsdienst,  wie  wir 
ihn  heute  in  der  Post  vor  uns  sehen.  Die  Posteinrichtungen 
haben  sich  erst  durch  eine  lange  Reihe  von  Jahrhunderten 
entwickelt. 

Die  naturgemäße  Grundlage  für  die  Post  ist  eine  politische 
und  soziale  Einheit,  durch  die  erst  das  Bedürfnis  nach  einer 
geregelten  Verkehrsverbindung  gegeben  ist.  Betrachten  wir 
die  geschichtliche  Entwicklung  der  Post,  so  sehen  wir,  daß 
die  ersten  Einrichtungen  einer,  wenn  auch  noch  ganz  primi- 
tiven Nachrichtenverbindung  politischen  bezw.  militärischen 
Rücksichten  entspringen.  Der  Herrscher  eines  großen  Reiches, 
der  Kriegsherr  müssen  orientiert  sein  über  die  Vorgänge  in 
den  verschiedenen  Gebieten  des  Landes,  da  nur  so  eine  ge- 
regelte Verwaltung  möglich  ist.  Um  diese  Verbindung  herzu- 
stellen, waren  Läufer  und  Reiter  vorhanden,  die  ausschließ- 
lich den  Nachrichtenverkehr  der  Staatsverwaltung  vermittelten. 
Der  bekannte  Cursus  publicus  ist  auf  diese  politisch-militä- 
rischen Gründe  zurückzuführen.  Diese  Einrichtung  stellt  aber 
nur  den  ersten  Keim  der  Entwicklung  dar,  die  Schnelligkeit 
der  Nachrichtenvermittlung.  Die  Merkmale,  die  wir  heute  an 
der  Post  voraussetzen,  Regelmäßigkeit,  Einhaltung  bestimmter 
Routen,  unbedingte  Zugänglichkeit,  fehlen  den  damaligen  Ein- 
richtungen vollkommen.  Bis  weit  in  das  Mittelalter  ist  der 
staatliche  Postbetrieb  nur  auf  staatliche  Bedürfnisse  beschränkt. 

Eine  weitere  Vervollkommnung  der  Post  wird  erst  herbei- 
geführt durch  die  Handelswelt.    Der  Kaufmann  der  früheren 
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Zeit  muß  seine  Geschäfte  persönlich  abschließen,  er  muß  sich 
seinen  Kunden  persönlich  vorstellen.  Bekannt  sind  die  Kauf- 
mannszüge des  Mittelalters.  Dieser  Teil  seiner  Tätigkeit  kostet 
ihm  eine  Unsumme  Zeit.  Es  ist  daher  erklärlich,  daß  gerade 
bei  dem  Kaufmann  ein  starkes  Bedürfnis  hervortritt,  regel- 
mäßige Verbindungen  mit  den  Kunden  und  Märkten  einzu- 
richten. Für  seine  Spekulationen  braucht  er  eine  rasche  Be- 
förderung der  Nachrichten  über  Konjunkturen  und  Preise. 
Während  zuerst  diesem  Bedürfnis  Boten,  die  auf  Einzel- 
bestellung arbeiten,  genügen,  treten  an  ihre  Stelle,  je  mehr 
sich  der  Handelsverkehr  konsolidiert,  Botenanstalten.  Diese 
werden  auf  Anregung  der  Kaufleute  durch  die  Städte  organi- 
siert, die  Kaufleute  bringen  die  Kosten  dafür  durch  Umlagen 
oder  bestimmte  Jahresbeiträge  auf,  häufig  wird  ihnen  die 
Überwachung  übertragen.  Jetzt  erst  kommt  die  Regelmäßig- 
keit und  Einhaltung  bestimmter  Routen  auf. 

Eine  derartige  ständige  Verbindung  ist  für  die  Handels- 
welt außerordentlich  wichtig.  Sie  befreit  den  Kaufmann  von 
persönlicher  Vorstellung  bei  seinen  Kunden,  persönlicher  Ent- 
gegennahme von  Aufträgen,  persönlichem  Inkasso  von  Forde- 
rungen und  gestattet  ihm.,  in  bequemer  Weise  über  die 
Kreditw^ürdigkeit  neuer  Kunden  Auskunft  einzuholen.  Dieser 
regelmäßigen  Nachrichtenverbindung  gliedern  sich  dann  natür- 
lich später  Markt-  und  Kursberichte  an.  Der  Kaufmann  er- 
hält nun  eine  bessere  Übersicht  über  den  Markt,  über  die 
Produktions-  und  Absatzverhältnisse  in  anderen  Gegenden 
und  Ländern,  d.  h.  über  diejenigen  Umstände,  die  auf  die 
Gestaltung  der  Preise  der  Waren  den  größten  Einfluß  haben. 
Er  ist  jetzt  leichter  imstande,  die  Waren  von  dort  zu  be- 
ziehen, wo  er  sie  am  besten  und  billigsten  beziehen  kann. 
Dadurch  müssen  die  Preise  die  Tendenz  haben,  sich  auszu- 
gleichen. Eine  vollständige  Nivellierung  der  Preise  kann 
natürlich  noch  nicht  stattfinden,  da  die  Schnelhgkeit  des  Nach- 
richtcnverkehrs  noch  gering  ist  und  die  Verbindung  auch  erst 
zwischen  einzelnen  Haupthandelszentren  hergestellt  ist. 

Dieses  starke  Interesse  der  Handelswelt  hatte,  wie  er- 
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wähnt,  zur  Einrichtung  der  Städtebotenanstalten  geführt.  Auch 
in  England  haben  die  Kaufmannsgilden  den  ersten  Anstoß 
zur  Einrichtung  eines  regelmäßigen  inländischen  Postdienstes 
gegeben.  Schon  bevor  dieser  eingeführt  wurde,  unterhielten 
die  deutschen  und  italienischen  Kaufleute  Londons  eine  regel- 
mäßige Postverbindung  mit  dem  Festland.  Schon  früh  war 
auch  die  Wichtigkeit  eines  inneren  Zusammenhangs  der  ein- 
zelnen Botenkurse  erkannt.  Bereits  im  13.  Jahrhundert  soll 
eine  regelmäßige  Verbindung  zwischen  den  lombardischen  und 
süddeutschen  Städten  bestanden  haben.  Als  dann  die  Städte- 
bünde entstanden,  wurde  ein  ganzes  Netz  über  Deutschland 
organisiert,  das  sich  auch  weiter  ins  Ausland  erstreckte. 

Die  Wichtigkeit,  die  gute  und  schnelle  Nachrichten  haben, 
geht  auch  daraus  hervor,  daß  die  Postmeister  sich  häufig  ver- 
pflichteten. Nächrichten,  die  sie  erhielten,  den  Kaufleuten 
sofort  zu  überbringen,  wofür  sie  eine  jährliche  Entschädigung 
erhielten.  In  Spanien,  wo  wohl  zuerst  von  allen  christlichen 
Ländern  eine  staatliche  Postorganisation  durchgeführt  war, 
betrieben  die  königlichen  Botenmeister  zugleich  oft  Bank-  und 
Wechselgeschäfte,  auch  Börsengeschäfte  als  die  ersten  Em- 
pfänger der  damaligen  Telegramme  (Huber). 

Nach  und  nach  übernahm  der  Staat  dann  den  privaten 
Postbetrieb  in  seine  Regie,  und  zwar  zuerst  aus  fiskalischen 
Rücksichten.  Die  Einsicht  in  die  ungemein  kulturfördernden 
Leistungen  der  Post  kam  erst  spät.  Um  große  Einnahmen 
zu  erzielen,  waren  die  Tarife  sehr  hoch,  infolgedessen  konnte 
ein  Massenverkehr  nicht  stattfinden.  Die  Geschwindigkeit  war 
bei  dem  schlechten  Zustand  der  Straßen  gering,  die  durch- 
schnittlichen Tagesleistungen  waren  30—40  km. 

Ein  vollständiger  Umschwung  trat  erst  mit  dem  19.  Jahr- 
hundert ein.  Der  Gedanke,  daß  die  Post  nicht  ein  privat- 
wirtschaftliches Erwerbsunternehmen  sein  dürfte,  vielmehr 
eine  öffentliche  gemeinnützige  Organisation,  hatte  sich  immer 
mehr  durchgesetzt  und  die  Tarifbildung  wesentlich  beeinflußt. 
Vor  allem  aber  kamen  die  großen  Erfindungen:  Eisenbahn, 
Dampfschiffahrt,  Telegraph  und  Telephon.    Sie  wurden  der 
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Post  nutzbar  gemacht.  Die  Wirkungen  waren  große  Be- 
schleunigung der  Nachrichtenvermittking ,  Verdichtung  des 
Netzes,  auch  größere  Regelmäßigkeit  und  Sicherheit. 

Die  Folgen  einer  solchen  Verbilligung  und  Verbesserung 
des  Postbetriebs  für  den  Handelsverkehr  sind  überaus  wich- 
tige. Sax  sagt  darüber:  „Die  Sicherheit  der  Handelsbeziehung 
gewinnt  durch  einen  vervollkommneten  Nachrichtenverkehr 
ungemein.  Der  Machtbereich  des  Zufalls  und  der  Unredlich- 
keit wird  erheblich  eingeschränkt,  und  der  Handel  erhält  hier- 
durch eine  solidere  Grundlage."  Die  Übersicht  des  Kauf- 
manns über  den  Markt  ist  im  vollsten  Maße  möglich.  Richtige 
Vorstellungen  über  die  Größe  des  Bedarfs  und  der  Vorräte 
können  sich  leichter  bilden.  Räumlicher  und  zeitlicher  Mangel 
oder  Uberfluß  an  Produkten  kann  durch  angemessene  Aus- 
gleichung vermieden  werden.  Jedem  ist  die  Möglichkeit  ge- 
geben, seinen  Güterbedarf  dort  zu  decken,  wo  er  am  billigsten 
und  besten  kauft,  jeder  Kaufmann  wird  seine  Waren  dort 
anbieten,  wo  er  den  besten  Preis  erhält.  Je  engmaschiger 
das  Nachrichtennetz  wird,  um  so  mehr  werden  die  Preise  die 
Tendenz  haben,  sich  auszugleichen,  eine  gleichmäßige  Preis- 
bildung wird  ermöglicht,  die  sowohl  den  Handel  vor  starken 
Verlusten  schützt  als  auch  den  Konsumenten  vor  Übervor- 
teilung bewahrt.  Preise,  die  höher  oder  niedriger  sind,  als 
es  die  besonderen  Verhältnisse  der  Waren  rechtfertigen,  können 
sich  nicht  mehr  aufrecht  erhalten.  Voraussetzung  dafür  ist 
natürlich,  daß  auch  der  Stand  der  übrigen  Verkehrsmittel  ein 
guter  ist. 

Diese  Stabilität  der  Preise  tritt  allerdings  nur  im  Durch- 
schnitt ein.  An  den  einzelnen  Zentren  finden  doch  noch 
Schwankungen  statt,  die  sich  aber  in  engen  Grenzen  halten. 
Diese  Preisverschiedenheiten  sind  die  Voraussetzungen  des 
Arbitragehandels,  der  bewirkt,  daß  sich  auch  die  kleineren 
Preisdifferenzen  auszugleichen  suchen.  Der  Arbitrageur  will 
dadurch  gewinnen,  daß  er  dort  kauft,  wo  der  Preis  niedriger 
notiert,  dort  verkauft,  wo  er  höher  notiert.  Die  Nachfrage 
am  ersten  Ort  hebt  den  Preis,  das  Angebot  am  zweiten  senkt 
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ihn.  Das  ganze  Geschäft  wird  erst  ermöghcht  durch  den 
Telegraphen.  Kauf  und  Verkauf  können  dadurch  fast  zu 
gleicher  Zeit  erfolgen  und  ein  Risiko  ist  so  gut  wie  ausge- 
schlossen. Überhaupt  ist  für  den  Börsenverkehr  eine  gute 
Nachrichtenverbindung  die  elementarste  Lebensbedingung.  Bei 
den  verschiedensten  Geschäftshäusern  laufen  täglich  Nach- 
richten über  die  für  die  Börse  wichtigen  und  maßgebenden 
Fragen  ein,  auf  Grund  deren  sich  eine  Börsenmeinung  bildet, 
die  wieder  ausschlaggebenden  Einfluß  auf  die  Preisbildung 
hat.  Der  Warenterminhandel  hat  sich  überhaupt  erst  ent- 
wickeln können,  als  der  Verkehr  mit  entfernten  Gebieten 
möglich  war,  da  hierfür  ein  ausgedehnter  Markt  nötig  ist. 
Nicht  nur  die  Grundlage  für  die  gegenwärtige,  sondern  auch 
für  die  zukünftige  Preisbildung  wird  durch  entsprechend 
organisierte  Nachrichtenverbindungen  geschaffen,  und  die  Pro- 
duktion wird  so  in  die  Richtung  gelenkt,  in  der  die  vorteil- 
haftesten Aussichten  winken.  Damit  wird  dann  der  allge- 
meinen Bedürfnisbefriedigung  am  besten  gedient.  Technische 
und  wirtschaftlich-organisatorische  Fortschritte  verbreiten  sich 
schnell  und  werden  für  die  Allgemeinheit  dienstbar  gemacht. 
Wie  stark  der  Zusammenhang  zwischen  Geschäftswelt  und 
Post  ist,  geht  gewiß  schon  aus  der  Tatsache  hervor,  daß 
50 — 70  aller  Depeschen  Börsen-  oder  Geschäftsdepeschen 
sind.  Wie  viel  Briefe  dem  Handels-  und  Geschäftsverkehr 
zuzurechnen  sind,  ist  schwer  festzustellen,  aber  sicher  ist 
wohl,  daß  sie  einen  hohen  Bruchteil  aller  Briefe  ausmachen. 
Brieflich  werden  Geschäfte  eingeleitet,  abgeschlossen,  durch- 
geführt, und  so  weit  die  Zahlung  durch  Kreditpapiere  statt- 
findet, werden  auch  diese  durch  Brief  übersandt  und  ihr 
Empfang  von  selten  des  Gläubigers  auf  demselben  Wege  be- 
stätigt. Ebenso  dient  der  Telephon  verkehr  vorzugsweise  der 
Handels-  und  Geschäftswelt. 

Die  Erwägungen,  daß  Verbilligungen  und  Verbesserungen 
hauptsächlich  den  bemittelteren  Klassen  und  besonders  Groß- 
handel und  Industrie  zugute  kommen  und  daß  der  dadurch 
veranlaßte  Ausfall  durch  Steuern  eingebracht  werden  muß, 
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die  die  ärmeren  Klassen  verhältnismäßig  stärker  belasten, 
haben  häufig  zu  der  Forderung  der  Wiederaufnahme  des 
fiskalischen  Prinzips  geführt.  Es  darf  aber  nicht  übersehen 
werden,  daß  durch  einen  guten  und  immer  mehr  vervoll- 
kommneten Nachrichtenverkehr  die  wirtschaftlichen  Kräfte 
wachsen,  der  Verkehr  sich  ausdehnt  und  sicherer  wird,  Ge- 
fahren, die  durch  Mangel  rechtzeitiger  Nachrichten  entstehen 
können,  vorgebeugt  werden  kann.  Es  dürfen  ferner  auch 
nicht  die  mittelbaren  Vorteile,  die  allen  Gebieten  des  sozialen 
Lebens  gleichmäßig  dadurch  erwachsen,  unterschätzt  werden. 
Die  herrschende  Auffassung  geht  daher  auch  dahin,  daß  die 
Portogebühren  möglichst  den  Kostenaufwand  decken  und  event. 
auch  einen  geringen  Gewinn  bringen,  daß  aber  der  Haupt- 
zweck des  Postbetriebs,  alle  Faktoren  der  Volkswirtschaft 
gleichmäßig  zu  fördern,  immer  im  Auge  behalten  werden  muß 
und  zur  Erreichung  dieses  Zwecks  gegebenenfalls  ein  staat- 
licher Zuschuß  gerechtfertigt  ist,  wie  er  z.  B.  in  den  Ver- 
einigten Staaten  der  Post  zuteil  wird. 

Ich  wollte  in  dem  Vorhergehenden  andeuten,  wie  stark 
die  Post  indirekt  den  Handels-  und  damit  auch  den  Zahlungs- 
und Kreditverkehr  beeinflußt.  „Ein  zweckmäßiger  Ausbau 
des  Verkehrswesens,  sagt  Krämer,  ist  für  die  Volkswirtschaft 
ebenso  wichtig  wie  das  Zoll-  und  Steuerwesen."  Ihr  Einfluß 
geht  aber  über  diese  indirekten  Einwirkungen  hinaus,  sie  hat 
die  Regelung  des  Zahlungs-  und  Kreditverkehrs  zu  einem 
großen  Teil  übernommen  und  ist  bestrebt,  ihn  zeitgemäß  aus- 
zugestalten, den  Zahluugsprozeß  zu  vereinfachen  und  zu  ver- 
bessern. Diese  Tätigkeit  der  Post  im  Dienste  des  nationalen 
Zahlungs-  und  Kreditverkehrs  zu  schildern  und  die  Bedeutung, 
die  sie  dadurch  im  wirtschaftlichen  Leben  erhält,  zu  unter- 
suchen, soll  die  Aufgabe  der  folgenden  Untersuchungen  sein. 

Wertsendung  und  Postanweisung. 

Die  älteste  Form,  in  der  die  Post  in  den  direkten  Zahlungs- 
verkehr eingriff,  ist  die  Wertsendung.  Sie  ist  natürlich  auch 
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die  unvollkommenste  Art  der  Zahlungs Vermittlung,  auf  ihr 
bauen  sich  alle  Verbesserungen  und  Reformen  auf.  Die  Wert- 
sendung ist  ein  reines  Transportgeschäft,  das  die  Post  ausführt. 

In  der  früheren  Zeit  wird  in  dieser  Weise  nur  gemünztes 
Silbergeld  verschickt.  Das  hängt  wohl  mit  den  damaligen 
Währungs Verhältnissen  zusammen,  vor  allem  aber  mit  dem 
Umstand,  daß  das  Papiergeld  auf  sehr  unsicheren  Grundlagen 
ruht  und  infolgedessen  zu  Zahlungen  auf  weitere  Entfernungen 
nicht  benutzt  werden  kann.  Auch  hält  die  Post  beim  Trans- 
port von  Papiergeld  die  Möglichkeit  einer  Unterschlagung  für 
größer  als  beim  Transport  des  Silbers. 

Diese  Art  der  Versendung  war  sehr  unbequem  und  kost- 
spielig für  das  Publikum  und  die  Post.  Letztere  versuchte, 
sich  durch  hohe  Portosätze  schadlos  zu  halten,  und  baute  sehr 
komplizierte  Tarife  auf.  So  war  zu  Beginn  des  19.  Jahr- 
hunderts der  Tarif  nach  Art  der  versandten  Wertsachen  (Gold, 
Silber,  kurshabenden  Papieren  und  gemischten  Sendungen), 
nach  Entfernungsstufen  und  Gewicht  verschieden.  Infolge 
der  Unbequemlichkeit  und  der  komplizierten  und  teuren  Porto- 
sätze wurde  verhältnismäßig  wenig  Gebrauch  von  dieser  Post- 
einrichtung gemacht. 

Im  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  ließ  man  Papiergeld  zur 
Versendung  zu  und  im  Laufe  der  Zeit  verbilligte  sich  das 
Porto.  Aber  erst  im  Jahre  1873  kam  es  in  Deutschland  zu 
einer  durchgreifenden  Reform  des  Tarifs  für  Wertsendungen: 
das  Porto  für  Geldbriefe  sollte  ohne  Unterschied  des  Gewichts 
4  Sgr.,  für  den  Lokalverkehr,  d.  h.  innerhalb  10  Meilen,  die 
Hälfte  kosten.  Dazu  kam  eine  Versicherungsprämie  für  Wert- 
sendungen ohne  Unterschied  der  Entfernungen  Sgr.  für  je 
100  Thaler  oder  ein  Teil  davon,  mindestens  jedoch  1  Silber- 
groschen.   Dieser  Tarif  ist  auch  geblieben. 

Dieser  Wirkungskreis  der  Post  hat  sich  sehr  gehoben. 
Sehr  große  Beträge  werden  in  dieser  Form  versandt,  so  im 
Jahre  1907  im  ganzen  Deutschen  Reich  13  Mill.  Briefe  und 
Pakete  mit  Wertangabe  im  Betrage  von  rund  19^/2  Milliarden 
Mark.    Dabei  ist  nun  allerdings  zu  berücksichtigen,  daß  ein 
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Teil  davon  Wertgegenstände  und  Kreditpapiere  (Wechsel, 
Schecks)  sind,  andererseits  aber  ein  sehr  großer  Teil  nicht 
zum  vollen  Betrage  deklariert  ist  und  dieser  letztere  wird 
häufig  die  größten  Summen  enthalten.  Hierbei  geschieht  die 
Deklaration  nur  bis  zum  Betrage  von  600  Mk.  und  der  Rest 
wird  bei  besonderen  Versicherungsgesellschaften  versichert, 
die  dafür  billigere  Sätze  als  die  Post  berechnen.  Dieser  Art 
der  Versicherung  bedienen  sich  natürlich  Geldinstitute  und 
Geschäftshäuser,  die  täglich  große  Beträge  in  Bargeld  oder 
Kreditpapieren  zu  versenden  haben.  Es  läßt  sich  infolge- 
dessen gar  nicht  zahlenmäßig  feststellen,  welche  Summe  die 
durch  die  Post  beförderten  Wertsendungen  wirklich  darstellen, 
aber  sicher  ist  wohl,  daß  sie  bedeutend  höher  ist  als  die  oben 
genannte.  Doch  auch  diese  gibt  ein  immerhin  gutes  Bild 
davon,  welche  Leistungen  die  Post  auf  diesem  Gebiete  voll- 
bringt. Sind  es  doch  im  Jahre  1907  durchschnittlich  täglich 
36  000  Sendungen  im  Nennwert  von  rund  55  Mill.  Mark,  die  bei 
den  Postanstalten  Deutschlands  eingehen  und  abgefertigt  werden. 

Aber  gerade  diese  Ziffer  zeigt  auch  gleich  den  Nachteil 
dieser  Zahlungsvermittlung  vom  volkswirtschaftlichen  Stand- 
punkt. Für  die  Allgemeinheit  ist  es  von  größtem  Interesse,  daß 
das  bare  Geld  nicht  allzulange  dem  Verkehr  entzogen  ist  und 
daß  der  Gebrauch  von  Bargeld  auf  ein  Minimum  beschränkt 
wird.  Man  kann  annehmen,  daß  unter  Hinzurechnung  der 
unterdeklarierten  Bargeldbeträge  und  Abrechnung  der  Sen- 
dungen mit  Wertgegenständen  und  Kreditpapieren  doch  noch 
55  Mill.  Mark  täglich  auf  diesem  Wege  durch  die  Hände  der 
Post  laufen.  Die  Dauer  der  Beförderung  dauert  ungefähr 
einen  Tag.  Nun  wird  das  Geld  schon  vorher  einige  Zeit  beim 
Absender  gelegen  haben  und  ebenso  vom  Empfänger  nicht 
sofort  weiter  verwendet  werden.  Nehmen  wir  an,  daß  es  bei 
beiden  je  einen  halben  Tag  gelegen  hat,  so  ergibt  sich,  daß 
dauernd  110  Mill  Mark  dem  Verkehr  und  der  allgemeinen 
Benutzung  entzogen  sind. 

Dazu  kommen  für  das  Publikum  die  Gefahren,  die  mit 
der  Aufbewahrung  des  baren  Geldes  vor  Absendung  und  nach 
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Empfang  verbunden  sind,  und  die  Umständlichkeit  der  Ver- 
packung. Der  Post  werden  große  Kosten  und  viel  Arbeit 
verursacht.  Da  sie  die  Haftpflicht  für  die  Wertsendungen 
übernimmt,  ist  ein  starkes  Personal  und  sind  umständliche 
Vorsichtsmaßregeln  nötig,  um  sie  vor  Verlusten  zu  schützen. 
Diese  Gefahr  beim  Transport  hat  z.  B.  in  Rußland  im  No- 
vember 1 906  dazu  geführt,  auf  unbestimmte  Zeit  die  Beförde- 
rung von  Geldsendungen  einzustellen.  Die  Entschädigung  für 
Verluste  etc.  durch  die  russische  Postverwaltung  betrug  allein 
im  Jahre  1906  3319  444  Frs.,  verursacht  durch  räuberische 
Überfälle.  Dem  Publikum  wurde  in  höherem  Maße  die  Mög- 
lichkeit geboten,  sich  zur  Übermittlung  von  Geldbeträgen  der 
Postanweisungen  zu  bedienen  (Erhöhung  des  Meistbetrags 
auf  5000  Rubel).  Die  Folge  war  dann  auch,  daß  die  Zahl 
der  inländischen  Postanweisungen  um  27  ^/o,  der  Betrag  um 
36  ^/o  gegen  das  Vorjahr  stieg.  Die  Aufgabe  der  Postverwal- 
tung war  somit  wesentlich  erleichtert  und  die  Interessen  des 
Publikums  nur  wenig  geschädigt,  zumal  es  gestattet  war, 
Wertpapiere  bis  zu  unbegrenzter  Höhe  in  offenen  Wertbriefen 
einzuliefern  (Union  postale  Jahrg.  1909,  Nr.  4). 

Die  Übermittlung  von  Wertsendungen  wird  fast  in  allen 
Staaten  von  der  Postverwaltung  betrieben.  Nur  die  englische 
Post  befaßt  sich  nicht  damit.  Wie  aus  der  folgenden  Tabelle, 
die  die  deklarierten  Beträge  im  inneren  Dienst  der  einzelnen  Post- 
verwaltungen für  1907  darstellt,  hervorgeht,  überragt  Deutsch- 
land die  anderen  Länder  im  Wertsendungs verkehr  bedeutend: 
Länder       Wertbriefe  und  Kästchen  Wertpakete 

Betrag  in  Francs 
Deutschland  14613  645  840  10  855  896450 

Österreich  4  389  759675  3  784431630 

Frankreich  5404345034  847 107 185 

Ungarn  4764722464  182541424 

Italien  2312  005736  64924990 

Rußland  17  903  975  342  1379  931768 

Schweiz  *)  1853336680 

*)  wie  Fahrpoststücke  behandelt. 
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Bezüglich  der  Einlieferung  der  Wertsendungen  ist  fast 
allgemein  die  Bestimmung  eingeführt,  daß  diese  verschlossen 
erfolgen  muß.  Nur  einige  Staaten  machen  davon  eine  Aus- 
nahme. So  übernimmt  die  türkische  Post  für  offen  einge- 
lieferte und  geprüfte  Wertpakete  und  -briefe  eine  weiter- 
gehende Haftpflicht  als  für  verschlossene.  Für  die  Auslieferung- 
gelten  verschiedene  Vorschriften.  In  manchen  Staaten  ist  die 
Form  der  Verpackung  vorgeschrieben  oder  ein  Höchstbetrag 
festgesetzt.  In  Deutschland  ist  dies  nicht  der  Fall.  Es  be- 
stehen keine  anderen  Beschränkungen  als  für  gewöhnliche 
Briefe  und  Pakete.  Auch  im  internationalen  Verkehr  sind 
Wertsendungen  auf  Grund  von  Vereinbarungen  zwischen  einer 
großen  Zahl  von  Staaten  des  Weltpostvereins  zugelassen. 

Sind  auch  die  Nachteile  des  Zahlungsverkehrs  in  Gestalt 
von  Wertsendungen  gar  nicht  zu  verkennen,  so  kommt  dieser 
Einrichtung  doch  eine  nicht  zu  unterschätzende  Bedeutung 
zu.  Sie  stellt  den  ersten  Eingriff  der  Post  in  die  Regulierung 
der  Zahlungen  dar.  Der  interlokale  Zahlungsausgleich  mußte 
vorher  von  den  einzelnen  Zahlungsschuldnern  oder  -empfän- 
gern  persönlich  oder  durch  Vermittlung  bekannter  vertrauens- 
würdiger Personen  erfolgen.  Bei  der  Unsicherheit  der  Straßen 
benötigten  solche  Geldtransporte  ein  stärkeres  Bewachungs- 
aufgebot und  doch  waren  Beraubungen  überaus  häufig.  Da- 
durch, daß  die  Post  diese  Tätigkeit  aufnahm,  wurden  die  zum 
Zahlungsausgleich  nötigen  Summen  zentralisiert,  die  früher 
mit  der  Uberbringung  des  Geldes  für  den  einzelnen  verbun- 
denen Unkosten  und  Zeitverluste  wurden  vermindert.  Eine 
solche  Erleichterung  der  Zahlungen  muß  natürlich  auf  die  Aus- 
gestaltung des  interlokalen  Verkehrs  zurückwirken.  Außerdem 
ist  die  Wertsendung  auch  die  Grundlage,  auf  dem  sich  nach 
und  nach  der  durch  die  Post  geleitete  Zahlungsverkehr  aus- 
bildete und  vervollkommnete.  Nun  aber  sollten  die  modernen 
Zahlungseinrichtungen  der  Post  die  körperliche  Bewegung 
der  Geldmassen  unnötig  machen,  was  leider  noch  immer  nicht 
der  Fall  ist. 

Der  l^ostari  Weisungsdienst  wurde  zuerst  in  England  ein- 


geführt  zum  Ersatz  für  den  fehlenden  Wertsendungsdienst. 
Da  er  sich  als  sehr  praktisch  erwies,  ging  er  auch  bald 
auf  die  anderen  Länder  über  und  ein  großer  Teil  der  Zah- 
lungen geschieht  jetzt  auf  diesem  Wege,  besonders  in  den 
Ländern,  in  denen  die  Erledigung  von  Verpflichtungen  vor 
wiegend  durch  Bargeld  erfolgt. 

Bezüglich  des  Verfahrens  sind  zwei  Systeme  zu  unter- 
scheiden. Bei  dem  ersten,  ich  will  es  das  englische  nennen, 
ist  der  Vorgang  folgendermaßen:  Der  Absender  läßt  durch 
den  Postbeamten  eine  Anweisung  über  den  betreffenden  Betrag 
ausschreiben,  die  er  dann  gegen  Zahlung  des  Betrages  erhält 
und  durch  Brief  an  den  Empfänger  schickt.  Gleichzeitig  mit 
der  Anweisung  hat  der  Postbeamte  ein  Benachrichtigungs- 
schreiben an  die  Auszahlungspostanstalt  ausgefertigt,  auf  der 
Empfänger  und  Betrag  angegeben  sind.  Dieses  Schreiben 
wird  durch  die  Aufgabepostanstalt  an  die  Bestimmungspost- 
anstalt gesandt  und  gegen  Einreichung  der  quittierten  An- 
weisung, event.  zwecks  Legitimation  gleichzeitigen  Vorzeigung 
des  Briefumschlags,  in  dem  er  die  Anweisung  empfangen  hat, 
erhält  der  Empfänger  die  Summe.  Hiernach  wird  verfahren 
in  England,  Frankreich,  Belgien,  Italien,  Nord-Amerika u. s.w. 

Bei  dem  zweiten,  dem  deutschen  System,  ist  es  dem  Post- 
beamten verboten,  das  Formular  auszufüllen.  Dies  ist  viel- 
mehr Sache  des  Absenders.  Der  Postbeamte  fügt  nur  einen 
Buchungsvermerk  hinzu  und  gibt  dem  Absender  eine  beson- 
dere Quittung.  Die  Anw^eisung  wird  von  der  Aufgabe-  an 
die  Bestimmungspostanstalt  übersandt  und  dort  die  Auszah- 
lung an  den  Empfänger  gegen  Quittung  bewirkt.  Dieses 
System  ist  u.  a.  eingeführt  in  Deutschland,  Osterreich,  Ungarn, 
der  Schweiz  und  den  Niederlanden. 

Bei  dem  ersten  Verfahren  ähnelt  die  Postanweisung  mehr 
der  Bankanweisung.  Sie  nimmt  deren  Charakter  noch  mehr 
dort  an,  wo  sie  auf  den  Inhaber  lauten  darf  wie  z.  B.  in  Bel- 
gien, wo  man  zwischen  mandats-poste,  die  auf  bestimmten 
Empfänger,  und  mandats  au  porteur,  die  auf  den  Inhaber 
ausgestellt  werden  können,  unterscheidet,  ferner  dort,  wo, 


—    12  — 


wenigstens  kleinere  Beträge  bis  300  Frs.,  bei  jeder  beliebigen 
Postanstalt  eingelöst  werden  dürfen,  wie  in  Frankreich  und 
Belgien.  In  England  ist  es  möglich,  Vorsorge  zu  treffen,  daß 
der  Postanweisungsbetrag  nur  durch  Vermittlung  einer  Bank 
ausgezahlt  wird,  durch  den  einfachen  Vermerk  and  co.  Dieses 
englische  Verfahren  ist  entschieden  sicherer  als  das  deutsche. 
Dadurch,  daß  die  Anweisung  vom  Absender  zum  Empfänger, 
außerdem  das  Benachrichtigungsschreiben  von  der  Aufgabe- 
zur  Bestimmungspostanstalt  geht,  wird  von  selbst  eine  Kon- 
trolle ausgeübt  und  sind  Unterschlagungen  innerhalb  der  Post 
nicht  leicht  möglich.  Noch  sicherer  ist  das  Verfahren  dort, 
wo  der  Name  des  Empfängers  auf  der  Postanweisung  nicht 
angegeben  wird,  dagegen  auf  dem  Benachrichtigungsschreiben. 
Es  ist  aber  recht  unbequem,  was  sich  besonders  bei  großem 
Verkehr  fühlbar  machen  wird.  Der  Postbeamte  verliert  viel 
Zeit  durch  das  Ausfüllen  der  Postanweisungen  und  das  Publi- 
kum muß  lange  w^arten.  Dem  modernen  Zahlungsverkehr  paßt 
es  sich  aber  besser  an.  V^enn  die  Anweisung  auf  den  In- 
haber lautet  oder  indossierbar  ist  (in  verschiedenen  Staaten 
ist  die  Indossierung  auf  eine  dritte  Person  statthaft),  stellt 
sie  ein  beweglicheres  Zahlungsmittel  dar.  Sind  auch  die  Mo- 
dalitäten bezüglich  Benachrichtigung  des  Bestimmungsamts, 
Weiterbegebung  und  Abhebung  verschieden,  so  ist  der  Grund- 
gedanke doch  überall  der  gleiche,  nämlich  die  Anweisung  dem 
Ausgleich  mehrerer  Forderungen  ohne  Anwendung  von  Bar- 
deid dienstbar  zu  machen. 

Das  deutsche  System  ist  bedeutend  einfacher.  Der  Post- 
beamte und  das  Publikum  verlieren  nicht  so  viel  Zeit.  Durch 
geeignete  Ordnung  und  Kontrolle  des  inneren  Dienstes  ist 
auch  genügende  Sicherheit  gewährleistet.  Entschädigungen 
für  Verluste  aus  dem  Postanweisungsdienst  kommen  so  gut 
wie  gar  nicht  vor.  Aber  es  bleibt  doch  der  Nachteil,  daß 
diese  Art  von  Zahlungsvermittlung  ganz  und  gar  an  den  Ge- 
brauch von  Bargeld  gebunden  ist. 

Die  Einfachheit  des  deutschen  Systems  hat  dazu  geführt, 
es  im   internationalen  Verkehr   des  Weltpostvereins  einzu- 
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führen,  wo  ja  auch  infolge  der  verschiedenen  Währungen  eine 
Barzahlung  nicht  zu  vermeiden  ist. 

In  den  meisten  Staaten  sind  die  Postanweisungen  nach 
der  Höhe  begrenzt.  Diese  Beschränkung  erfolgte  hauptsäch- 
lich im  Interesse  eines  geregelten  Verkehrs,  da  durch  die  er- 
forderliche Auszahlung  größerer  Beträge  am  Adreßort  leicht 
Verlegenheiten  entstehen  können.  Wo  eine  solche  Begrenzung 
nicht  besteht  (Frankreich,  Belgien),  hat  man  sich  Fristen  zur 
Auszahlung  vorbehalten,  die  aber  praktisch  wenig  angewandt 
werden.  Auch  dort,  wo  Höchstbeträge  festgesetzt  sind,  be- 
steht keine  Beschränkung  in  der  Zahl  der  eingelieferten  Post- 
anweisungen. Prohibitiv  wirkt  aber  überall  die  Höhe  der 
Taxen,  so  daß  eine  Festsetzung  des  Höchstbetrags  im  Grunde 
gar  nicht  nötig  wäre.  Es  ist  deshalb  nicht  recht  zu  verstehen, 
daß  sich  vielfach  die  Postverwaltungen  erst  durch  ihre  Zu- 
gehörigkeit zum  Weltpostverein  entschlossen  haben,  die  Meist- 
beträge gemäß  der  Höhe  der  hier  vereinbarten  zu  erhöhen 
(so  in  Deutschland  1879  Erhöhung  auf  400  Mk.,  1899  auf 
800  Mk.).  Mit  diesen  Erhöhungen  gingen  auch  Verbilligungen 
Hand  in  Hand.  Der  Erfolg  war,  daß  sich  der  Postanweisungs- 
verkehr sehr  hob,  was  besonders  aus  den  Zahlen  nach  1895 
in  der  folgenden  Tabelle  hervorgeht: 

Postanweisungen  innerhalb  des  Reichspostgebiets. 


Jahr 

Stück 

Betrag  in  Mk. 

1875 

23776839 

1118670631 

1880 

38550157 

2211657444 

1885 

49524970 

2967585359 

1890 

65  561960 

4045606  570 

1895 

83  693  720 

4850215196 

1900 

117370808 

7370675403 

1905 

150874184 

9167472874 

1907 

166201028 

10344817546 

Ein  Vergleich  des  innern  Postanweisungsdienstes  im 
Jahre  1907  in  verschiedenen  Ländern  (nach  Union  postale) 
zeigt,  daß  Deutschland,  sowohl  was  Zahl  als  auch  was  Betrag 
anbetrifft,  bei  weitem  an  der  Spitze  steht. 
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Länder 

Stückzahl 

Betrag  in  Frs. 

Deutschland  (Reichs- 

Post-Geb.  ,  Bayern, 

Württenriberg) 

200793984 

15657397164 

Österreich 

28960170 

1427  766440 

Belgien 

3753000 

295741962 

Frankreich 

53299249 

2197  699542 

Großbritannien 

133324497 

2070824868 

Ungarn 

19121436 

1068218784 

Italien 

36084364 

2  949892008 

Rußland 

30762  949 

6643463276 

Schweiz 

7055  208 

737006298 

Dieser  große  Postanweisungsverkehr  in  Deutschland  ist 
zum  großen  Teil  dem  Umstand  zuzuschreiben,  daß  bei  uns 
das  System  der  bargeldlosen  Zahlung  noch  sehr  w^enig 
durchgedrungen  ist.  Der  Ausgleich  von  Forderungen  erfolgt 
bei  uns  noch  in  weiten  Schichten  des  Volkes  durch  Bar- 
zahlung. Das  geht  schon  daraus  hervor,  daß  auch  größere 
Firmen  täglich  viele  Postanweisungen  bekommen.  Es  ist  aller- 
dings zu  berücksichtigen,  daß  die  durch  die  Post  eingezogenen 
Nachnahmen  und  Aufträge  durch  Postanweisung  ausgeglichen 
werden,  während  dies  in  anderen  Ländern  auf  anderem  Weg 
geschieht  und  diese  Beträge  dort  infolgedessen  nicht  unter 
der  Rubrik  „Postanweisungen"  erscheinen.  Die  starke  Zu- 
nahme des  Postanweisungsverkehrs  ist  auch  zum  großen  Teil 
auf  die  verhältnismäßig  billige  Taxe  zurückzuführen.  Ein 
Vergleich  zeigt  folgendes  Bild  (Krämer) : 

Porto  in  Mark  in 
Betrag  bis    Dtschl.   Öst.  Schweiz  Belgien  Frankr.  Italien 


16  Mk.  0,20^)  0,08  0,12  0,12  2)  0,16  0,16 

80    „  0,20  0,17  0,16  0,163)  0,40'^)  0,32—0,64 

160    „  0,30  0,34  0,24  0,32  0,60  0,80 

240    „  0,40  0,34  0,32  0,40  0,60  0,96 


—  5  Mk.  10  Pfg.  2)  8  Mk.  8  Pfg.  —  40  Mk. 
16  Pfg.,  —  80  Mk.  24  Pfg.  16  --  40  Mk.  20  Pfg.  =)  —  8  Mk. 
8  Pfg.,  —  20  Mk.  16  Pfg. 
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320 

Mk. 

0,40 

0,51 

0,40 

0,48 

0,80 

1,12 

400 

0,40 

0,51 

0,48 

0,56 

0,80 

1,28 

480 

0,50 

0,51 

0,56 

0,64 

0,80 

1,44 

560 

0,50 

0,85 

0,64 

0,72 

1 - 

1,60 

640 

» 

0,60 

0,85, 

0,72 

0,80 

1  - 

1,76 

720 

0,60 

0,85 

0,80 

0,88 

1- 

1,92 

800 

?? 

0,60 

0,85 

0,88 

0,96 

1,- 

2,08 

Auch  gegenüber  dem  deutschen  Geldbriefporto  ist  das 
Anweisungsporto  bei  Beiträgen  bis  zu  600  Mk.,  wenigstens 
auf  weitere  Entfernungen,  bilHger: 


Beträge 

Gebühr  für  Geldbriefe  . 

für  Post- Anweisungen 

bis  Mk. 

I.  Zone 

weitere  Entf. 

100 

30  Pfg. 

50  Pfg. 

20  (bis  10  Mk.  10  Pfg.) 

200 

30  „ 

50  „ 

30  Pfg. 

400 

30  „ 

50  „ 

40  „ 

600 

30  „ 

50  „ 

50  „ 

800 

35  „ 

55  „ 

60  „ 

trotzdem  durch  Verrechnung  und  Kontrolle  die  Selbstkosten 
der  Post  bei  der  Anweisung  höher  sein  dürften. 

Man  darf  nun  die  Bedeutung  des  Postanweisungsgeschäfts 
nicht  gering  veranschlagen.  Es  stellt  sicher  eine  Verbesserung 
der  Zahlungsmöglichkeit  im  Vergleich  mit  der  Wertsendung 
dar.  Die  körperliche  Bewegung  der  Geldmassen  von  Post- 
anstalt zu  Postanstalt  (Geldbrief  oder  -paket)  wurde  ein- 
geschränkt. An  ihre  Stelle  trat  die  Abrechnung  und  die 
Mühen,  Kosten  und  Gefahren  der  Bargeldbeförderung  hörten 
auf.  Die  Grundlage  ist,  daß  sich  im  Durchschnitt  die  Ein- 
und  Auszahlungen  bei  jedem  Postamt  zu  kompensieren  pflegen. 
Dies  ist  ja  nun  zwar  nicht  immer  der  Fall,  die  Post  hat  aber 
durch  eine  enge  Anlehnung  an  die  Reichsbank  bewirkt,  daß  dem 
Geldmarkt  immer  nicht  mehr  Gelder  entzogen  werden,  als 
unbedingt  zur  Regelung  des  Verkehrs  in  den  einzelnen  Post- 
kassen erforderlich  sind.  Entbehrliche  Bestände  sind  um- 
gehend an  die  nächste  Postanstalt,  die  mit  einer  Reichsbank- 
stelle in  Verbindung  steht,  abzuführen.  Jede  Reichsbankstelle 
zählt  unter  ihren  Girokunden  mindestens  eine  Postanstalt. 
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Dadurch  läßt  sich  ein  Ausgleich  schaffen  zwischen  dem  Mangel 
und  Überfluß  der  verschiedenen  Kassen.  Die  Reichsbank 
wird  so  in  ihren  Aufgaben  von  der  Post  unterstützt,  beson- 
ders durch  die  Regelung  des  Zahlungsverkehrs  und  die  Hin- 
gabe überflüssiger  Geldbestände ,  die  den  Goldvorrat  der 
Reichsbank  stärken.  Wird  doch  der  Umlauf  des  Geldes  be- 
schleunigt, weil  ein  Transport,  bei  dem  die  Geldsummen  voll- 
ständig brach  liegen,  nicht  nötig. 

Man  kann  die  Post  wohl  eine  Bank  für  den  Kleinverkehr 
nennen.  Durch  ihre  Verzweigung  bis  in  die  kleinsten  Orte 
ermöglicht  sie  es  jedem,  seinen  Zahlungsverbindlichkeiten  auf 
bequeme  Art  und  Weise  nachzukommen.  Sie  bewirkt  dadurch 
eine  ungeheure  Erweiterung  der  Geschäftsbeziehungen.  Daß 
der  Postanweisungsverkehr  hauptsächlich  zur  Erledigung  kleiner 
Zahlungen  dient,  geht  auch  aus  folgenden  Zahlen  hervor :  Von 
100  portopflichtigen  Postanweisungen  im  Reichspostgebiet 
waren  im  Jahre  1907 

im  Betrage  bis  100  Mk.  84,07 

von  100—200    „  8,56 
„    200—400    „  4,71 
„    400—600    „  1,62 
„    600—800    „  1,04 
Der  durchschnittliche  Betrag  einer  Postanweisung  war 
62,24  Mk. 

Durch  Einführung  der  telegraphischen  Postanweisungen 
spielt  die  Entfernung  bei  der  Zahlungsübermittlung  keine  Rolle 
mehr.  In  kurzer  Zeit  kann  auf  diese  Weise  ein  Zahlungs- 
ausgleich durchgeführt  werden.  Allerdings  ist  die  Benutzung 
dieser  Einrichtung  nicht  sehr  stark,  da  sie  zu  teuer  ist.  Sie 
wird  auch  nur  bei  Zahlungen  über  größere  Beträge  gebraucht: 
der  Durchschnittsbetrag  einer  telegraphischen  Postanweisung 
(Reichspostgebiet)  in  1907  war  202,84  Mk.  Im  ganzen  belief 
sich  die  Zahl  der  telegraphischen  Postanweisungen  auf  749  778, 
ihr  Betrag  auf  152  084133  Mk.,  das  ist  0,45  ^/^  der  Gesamt- 
zahl und  1,47*^/0  des  Gesamtbetrags  der  internen  Postan- 
weisungen. 
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Der  Postanweisungsverkehr  zwischen  einer  großen  Anzahl 
von  Staaten  im  Weltpostverein  hat  eine  Verbesserung  der 
internationalen  Zahlungsmögiichkeiten  herbeigeführt.  Die  Post- 
anweisung ermöglicht  hierbei  eine  Ausgleichung  der  bestehen- 
den Münz-  und  Währungsverhältnisse  und  da  der  Austausch 
bis  jetzt  zwischen  etwa  75  Staaten  eingeführt  ist,  ist  er  von 
hoher  Wichtigkeit.  Die  Höhe  ist  auf  1000  Frs.  beschränkt. 
Höhere  Beträge  werden  leichter  und  billiger  durch  Bank- 
anweisungen und  Wechsel  erledigt.  Da  die  Ein-  und  Aus- 
zahlungen grundsätzlich  in  klingender  Münze  geschehen  sollen 
—  die  einzelnen  Verwaltungen  haben  jedoch  die  Befugnis, 
auch  andere  gesetzliche  Zahlungsmittel  unter  Berücksichtigung 
von  Kursdifferenzen  anzunehmen  und  zu  verwenden  —  und 
die  Umrechnung  nach  einem  vor  Kursverlusten  schützenden 
Tarif  stattfindet,  so  ist  für  die  Post  keine  Gefahr  damit  ver- 
bunden. Die  Höhe  des  Saldos,  der  sich  im  internationalen 
Verkehr  ergibt,  ist  von  ziemlicher  Wichtigkeit  für  die  einzelnen 
Postverwaltungen,  weil  dadurch  die  Höhe  ihres  Betriebskapi- 
tals beeinflußt  wird.  Die  Schuld  seitens  des  belasteten  Landes 
ist  in  der  Regel  erst  in  einigen  Monaten  zu  bezahlen.  Je 
höher  nun  diese  ist,  um  so  höher  muß  auch  das  Betriebs- 
kapital der  Postverwaltung  des  Gläubigerlandes  sein.  Solche 
Länder,  die  regelmäßig  größere  Beträge  an  ein  anderes  Land 
abzuführen  haben,  müssen  dies  in  kürzeren  Fristen  in  voraus 
bestimmten  Summen  tun.  Im  übrigen  werden  die  Schuld-  und 
Forderungssummen  möglichst  durch  das  internationale  Bureau 
verrechnet  und  nur  die  Salden  unter  Umrechnung  nach  dem 
Börsenkurs  beglichen,  um  auch  hier  soweit  als  möglich  Bar- 
zahlungen zu  vermeiden. 

Zur  Erleichterung  der  Empfangnahme  von  Wertsachen, 
Postauszahlungen  und  Einschreibsendungen  sowohl  innerhalb 
des  inländischen  wie  besonders  des  Weltpostverkehrs  wird 
eine  einheitlich  geregelte  Legitimation  in  Gestalt  der  Identi- 
tätsbücher angestrebt,  die  auf  dem  Weltpostkongreß  in  Wien 
1891  angeregt  und  von  mehreren  Staaten,  darunter  Frank- 
reich, Italien,  Schweiz  eingeführt  wurden.  Allgemein  eingeführt 
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wäre  sie  sowohl  für  das  reisende  Publikum  wie  für  die  zahl- 
reichen in- und  ausländischen  Wanderarbeiter  von  Wichtigkeit. 

Eine  sehr  wichtige  Verbesserung  und  Vervollkommnung 
des  Postanweisungs Verkehrs  stellen  die  sogen.  Postal  Orders 
(Postbons)  dar,  die  die  Zahlung  kleiner  Beträge  von  1 — 20  Mk. 
erleichtern  sollen.  Sie  sind  gewissermaßen  Postanweisungen 
über  feststehende  Geldsummen,  die  gegen  Entrichtung  dieser 
Summe  und  einer  besonderen  Gebühr  am  Schalter  käuflich 
sind.  Sie  sind  in  England,  Frankreich,  Belgien,  Italien  und 
den  Vereinigten  Staaten  eingeführt  und  sehr  beliebt.  Die 
Abstufung  der  Beträge  ist  verschieden,  der  höchste  Wert  in 
der  Regel  etwa  20  Mk.  Trotzdem  sie  auf  feste  Beträge  lauten, 
können  sie  durch  Hinzukleben  von  Postwertzeichen  auch  auf 
Teilbeträge  gestellt  werden.  Die  Gebühren  sind  in  der  Regel 
sehr  niedrig.  Der  Käufer  setzt  auf  dem  Postbon  Name  und 
Wohnort  des  Empfängers  ein  und  sendet  ihn  brieflich  an 
diesen,  der  ihn  bei  jeder  Postanstalt  einlösen  kann. 

Dieser  Verkehr  hat  sich  überall  sehr  entwickelt.  So  sind 
in  England  1907/08  125  Milliarden  Postal  Orders  (beinahe  90  «/o 
aller  Postanweisungen)  im  Gesamtwert  von  44^/2  Mill.  Pfd.  St. 
verkauft  worden.  Auf  die  Entwicklung  hat  zweifellos  die 
Billigkeit  und  Einfachheit  des  Verfahrens  großen  Einfluß  ge- 
habt. Geschäftsleute,  die  häufig  kleinere  Zahlungen  zu  leisten 
haben,  können  sich  einen  Vorrat  von  Postbons  halten.  Auch 
vom  Standpunkt  der  Post  hat  dieser  Verkehr  große  Vorzüge. 
Der  einfachere  Betrieb  und  das  leichtere  Kontrollsystem  er- 
fordern weniger  Personal.  Aus  diesem  Grunde  und  weil  durch 
Verbilligung  auch  eine  stärkere  Inanspruchnahme  der  Ein- 
richtung eintritt,  kommt  die  Post  hierbei  eher  auf  ihre  Kosten 
als  bei  dem  sonstigen  Anweisungsgeschäft.  Dazu  kommt  noch, 
daß  die  Postbons  häufig  indossierbar  sind,  oder  auch,  wenn 
der  Absender  Namen  und  Wohnort  des  Empfängers  nicht 
einträgt,  von  letzterem,  anstatt  eingelöst  zu  werden,  weiter 
in  Zahlung  gegeben  werden.  Dadurch  tritt  dann  eine  Er- 
sparnis ein  an  Bargeld,  wie  sie  vom  Standpunkt  der  volks- 
wirtschaftlichen Interessen  innner  wieder  gewünscht  werden 
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muß.  Es  soll  allerdings  nicht  damit  gesagt  werden,  daß  der 
Postbon  nun  wie  Papiergeld  von  Hand  zu  Hand  wandern 
soll;  aber  wenn  durch  ihn  eine  oder  einige  Barzahlungen  er- 
spart werden,  so  ist  das  als  Fortschritt  zu  begrüßen. 

Der  größte  Nachteil  der  Postanweisungen  ist,  daß  sowohl 
bei  der  Ein-  wie  bei  der  Auszahlung  Bargeld  nötig  ist.  Das 
Interesse  des  Empfängers,  der  möglichst  schnell  den  Betrag 
bar  ausgezahlt  haben  will,  widerstreitet  mit  dem  Interesse  der 
Allgemeinheit,  der  daran  liegt,  nicht  zu  große  Beträge  bar 
zu  halten.  Etwas  gebessert  wird  ja  die  Sache  durch  muster- 
hafte Organisation  des  Anweisungsdienstes,  durch  schnelle 
Beförderung  und  Verlegung  aller  zeitraubenden  Kontrollen 
nach  der  Auszahlung.  Auch  die  enge  Verbindung  mit  der 
Reichsbank  ist,  wie  oben  erwähnt,  sehr  wertvoll.  Um  die 
Ersparnis  von  Barmitteln  noch  weiter  zu  fördern,  hat  die 
Post  Ein-  und  Auszahlungen  auf  Postanweisungen  durch  Giro 
der  Reichsbank  gestattet.  Doch  da  die  Zahl  der  Girokunden 
der  Reichsbank  nur  eine  geringe  ist,  sind  auch  die  Umsätze, 
die  so  gemacht  werden,  nicht  allzu  bedeutend.  So  betrugen: 


Einzahlungen 

Auszahlungen 

Jahr 

Stückzahl 

Betrag 

Stückzahl 

Betrag 

1902 

1  660 100 

164  309  500 

24  210000 

1517  409900 

1904 

2157  700 

209  986300 

28  493  400 

1864  391400 

1906 

2  802100 

264125  400 

35  726  500 

2  336  938  500 

1907 

3138  800 

292  767  200 

38  695  500 

2565  071900 

Das  ist  an  und  für  sich  schon  eine  ganz  ansehnliche 
Summe,  aber  betrachtet  man  dagegen  den  Gesamtpostanwei- 
sungsumsatz in  Deutschland,  der  1907  etwa  23  Milliarden  Mark 
betrug,  so  ist  doch  nur  eine  langsame  Entwicklung  der  Ver- 
rechnung zu  verzeichnen. 

Unter  Abzug  der  2,6  Milliarden  Mark  im  Giroweg  er- 
ledigten Postanweisungen  bleibt  noch  ein  Betrag  von  20^2 
Milliarden  übrig,  der  bar  ein-  und  ausbezahlt  wurde. 

Auch  durch  den  Ausgleich  mittelst  der  Reichsbank  zwischen 
Postanstalten,  wo  mehr  ein-  als  ausgezahlt  wird  oder  umge- 
kehrt, läßt  sich  nicht  ganz  vermeiden,  daß  überflüssige  Be- 

2* 
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stände  zuweilen  nutzlos  in  den  Postkassen  liegen.  Das  ist 
bei  der  großen  Verteilung  der  Postämter  und,  weil  sich  die 
Versendung  jedes  kleinsten  Betrages  nicht  immer  lohnt,  nicht 
möglich. 

Außerdem  ist  der  Postanweisungsverkehr  doch  immer 
noch  recht  teuer.  Allen  diesen  Nachteilen  kann  erst  abge- 
holfen werden  durch  die  Einführung  und  Popularisierung  des 
Postscheck-  und  Giroverkehrs,  über  den  weiter  unten  ausführ- 
lich zu  sprechen  sein  wird. 

An  dieser  Stelle  soll  noch  einer  Einrichtung  Erwähnung 
getan  werden,  die  in  Italien  besteht  und  entschieden  Nach- 
ahmung verdient:  die  Reisekreditbücher.  Die  Summen,  über 
die  sie  ausgestellt  werden,  dürfen  nicht  kleiner  als  200  Lire 
und  nicht  größer  als  5000  Lire  sein.  Die  Abhebung  kann  in 
Teilbeträgen  von  50 — 1000  Lire  erfolgen.  Gebühren  werden 
bei  der  Ausstellung  in  Höhe  von  50  Ct.  für  jede  angefangenen 
100  Lire  bis  zum  Betrage  von  1000  Lire,  von  25  Ct.  für  jede 
weiteren  100  Lire  erhoben.  Die  Kreditbücher  haben  4  Monate 
Gültigkeit,  den  Ausstellungsmonat  nicht  mitgerechnet.  Für 
das  berufsmäßig  oder  vergnügungshalber  reisende  Publikum 
ist  diese  Einrichtung  von  großer  Bedeutung.  Die  Mitführung 
größerer  Barbeträge,  die  bei  dem  Fehlen  von  Bankanstalten 
nicht  zu  vermeiden  ist,  fällt  dadurch  vollständig  fort.  In 
Italien  wird  allerdings  von  den  Reisekredit büchern  wenig  Ge- 
brauch gemacht.  Aber  durch  einen  zweckmäßigen  Ausbau 
und  vor  allem  auch  internationale  Abmachungen  könnte 
hierdurch  einem  wesentlichen  Bedürfnis  der  Reisenden,  deren 
Zahl  von  Jahr  zu  Jahr  wächst,  Rechnung  getragen  werden. 


Nachnahme  und  Auftrag. 

Eine  weitere  Tätigkeit  der  Post  besteht  in  der  Geld- 
einziehung durch  Nachnahme  oder  Postauftrag.  Diese  Ver- 
fahren sind  fast  in  allen  Ländern  eingeführt  und  bestehen 
auch  im  internationalen  Verkehr. 
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Die  Entnahme  von  Geldbeträgen  durch  Nachnahme  auf 
Warensendungen  ist  schon  recht  alt.  1851  wurden  in  Preußen 
auch  Briefe  in  diesen  Verkehr  zugelassen.  Die  betreffenden 
Gegenstände  mußten  teure  Taxen  bezahlen,  weil  sie  zur  Fahr- 
post rechneten.  Erst  1890  erfolgte  eine  grundsätzliche  Ände- 
rung. Es  wurde  von  jetzt  ab  eine  gleichzeitig  mit  dem  Porto 
zu  entrichtende  einheitliche  Einlösungsgebühr  von  10  Pfg.  er- 
hoben. 1892  wurden  auch  Postkarten  und  Drucksachen,  auf 
denen  eine  Berufung  auf  vorherige  briefliche  Mitteilungen 
gestattet  ist,  zugelassen.  Der  Höchstbetrag  der  Nachnahme 
war  unterdes  auf  800  Mk.  erhöht  worden. 

Das  Postauftragsverfahren  ist  1871  in  Deutschland  eingeführt 
worden.  Die  Gebühr  betrug  ohne  Rücksicht  auf  Entfernung 
und  Gewicht  30  Pfg.  für  jeden  Auftrag.  Rechnungen,  Wechsel, 
Quittungen,  Anweisungen  und  alle  sonstigen  Handels-  und  Wert- 
papiere, die  ohne  Kosten  zahlbar  sind,  können  auf  diesem 
Wege  eingelöst  werden.  Seit  1876  ist  auch  gestattet,  durch 
Postauftrag  Akzepte  für  Kreditpapiere  einzuholen,  ohne  daß 
der  Betrag  begrenzt  ist;  doch  wird  hiervon  ziemlich  wenig 
Gebrauch  gemacht:  1904  wurden  45861,  1908  46276  Forde- 
rungsdokumente zu  diesem  Zweck  eingereicht.  Der  Meist- 
betrag, der  ursprünglich  auf  150  Mk.  beschränkt  war,  ist  im 
Anschluß  an  die  Postanweisung  auf  800  Mk.  erhöht  worden. 

Das  Postauftrags  verfahren,  in  dem  sich  seit  der  Ein- 
führung nichts  W^esentliches  geändert  hat,  ist  folgendermaßen: 
Der  Auftrag  wird  auf  einem  vorgedruckten,  von  der  Verwal- 
tung gelieferten  Formular  erteilt  und  gleichzeitig  mit  dem 
Forderungsdokument  im  Briefumschlag  an  diejenige  Postanstalt 
gesandt,  die  die  Einlösung  bewirken  soll. 

Der  Vorgang  beim  Nachnahme  verfahren  ist  einfacher. 
Es  ist  auf  die  Sendung  (Paket,  Brief,  Karte)  selbst  nur  ein 
Nachnahmevermerk  und  die  nachzunehmende  Summe  zu 
schreiben.  Die  Zustellung  des  eingelösten  Betrags  erfolgt  in 
beiden  Fällen  durch  Postanweisung  nach  Abzug  des  Portos. 
Ebenso  bestehen  dieselben  Vorschriften  über  Meistbetrag,  Vor- 
zeigung, Lagerfrist.    Ein  Unterschied  besteht  darin,  daß  bei 


der  Nachnahme  eine  briefliche  Mitteilung  beigefügt  werden 
kann  und  daß  bei  Warensendungen  nie  ein  Auftrag,  nur  ein 
Nachnahmegesuch  erteilt  werden  kann.  Ferner  wird  für  den 
Verlust  eines  Auftrags  als  Einschreibbriefs  eine  feste  Ent- 
schädigung von  42  Mk.  bezahlt,  während  diese  sich  bei  Ver- 
lust einer  Nachnahmesendung  nach  dem  Wert  derselben  be- 
mißt. Der  Auftrag  hat  besonderen  Vorzug  deshalb,  weil  die 
Forderungsdokumente  in  natura  vorgelegt  werden  und  der 
Gläubiger  für  den  Fall  einer  Zahlungsverweigerung  Vorsorge 
treffen  kann,  daß  die  Papiere  an  einen  Dritten  weitergesandt 
oder  zu  Protest  (bei  Wechseln)  gegeben  werden.  Dadurch  ist 
er  vor  einem  rechtlichen  Verlust  seines  Anspruchs  geschützt. 
Sonst  ist  es  für  den  Versender  im  Wesen  gleichgültig,  ob 
er  die  Einziehung  durch  Nachnahme  oder  Auftrag  be- 
wirken läßt. 

Eine  Verbesserung  bezüglich  Ersparung  von  Bargeld  ist 
dadurch  erreicht,  daß  die  Begleichung  von  Postauftragsgeldern 
seit  1901  im  Giro  weg  der  Reichsbank  an  allen  Reichsbank- 
plätzen mit  Abrechnungsstellen  zugelassen  ist,  also  an  17  Plätzen. 
Die  Protesterhebung,  die  früher  nur  durch  gerichtliche  Be- 
amte bewirkt  werden  durfte  und  umständhch  und  teuer  war, 
darf  seit  Beginn  dieses  Jahres  durch  die  Postbeamten  er- 
folgen, was  natürlich  eine  große  Vereinfachung  bedeutet. 
Diese  Maßnahme  war  in  Belgien  schon  seit  längerer  Zeit  ge- 
troffen und  der  Erfolg  sehr  befriedigend.  So  wurden  1904 
von  182000  Protesten  122000  durch  Postbeamte  erhoben. 

Das  belgische  Postauftragsverfahren  ist  überhaupt  be- 
sonders gut  ausgebildet,  es  läßt  sich  aber  nicht  ohne  weiteres 
auf  andere  Staaten  übertragen.  Dort  ist,  je  nachdem  es  sich 
um  Quittungen,  Rechnungen,  Wechsel,  Zinsscheine,  gelooste 
Wertpapiere  etc.  handelt,  das  Verfahren  ebenso  wie  die  Ge- 
bühren verschieden.  Zinsscheine  von  belgischen  Staatsanleihen 
werden  ohne  jede  Gebühr  gegen  bar  eingetauscht. 

Folgende  Tabelle  zeigt  die  Höhe  der  Summen  im  Jahre 
1907,  um  die  es  sich  in  diesem  Zweig  der  Posttätigkeit  handelt, 
in  verschiedenen  Staaten  (nach  Statistik  der  Union  postale). 
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Län  der: 


Deutschi. 

Österreich 

Belgien 

Frankreich 

Ungarn 

Italien 

Rußland 

Schweiz 


Nachnahm  en 

Betrag  der 

verweig. 
in  Francs 

452187  690 
352  350 1) 


Aufträge 


Totalbetrag 


Totalbetr. 


1249947000 
6 600000 1 
12026  500 
114255025 
77  347148 
34148897 
154802172 
77203377 


1013372 
3  796  780 
5901350 

6  790940 

7  530920 


888909920 
49568918 
1420433886 
465  905832 
12823182 
157248465 


nicht  ein- 
gelöst 

254  827900 
24804575 

120690547 
98303338 
6697373 
42145410 


149523009  43679091 


^)  Anzahl. 


Das  Überwiegen  Belgiens  im  Postauftragsverkehr  ist  auf 
die  oben  erw^ähnte  bessere  Ausbildung  desselben  zurückzu- 
führen. Daß  in  Deutschland  der  Nachnahmeverkehr  stärker 
als  der  Postauftragsverkehr  ist,  erklärt  sich  wohl  zum  Teil 
daraus,  daß  die  Gebühren  in  jenem  geringer  sind  als  in  diesem. 
Trotzdem  in  beiden  Fällen  die  Arbeitslast  der  Post  beim  Ein- 
zug die  gleiche  ist,  rechtfertigt  sich  dies  doch,  weil  beim  Auf- 
trag durch  die  Möglichkeit  der  Protestaufnahme  ein  nicht  zu 
unterschätzender  Vorteil  erwächst.  Übrigens  könnte  für  eine 
zweite  Vorzeigung  der  Nachnahme  oder  des  Auftrags  ruhig 
die  Einlösungsgebühr  noch  einmal  erhoben  werden,  da  ja  der 
Post  dadurch  doppelte  Arbeitslast  aufgebürdet  wird.  Die  Ein- 
führung einer  solchen  Nachgebühr  wird  jetzt  von  der  Reichs- 
postverwaltung beabsichtigt,  von  der  Handelswelt  jedoch  stark 
bekämpft. 

Die  Bedeutung  des  Nachnahmeverkehrs  besteht  darin, 
daß  dadurch  die  Möglichkeit  einer  Ausdehnung  des  Geschäfts- 
verkehrs über  die  örtlichen  Grenzen  geschaffen  wird.  Eine 
solche  war  früher  nur  möglich,  wenn  die  Kreditwürdigkeit 
des  Kunden  bekannt  war.  Dies  ist  nicht  mehr  nötig,  durch 
die  Nachnahme  kann  selbst  auf  weite  Entfernungen  ein  Bar- 


kauf oder  -verkauf  stattfinden,  und  von  säumigen  oder 


un- 


sicheren Bestellern  ohne  besondere  Umstände  der  Kaufpreis 
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eingezogen  werden.  Auch  das  leidige  Kreditgeben  wird  da- 
durch eingeschränkt.  Infolgedessen  beobachten  wir  auch  in 
der  neueren  Zeit  ein  immer  stärkeres  Anwachsen  der  Ver- 
sandgeschäfte, was  allerdings  für  die  örtlichen  Geschäftsleute 
eine  unliebsame  Konkurrenz  bedeutet,  andererseits  aber  auch 
ein  Ansporn  für  diese,  den  Wünschen  des  Publikums  voll- 
kommener gerecht  zu  werden.  Durch  die  Intern ationalisierung 
ist  die  räumliche  Grenze  des  Geschäftsverkehrs  noch  bedeutend 
erweitert. 

Die  Postaufträge  sind  ein  bequemes  Mittel  zur  Geld- 
einziehung. Der  Gläubiger  geht  im  Fall  einer  Zahlungs- 
verweigerung seitens  des  Empfängers  seiner  Ansprüche  durch 
die  Möglichkeit,  Protest  aufnehmen  zu  lassen,  nicht  verlustig. 
Der  kleine  Geldverkehr  erhält  dadurch  die  Vorteile  einer 
Bankverbindung,  was  besonders  für  den  Mittelstand  wertvoll 
ist.  Die  Bedeutung  des  Postauftragsverfahrens  wird  erhöht 
einerseits  durch  die  Verzweigung  der  Post  bis  in  die  kleinsten 
Orte,  andererseits  durch  die  Ausdehnung  über  die  Grenzen 
des  eigenen  Landes,  die  durch  besondere  Ubereinkommen 
innerhalb  des  Weltpostvereins  seit  dem  Lissaboner  Kongreß 
(1885)  bewirkt  ist. 

Postsparkasse. 

Entstellungsgründe. 

In  der  zweiten  Hälfte  des  vorigen  Jahrhunderts  gliederte 
die  Post  sich  einen  ihr  anscheinend  ganz  fern  liegenden  Ge- 
schäftszweig an,  die  Postsparkasse.  Betrachtet  man  aber  die 
Gründe,  die  dazu  führten,  so  wird  man  sehen,  daß  die  Post 
geradezu  prädestiniert  ist,  dem  Sparwesen  zu  dienen.  Man 
ist  sich  wohl  allgemein  darüber  klar,  daß  die  Sparkassen  zu 
den  bewährtesten  und  wirksamsten  Einrichtungen  gehören, 
die  bestimmt  sind,  den  wirtschaftlichen  und  sittlichen  Zu- 
stand der  arbeitenden  Klassen  zu  stärken  und  den  Wohlstand 
der  Nation  zu  vermehren.  Es  muß  daher  für  die  Regierung 
von  größtem  Interesse  sein,  diesen  Spartrieb  zu  pflegen  und 
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zu  fördern,  die  Spargelegenheit  zu  vermehren  und  die  Mög- 
hchkeit  zu  schaffen,  das  Ersparte  bequem,  sicher  und  zugleich 
einträglich  aufzubewahren. 

Die  Sparkassen  kamen  erst  zu  Anfang  des  19.  Jahrhun- 
derts auf,  vielfach  durch  private  Initiative  ins  Leben  gerufen 
und  durch  Private  geleitet.  Natürlich  zeigten  sich  auch  bald 
viele  Schattenseiten  dieser  privaten,  der  Öffentlichkeit  gewid- 
meten, aber  nicht  von  der  Öffentlichkeit  kontrollierten  Arbeit. 
Nicht  nur  sollten  die  Verwaltungskosten  gedeckt  werden^  man 
wollte  auch  einen  Gewinn  herauswirtschaften.  Selbstverständ- 
lich konnte  man  daher  nur  dort  Sparkassen  eröffnen,  wo  die 
Bevölkerung  zahlreich  und  dicht  war  und  somit  viele  Spar- 
einleger zu  erlangen  waren.  Von  einer  netzartigen  Ausbreitung 
über  das  ganze  Land  konnte  keine  Rede  sein.  Die  Aussichten 
auf  Gewinn  waren  der  leitende  Gesichtspunkt,  und  das  platte 
Land  hatte  darunter  zu  leiden.  Weite  Gegenden  waren  ohne 
Sparkasse  oder  konnten  eine  solche  nur  unter  manchen  Un- 
bequemlichkeiten erreichen,  was  natürlich  auf  den  Spartrieb 
nicht  gerade  ermutigend  wirken  konnte.  Ebenso  nahmen  die 
Sparkassen  vielfach  kleinere  Einlagen  nicht  an,  da  diese  nur 
Arbeit  verursachten  und  den  Kostenaufwand  nicht  deckten. 
Sie  entwickelten  sich  daher  immer  mehr  zu  Kassen  der  Wohl- 
habenden. Die  Durchschnittsguthaben  erreichten  vielfach  die 
Höhe  von  1000  Mk.,  ja  überschritten  sie  sogar.  Wo  aber  die 
niederen,  arbeitenden  Klassen  stark  am  Sparen  beteiligt  sind, 
sind  solche  Durchschnittsbeträge  ausgeschlossen.  Der  eigent- 
liche Zweck  der  Sparkassen,  die  kleinsten  Ersparnisse  heran- 
zuziehen, dem  Sparer  den  Vorteil  eines,  wenn  auch  geringen 
Zinsgenusses  zu  verschaffen  und  ihm  zu  helfen,  in  den  Jahren 
des  Alters  und  der  Krankheit  einen  Notgroschen  zu  haben, 
hörte  mehr  und  mehr  auf.  Und  gerade  kleine  Beträge  werden 
überaus  leicht  vergeudet  und  für  Sachen  fortgeworfen,  die 
keinem  Bedürfnis  des  Käufers,  sondern  einer  Laune  entspringen 
und  an  sich  wertlos  sind. 

Dazu  kam  noch,  daß  infolge  politischer  Wirren  oder 
durch  unvorsichtige  Anlage  Verluste  in  den  angelegten  Gel- 
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dern  entstanden  oder  vielfach  Unterschlagungen  vorkamen. 
Nicht  nur  verloren  dadurch  die  Sparer  ihr  mühsam  erspartes 
Geld,  es  v^urde  auch  das  Vertrauen  der  Bevölkerung  in  die 
Sparkassen  vollständig  erschüttert,  die  Spargelder  w^urden 
zurückgezogen  und  neue  Sparer  fanden  sich  schwer. 

Gesetzliche  Regelungen  v^urden  vielfach  versucht,  sie 
konnten  aber  die  vielen  Mängel  der  bestehenden  Privatspar- 
kassen nicht  beseitigen  und  brachten  vielfach  den  Staat  in 
mißliche  Lagen.  In  England  wurde  bestimmt,  daß  die  Kapi- 
talien der  Sparkassen  an  den  Staat  auszuhändigen  seien,  der 
sie  zu  verschiedenen  Finanzoperationen  ausschließlich  zu 
Staatszwecken  verwertete.  Bei  der  Verwendung  der  Spar- 
gelder durch  den  Staat  mußte  natürlich  der  Gedanke  Platz 
greifen,  daß  der  Staat  auch  für  alle  bei  Sparkassen  einge- 
lieferten Gelder  garantierte  und  bei  Unterschlagungen  für 
Ersatz  sorgen  würde,  trotzdem  ihm  die  Oberaufsicht  über  die 
Sparkassen  nicht  zustand.  In  der  Zeit  von  1844  bis  1857 
wurden  179280  Pfd.  St.  unterschlagen  und  der  Wunsch  nach 
einer  Staatssparkasse  wurde  immer  stärker.  Außerdem  war 
die  Anzahl  der  Sparkassen  verhältnismäßig  gering  und  die 
Verteilung  im  Lande  ganz  ungleichmäßig.  Ein  vom  Bankier 
Sikes  verfaßte  Entwurf  über  Post  office  saving  banks  w^urde  von 
Minister  Gladstone  mit  Eifer  aufgenommen.  Nachdem  auch 
das  Parlament  seine  Billigung  ausgesprochen  hatte,  wurde  am 
16.  September  1861  die  Postsparkasse  eröffnet.  Die  Zahl  der 
Postanstalten,  die  am  Sparverkehr  teilnahmen,  wurde  von 
Jahr  zu  Jahr  erweitert  und  die  Erfolge  wurden  immer  besser. 

Durchschnitts-      Durchschn.-   Durchschn.-  Die  Zahl 
Jahr     zahl  d.  offenen       Betr.  d.  Ges.  Betr.  d.  Ein-  d.  offen. 

Konten  Guthaben    zelguthaben  Stellen 

1863/68         663000  7000000       11.  3.  5.  3390 

1869/74       1373000  18000000       13.  5.  3.  4498 

1875/80       1889000  29000000       15.  12.  5.  5742 

Der  Erfolg  in  England   trug  wohl  viel   dazu   bei,  daß 


andere  Staaten  bald  folgten, 
deren  Verhältnisse  dabei  mit. 


Außerdem  wirkten  die  beson- 
Die  oben  geschilderten  Mängel 
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fanden  sich  überall.  In  Frankreich  war  die  Bestimmung  ge- 
troffen, daß  sämtliche  Spargelder  innerhalb  24  Stunden  an 
die  caisse  des  Depots  et  Consignations  abzuführen  waren,  die 
sie  fest  mit  4^/^^  verzinste.  Auch  die  eigenen  Gelder  der  Spar- 
kasse waren  so  oder  in  Staatspapieren  anzulegen.  Der  Über- 
gang zur  Staats-(Post-)Sparkasse  war  daher  nur  ein  Schritt. 
In  anderen  Ländern  war  vor  Gründung  der  Postsparkasse  das 
Sparkassenwesen  so  gut  wie  gar  nicht  entwickelt,  Belgien, 
Japan,  Italien  (hier  kam  noch  hinzu,  daß  die  Lottoeinnahme- 
stellen weit  verbreitet  waren  und  alle  Schichten  der  Bevölke- 
rung ihr  Geld  in  diesem  Glücksspiel  anlegten).  Man  hoffte 
vor  allem,  die  ärmere  Bevölkerung  so  zum  Sparen  zu  erziehen 
und  dadurch  auf  eine  bessere  und  sicherere  Stufe  zu  stellen. 
Die  Gründungsjahre  der  bedeutenderen  Postsparkassen  sind 
die  folgenden: 


England 

1861 

Schweden 

1884 

Belgien 

1870 

Ungarn 

1886 

Japan 

1875 

Finnland 

1887 

Italien 

1876 

Rußland 

1889 

Holland 

1881 

Trans  val 

1893 

Frankreich 

1882 

Ägypten 

1901 

Österreich 

1883 

Türkei 

1905 

Kapland 

1884 

Unter  den  europäischen  Staaten  sind  mithin  nur  wenige, 
die  keine  Postparkassen  haben,  darunter  auch  Deutschland. 
Auf  die  deutschen  Verhältnisse  komme  ich  später  noch  zurück 
und  will  zunächst  die  Tecknik  und  Organisation  des  Post- 
sparkassenbetriebs kurz  besprechen. 

Organisation  und  Technik. 

Die  Grundzüge  sind  im  großen  und  ganzen  die  gleichen. 
Aber  es  finden  sich  doch  je  nach  den  verschiedenen  Verhält- 
nissen und  Erfahrungen  Einzelheiten,  die  voneinander  ab- 
weichen. Überall  ist  das  Bestreben  vorhanden,  die  Verwal- 
tungskosten zu  vermindern  und  die  Bequemlichkeiten  für  die 
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Sparer  zu  erhöhen.  Bezüglich  der  Organisation  herrscht  das 
zentrahstische  System  vor.  Eine  Zentrale  übt  die  ganze  um- 
fangreiche Tätigkeit  aus  und  die  einzelnen  Postanstalten  sind 
Mittelglieder  zwischen  Sparer  und  Zentrale.  Es  sind  dabei 
weniger  Arbeitskräfte  nötig,  da  der  konzentrierte  Betrieb  eine 
weitgehende  Arbeitsteilung  gestattet.  Aus  demselben  Grunde 
wird  die  zu  leistende  Arbeit  vielfach  schneller  ausgeführt. 
Auch  ist  der  Betrieb  so  leichter  zu  übersehen.  Dies  System 
ist  eingeführt  in  England  nebst  Kolonien,  Frankreich,  Belgien, 
Italien  etc. 

Etwas  anders  ist  die  Sache  in  Rußland,  Finnland, 
Schweden.  Man  kann  dort  allerdings  nicht  von  Dezentrali- 
sation sprechen,  diese  hat  nur  bezüglich  Abrechnung  mit  den 
Postämtern,  Kontenführung  und  Befugnis  zu  Rückzahlungen 
statt.  Ein  Hauptamt  ist  auch  hier  vorhanden,  das  die  gesarate 
Buchhaltung  in  sich  vereinigt.  Jedoch  hat  der  Ansatz  zur 
Dezentralisation  seine  Vorteile,  die  sich  besonders  in  der 
größeren  Schnelligkeit  der  Rückzahlungen,  mithin  größeren 
Bequemlichkeit  für  die  Sparer,  äußern  und  für  große  Länder 
von  Wichtigkeit  sind. 

Für  Einlagen  ist  ein  Mindestbetrag  festgesetzt:  1  Fr., 
1  Kr.  etc.  Um  jedoch  auch  das  Sparen  geringerer  Summen 
zu  ermöglichen,  werden  fast  überall  Sparkarten  ausgegeben, 
in  die  Marken  über  kleinere  Beträge  eingeklebt  werden,  bis 
der  Mindestbetrag  erreicht  ist.  Dann  werden  sie  in  Zahlung 
genommen.  Das  Sparmarkensystem  erfreut  sich  großer  Be- 
liebtheit, und  sein  Gebrauch  hat  ständig  zugenommen.  Der 
Höchstbetrag  der  Gesamteinlagen  ist  ebenfalls  beschränkt, 
häufig  auch  der  Betrag  der  einzelnen  und  jährlichen  Gesamt- 
einlagen. Das  geschieht  einerseits,  um  den  Privatsparkassen 
keine  zu  starke  Konkurrenz  zu  machen,  andererseits  um  den 
Staat  nicht  allzusehr  zu  belasten  und  schließlich,  um  dem 
eigentlichen  Zweck  der  Postsparkasse,  den  ärmeren  Schichten 
zu  dienen,  treu  zu  bleiben.  Aus  denselben  Gründen  ist  auch 
die  Verzinsung  geringer  als  bei  den  Privatsparkassen.  Ent- 
weder ist  von  vornherein  ein  fester,  aber  niedriger  Zinsfuß 
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festgesetzt,  dessen  Änderung  nur  durch  bestimmte  Organe 
und  nach  Genehmigung  durch  die  betreffenden  Volksver- 
tretungen erfolgen  kann,  oder  der  Zinsfuß  muß  im  bestimmten 
Verhältnis  zu  dem  bei  Privatsparkassen  üblichen  z.  B.  immer 
1  Prozent  unter  diesem  stehen.  Die  Verzinsung  beginnt  in 
der  Regel  mit  dem  der  Einzahlung  folgenden  1.  oder  16.  d. 
Mts.  und  hört  auf  mit  dem  der  Rückzahlung  vorhergehenden 
30.  oder  15.  d.  Mts.  Zurzeit  bestehen  folgende  Bestimmungen: 
Länder    Verzinsung    Mindesteini.     Höchste  Ges.-Einl. 


^1 

Mk. 

Mk. 

Japan 

5,4 

-21 

2093 

Rußland 

4,0 

-,54 

■  21601) 

Schweden 

3,6 

1,12 

2250 

Österreich 

3,0 

—  85 

1700 

Ungarn 

3,0 

—,85 

34002) 

Belgien 

3,0 

—,80 

unbegrenzt  ^) 

Türkei 

3,0 

-,92 

3692 

Italien 

2,64 

—,80 

1600*) 

Holland 

2,64 

-,43 

2040^) 

England 

2,5 

1,02 

4088«) 

Frankreich 

2,5 

—,80 

1200 

1)  Für  juristische  Personen  6480,4^^/0  Zs.  jedoch  nur  bis 
2160,  darüber  2,4  o/^.  2)  ggOO  für  Gesellschaften.  ^)  Gut- 
haben, die  2000  Frs.  übersteigen,  erhalten  für  den  ganzen 
Betrag  nur  2^/^  Zinsen.  *)  Jährliche  Höchsteinlage  800  Mk. 
(1000  Lire).  ^)  4080  für  gewisse  Gesellschaften.  ®)  Jährliches 
Einlagemaximum  50  Pfd.  St.     '^)  Für  Gesellschaften  12  000. 

Das  Einzahlungsverfahren  ist  verschieden.  In  England 
und  seinen  Kolonien,  Österreich,  Ungarn,  Italien  erhält  der 
Sparer  bei  dem  Postamt,  ^\o  er  die  Einzahlung  bewerkstelligt, 
eine  Interimsquittung.  Die  Postanstalten  fertigen  täglich 
Nachweisungen  an  das  Zentralamt  aus,  in  denen  die  einge- 
zahlten Beträge  und  betreffenden  Sparer  aufgeführt  sind.  Vom 
Zentralamt  w^erderi  nun  die  eigentlichen  Quittungen  aus- 
geschrieben und  den  Sparern  übermittelt.  Das  Verfahren  ist 
ziemlich  umständlich  und  erfordert  viel  Arbeit.    Es  verbürgt 
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jedoch  vollständige  Sicherheit.  Ein  anderes  Verfahren,  das 
in  Rußland,  Finnland,  Belgien,  Schweden,  Frankreich  an- 
gewandt wird,  ist  bedeutend  einfacher  und  dabei  doch  ge- 
nügend sicher.  Hier  klebt  der  Beamte,  der  die  Einzahlung 
annimmt,  Quittungsmarken  über  den  betreffenden  Betrag  in 
das  Sparbuch.  Dadurch  wird  die  Extraquittung  erspart,  Nach- 
weisungen brauchen  nicht  täglich  an  das  Zentralamt  zu  gehen. 
Die  Kontrolle  übt  der  Sparer  selbst  aus.  Sehr  wertvoll  ist 
diese  Art  von  Quittung  in  Rußland,  das  einen  hohen  Prozent- 
satz Analphabeten  aufweist.  Dadurch,  daß  die  Farbe  der 
Marken  derjenigen  der  bekannten  Staatsnoten  über  die  gleichen 
Beträge  nachgebildet  ist,  kann  auch  der  Analphabet  erkennen, 
daß  er  eine  ordnungsmäßige  Quittung  erhalten  hat.  Beson- 
ders gut  ausgebildet  ist  das  französische  Verfahren.  Dort 
wird  zur  Quittung  für  jede  Einlage  ein  Satz  Marken  benutzt, 
der  über  eine  bestimmte  Summe  lautet.  Von  diesem  Satz 
werden  soviel  Marken  abgetrennt  und  in  das  Sparbuch  ein- 
geklebt, wie  dem  eingezahlten  Betrag  gleichkommt.  De^Rest 
geht  an  die  Zentrale,  und  diese  weiß  nun,  daß  die  Differenz 
zwischen  dem  ganzen  Satz  und  den  übrig  gebliebenen,  ihr 
übermittelten  Marken  die  eingezahlte  Summe  darstellt.  Bei 
der  Rückzahlung  kann  man  auch  zwei  Systeme  unterscheiden : 
1.  Der  Sparer  kündigt  einen  bestimmten  Betrag  bei  der  Zen- 
trale unter  gleichzeitiger  Einsendung  des  Sparbuchs.  Dort 
wird  die  Buchung  vollzogen;  das  Sparbuch  geht  dann  an  die 
betreffende  Postanstalt,  die  nun  den  Betrag  gegen  Quittung 
auszahlt  (Rußland,  Finnland,  Belgien,  Schweden).  2.  Der 
Sparer  kündigt  brieflich  den  Betrag  bei  der  Zentrale,  ohne 
sein  Sparbuch  einzusenden.  Die  Zentrale  fertigt  eine  Zah- 
lungsanweisung aus  und  übersendet  sie  dem  Sparer,  der  nun 
gegen  Vorzeigung  derselben  und  Quittung  den  Betrag  bei 
seiner  Postanstalt  ausgezahlt  erhält.  Bei  beiden  Verfahren 
entsteht  die  gleiche  Arbeit. 

In  der  Regel  sind  für  die  Rückzahlungen  Kündigungs- 
fristen festgesetzt,  die  um  so  länger  sind,  um  je  höhere  Be- 
träge es  sich  handelt.    Die  Bestimmungen  sind  hauptsächlich 
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getroffen,  um  die  Sparkasse  in  Zeiten  der  Not,  politischer 
Unruhen  etc.  zu  schützen.  Allgemein  findet  zu  solchen  Zeiten 
ein  „run"  auf  die  Sparkassen  statt,  der  diese  in  die  schwierigste 
Lage  bringt.  Sie  wird  womöglich  durch  solche  Übereilungen 
gezwungen,  Bestände  unter  Verlust  abzustoßen  und  muß 
schließlich  ihre  Zahlungen  doch  einstellen.  So  entstehen  Ver- 
luste für  die  Kasse,  für  ihre  Sparer,  und,  da  die  Bestände  in 
der  Regel  in  Staatspapieren  bestehen,  auch  für  den  Staat. 
Dem  kann  durch  Einhalten  von  Kündigungsfristen  wirksam 
entgegengetreten  werden.  Nach  dem  ersten  Schreck  beruhigt 
sich  häufig  die  öffentliche  Meinung  und  übereilte  Rückzahlungs- 
gesuche werden  wieder  zurückgezogen.  In  gewöhnlichen  Zeiten 
machen  die  meisten  Postsparkassen  keinen  Gebrauch  von 
Kündigungsfristen  und  zahlen  sofort  aus,  nur  wenige  wie  Ruß- 
land, Belgien,  Italien  halten  daran  fest. 

Das  Bestreben,  den  Verkehr  bequemer  zu  machen  und 
ie  Verwaltungskosten  zu  verringern  sowie  die  Erfahrungen, 
aß  Fälschungen  etc.  fast  nie  vorkamen,  hat  zu  vielen  Ver- 
infachungen  geführt.   Es  wurde  den  Postanstalten  gestattet, 
leinere  Beträge  ohne  vorherige  Anweisung  der  Zentrale  aus- 
zuzahlen. Dadurch  ist  der  Verkehr  ungemein  erleichtert.  Die 
Zahl  dieser  kleinen  Rückzahlungen  macht  40  und  mehr  Prozent 
aller  aus.    In  Osterreich  betrug  die  Zahl  der  Rückzahlungen 
in  kurzem  Weg  in  1908  1374161,  d.  i.  76  «/o  aller.  Weiter 
wurden  telegraphische  Rückzahlungen  unter  Begrenzung  bis 
auf  einen  gewissen  Höchstbetrag  eingeführt.    Trotzdem  die 
Kosten  immerhin  hoch  sind,  wird  davon  recht  viel  Gebrauch 
gemacht. 

Um  die  Postbeamten  für  den  Sparverkehr  zu  interessieren 
und  ihnen  ein  Äquivalent  für  die  Mehrarbeit  zu  bieten,  erhalten 
sie  vielfach  Vergütungen  für  jede  durch  sie  angenommene 
Einlage.  Wo  dies  der  Fall  ist,  lassen  sich  auch  die  Ver- 
waltungskosten genauer  berechnen.  Im  allgemeinen  lassen 
sich  diese  aber  schwer  und  nur  annähernd  feststellen.  Be- 
sonders ist  dies  da  der  Fall,  wo  keine  Vergütungen  gezahlt 
werden.    Eine  reine  Sparkasse  kann  gar  nicht  einen  so  um- 
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fangreicheii  Betrieb  einrichten.  Bei  der  Post  stellt  der  Spar- 
verkehr nur  eine  Nebenarbeit  der  Postbeamten  dar,  deren 
Wert  sich  nicht  ausscheiden  und  nicht  einmal  genauer  schätzen 
läßt.  Dazu  kommt  noch,  daß  der  briefliche  Verkehr  der  Post- 
sparkassen vielfach  portofrei  und  die  Operationen  steuerfrei 
sind.  Sonst  könnten  die  Verw^altungskosten,  gerade  wegen 
der  vielen  kleinen  Einlagen  und  Rückzahlungen,  die  sehr  viel 
Mühe  und  Arbeit  machen,  unverhältnismäßig  mehr  gegenüber 
dem  Zinsgewinn,  nicht  so  gering  sein,  wie  sie  Heber  angibt. 
Der  große  Apparat,  der  vortrefflich  ineinander  gefügt  ist,  kann 
eben  billiger  arbeiten  als  räumlich  beschränkte  Sparkassen. 
Die  Tabelle  über  die  Höhe  der  Verwaltungskosten  ist  folgende : 

r j  T  T_  Verwaltungskosten 

Lander  Jahr  Transaktion 

Frankreich  1905  66  Pfg. 

Rußland  1905  58  „ 

England  1905  46  „ 

Schweden  1905  41  „ 

Belgien  1906  36  „ 

Holland  1905  36  „ 

Itahen  1904  34  „ 

Österreich  1906  19  „ 

Ungarn  1904  16  „ 

Dagegen  betragen  die  Kosten  pro  Transaktion  z.  B.  bei 
den  Privatsparkassen  in  Österreich  2  Mk.  99  Pfg.  Das  wäre 
ein  großer  Unterschied  gegenüber  der  Postsparkasse  mit 
19  Pfg.  pro  Transaktion;  aber,  wie  gesagt,  genau  ist  die  Zahl 
nicht  und  infolgedessen  läßt  sich  aus  einem  Vergleich  kein 
folgerichtiger  Schluß  ziehen. 

Zur  Kontrolle  müssen  die  Sparbücher  jährlich  an  die 
Zentrale  gesandt  werden.  Nur  in  Österreich  ist  dies  nicht 
nötig.  Dort  wird  bei  jeder  Einzahlung  auf  dem  Postamt  der 
Saldo  des  Sparbuchs  gezogen  und  auf  den  Nachweisungen  an 
die  Zentrale  angegeben,  so  daß  eine  fortlaufende,  einfache 
Kontrolle  ausgeübt  wird. 
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Die  Erfolge  der  Postsparkasse  führten  dazu,  sie  immer 
weiteren  Kreisen  zugänglich  zu  machen.  Man  wartete  nicht 
mehr  darauf,  daß  der  Sparer  zur  Kasse  käme,  sondern  suchte 
ihn  im  Haus  und  in  der  Schule,  an  der  Arbeitsstelle  in  der 
Heimat  oder  in  fernem  Land  auf.  Die  Briefträger  sind  befugt, 
gegen  geringe  Gebühr  Einlagen  bis  zu  einer  bestimmten  Höhe, 
z.  B.  in  Österreich  1000  Kr.  in  Empfang  zu  nehmen.  Schul- 
sparkassen sind  eingerichtet,  die  an  die  Postsparkasse  die  er- 
sparten Beträge  abführen,  ebenso  Fabriksparkassen.  In  Eng- 
land werden  an  den  Lohnzahlungstagen  Boten  nach  den 
Arbeitsstellen  geschickt,  durch  die  ein  Teil  des  Lohns  sofort 
an  die  Postsparkasse  eingezahlt  werden  kann.  Bei  Kanal- 
oder Eisenbahnbauten  in  entlegenen  Gegenden,  wo  sicher  eine 
Schenke  zu  finden  ist,  aber  weitab  erst  eine  Sparkasse,  sind 
Boten  der  Postsparkasse,  denen  die  Arbeiter  ihre  Ersparnisse 
anvertrauen  können,  die  sie  bei  deren  Fehlen  nur  zu  leicht 
in  Schnaps  und  Bier  vergeuden.  Der  Bemannung  der  Kriegs- 
schiffe wird  Gelegenheit  zum  Sparen  geboten.  Wander- 
arbeiter, die  im  Ausland  tätig  sind,  können  durch  die  Kon- 
sulate oder  per  Postanweisung  der  heimischen  Postsparkasse 
ihr  Erspartes  zuführen.  In  Italien  ist  für  diese  Spargelder 
sogar  ein  Maximum  von  10000  Lire  gestattet,  das  voll  ver- 
zinslich ist,  eine  Einrichtung,  die  viel  benutzt  wird. 

Ferner  ist  vielfach  vorgeschrieben,  daß  beim  Gericht  ein- 
gezahlte Beträge,  z.  B.  Kautionen,  die  sonst  brach  liegen,  der 
Postsparkasse  zu  übergeben  sind.  Es  handelt  sich  da  um  hohe 
Summen,  so  in  Italien  im  Jahre  1904  44  984392  Lire.  In  Eng- 
land ist  seit  1900  die  Bestimmung  in  Kraft,  daß  Mündelgelder 
für  Kinder  oder  Geistesschwache  bei  der  Postsparkasse  ange- 
legt werden. 

Um  den  innigen  Wechselbeziehungen  zwischen  den  ein- 
zelnen Ländern  und  der  modernen  Vielgestaltigkeit  des  Ver- 
kehrs Rechnung  zu  tragen,  ist  man  in  letzter  Zeit  daran  ge- 
gangen, Vereinbarungen  betr.  internationaler  Ubertragbarkeit 
abzuschließen.  Diesen  Verträgen  steht  allerdings  noch  ein 
weites  Feld  offen;  es  sind  zuviel  Schwierigkeiten  zu  über- 
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winden,  besonders  durch  die  verschiedenen  Währungsverhält- 
nisse. Solche  Vereinbarungen  bestehen  zwischen  England  und 
vielen  seiner  Kolonien,  zwischen  Belgien  einerseits  und  Holland 
und  Frankreich  andererseits  und  zwischen  Frankreich  und 
Italien.    Der  Verkehr  wies  1907  folgende  Umsätze  auf: 

Übertragungen  und  Rückzahlungen 
England— Kolonien  22286  Pfd.  St. 

Kolonien— England  148696    „  „ 

Frankreich— Italien      1915  Transaktion  mit    834851  Frs. 
Frankreich— Belgien  31457         „  „12121112  „ 

Belgien -Holland  173         „  „        37079  „ 


Staatspapiergescliäft. 

Es  kommt  nun  natürlich  häufig  vor,  daß  ein  Sparguthaben 
den  Höchstbetrag  erreicht,  der  Sparer  aber  doch  weiter  sparen 
möchte.  Nach  den  Bestimmungen  der  Postsparkasse  ist  dies 
aber  nicht  möglich,  und  der  Sparer  müßte  sich  nun  nach 
anderen,  event.  unsichereren  Anlagearten  umsehen,  in  denen  er 
dann  vielleicht  auch  sein  ganzes  bisheriges  Guthaben  anlegen 
würde.  Um  dies  zu  vermeiden,  ist  die  Einrichtung  getroffen, 
daß  die  den  Höchstbetrag  übersteigenden  Summen  entweder 
automatisch  oder  nach  vorheriger  Anfrage  beim  Sparer  in 
Staatsanleihen  umgewandelt  werden.  Auf  V^unsch  des  Sparei^ 
kann  solche  Umwandlung  auch  schon  vor  Erreichung  des 
Höchstbetrages  stattfinden. 

Aber  nicht  allein  der  Gedanke,  den  Sparer  zu  halten,  ist 
dabei  maßgebend  gewesen.  Die  Bestände  der  Postsparkasse 
werden  zum  größten  Teil  in  Staatspapieren  angelegt.  Die 
Sparkasse  trägt  natürlich  allein  das  Risiko  für  deren  Sicher- 
heit. Weshalb  sollte  sie  da  nicht  einen  Teil  des  Risikos  auf 
die  Sparer  übertragen,  solange  diese  sich  freiwillig  dazu  ent- 
schließen? Aus  diesem  Grunde  übernimmt  auch  die  Postspar- 
kasse den  Kauf  und  Verkauf  und  die  Aufbewahrung  von 
Staatspapieren.  In  verschiedenen  Staaten,  so  den  Nieder- 
landen, ist  die  Postsparkasse  ermächtigt,  für  ihre  Sparer  Ein- 
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tragungen  in  das  Staatsschuldbuch  machen  zu  lassen.  Für 
den  Sparer  werden  diese  Forderungen  und  ebenso  die  Gut- 
haben in  Staatspapieren,  falls  diese  in  Verwahrung  der  Spar- 
kasse bleiben,  in  den  sogen.  Rentenbüchern  dokumentiert.  In 
Kapland  gibt  die  Postsparkasse  eigene  Papiere  unter  staat- 
licher Garantie  mit  längeren  Kündigungsfristen  und  Kupons 
aus.  Der  Vorteil  ist,  daß  diese  Papiere  keinen  Kursschwan- 
kungen unterliegen.  Die  Gebühren  sind  ganz  geringe.  Sie 
betragen  z.  B.  in  Österreich  2  pro  Mille,  mindestens  40  H. 
Ist  die  Verwahrung  im  Kaufauftrag  gleich  angetragen,  so  wird 
dafür  gar  keine  Gebühr  berechnet;  andernfalls  eine  einmalige 
von  2  pro  Mille  des  Wertes  der  übernommenen  Papiere.  Mit 
der  Verwahrung  verbunden  ist  die  Überwachung  der  Effekten: 
Kuponseinzug,  Kontrolle  über  Verlosung,  Einzug  der  geloosten 
Stücke  (Gebühr  in  Österreich  ^/^  pro  Mille  des  einkassierten 
Betrags,  mindestens  40  H.).  Die  Erfolge  der  Postsparkassen 
im  Effektengeschäft  sind  sehr  große  und  von  besonderer 
Wichtigkeit,  weil  die  durch  Vermittlung  der  Postsparkassen 
angekauften  Papiere  in  der  Regel  in  feste  Hände  übergehen 
und  dauernde  Anlagen  bilden.  Was  sich  in  festen  Händen 
befindet,  läßt  sich  natürlich  nur  genau  feststellen  bei  den  im 
Depot  der  Postsparkasse  befindlichen  Wertpapieren,  bezw.  den 
in  Rentenbüchern  eingetragenen. 


Zahl  der 
Rentenbücher 

Betrag  der 

Land 

Jahr 

Wertpapiere 
Mk. 

Rußland 

1905 

160704 

483915600 

England 

1905 

139992 

365419043 

Belgien 

1906 

99000 

313920000 

Österreich 

1908 

252761) 

158158239 

Ungarn 

1906 

1609 

12527042 

1)  Einschließlich  1641  Rentenbücher  im  Scheckverkehr. 

Dazu  kommt  aber  noch  der  Betrag,  der  für  Rechnung 
der  Sparer  gekauft  und  an  diese  abgegeben  ist.  Das  sind  z.  B. 
in  Österreich  199016  752  Mk.  nominal.  Davon  ist  sicher  auch 
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ein  großer  Teil  nicht  wieder  an  den  Markt  gekommen.  Die 
französische  Postsparkasse  hat  von  1883 — 1905  für  Rechnung 
ihrer  Sparer  ca.  131  677  000  Frs.  Renten  gekauft.  Die  guten 
Erfolge  der  österreichischen  Postsparkasse  auf  diesem  Gebiet 
und  ihre  bedeutende  Stellung  haben  dazu  geführt,  daß  sie  im 
letzten  Jahrzehnt  an  Rentenemissionen  und  Konversionen  be- 
teiligt wurde  und  sehr  erfolgreich  tätig  war.  Das  Partial- 
Hypothekaranweisungsgeschäft  (Salinenscheine)  liegt  ihr  allein 
ob.  Überhaupt  ist  die  österreichische  Postsparkasse  wohl  die 
bedeutendste  von  allen.  Das  hat  seine  Ursache  besonders  in 
der  weitsichtigen  und  kaufmännischen  Leitung  dieses  In- 
stituts. Sie  führte  den  Scheckverkehr  ein  und  auf  diesem  be- 
ruhte dann  ihre  ganze  Entwicklung  und  Stellung.  Der  Spar- 
verkehr an  und  für  sich  ist  gegenüber  anderen  Postsparkassen 
geringer,  aber  alle  bankmäßigen  Vorteile,  die  durch  den  Scheck- 
verkehr geschaffen  sind,  kommen  auch  den  Sparern  zugute. 
Die  Sparkasse  wechselt  ihren  Kunden  fremdes  Gold,  Silber, 
Papiergeld  ein,  sie  besorgt  ihnen  das  Inkasso  von  Kupons, 
Rechnungen,  Wechseln,  Anweisungen,  geloosten  EfPekten  und 
anderen  Forderungsdokumenten,  soweit  sie  in  Wien  zahlbar 
sind.    Die  Gebühren  sind  verhältnismäßig  gering. 

Folgende  Tabellen  zeigen  die  Verteilung  (nach  Heber) 
und  die  Erfolge  der  Postsparkassen: 


Auf  eine  Postkasse  kommen: 


Land  Jahr 

Zahl  der 
Kassen 

qkm 

Ein- 
wohner 

Sparer 

Einlagen- 
betrag 
Mk. 

England  1905 

14  862 

21 

2  908 

670 

209  202 

Frankreich  1905 

7  884 

68 

4  978 

580 

131  328 

Österreich  1906 

6479 

46 

4  036 

309 

28  571 

Itahen  1904 

5  931 

48 

5  688 

891 

134314 

Rußland  1905 

5  881 

921 

19  224 

792 

277515 

Ungarn  1905 

4  395 

74 

4  381 

138 

15  209 

Schweden  1905 

2  982 

147 

1  776 

190 

20529 

Holland  1905 

1408 

23 

3  971 

841 

156  875 

iielgien  1904 

1  035 

29 

6918 

2  338 

590  531 
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Durchschnitt 

Land 

«Jah.r 

Zahl  der 
Sparer 

Auf  1000 
Bevölkeru 

Betrag  der  Gut- 
haben 

Mk. 

pro 
Sparer 

Mk. 

pro  Kopf 
g  der  Bevöl- 
kerung 

England 

1907 

10692  555 

235 

3088824820 

288,87 

83,48 

Frankreich 

1907 

5034998 

128 

1146760490 

227,76 

29,21 

Österreich 

1908 

2106  539 

76 

192652280 

104,20 

8,26 

Italien 

1904 

5265446 

157 

796613343 

151,29 

24,52 

Kußland 

1905 

4660569 

36 

1632065328 

350,19 

14,44 

Ungarn 

1908 

684299 

35 

78735953 

115,04 

4,09 

Schweden 

1905 

677023 

107 

61217860 

107,97 

11,56 

Holland 

1907 

1336846 

233 

247  342606 

185,02 

43,11 

Belgien 

1906 

2419710 

338 

657  795258 

271,84 

91,86 

Aus  diesen  Tabellen  läßt  sich  jedoch  noch 

kein  genaues 

Bild  von  der  Sparsamkeit  der  verschiedenen  Völker  machen. 
Während  in  einem  Land  die  Postsparkasse  fast  die  einzige 
Spargelegenheit  ist,  treten  ihr  in  anderen  Ländern  viele  Privat- 
sparkassen, worunter  ich  alle  nichtstaatlichen  rechne,  mit  oft 
hohen  Einlagenbeständen  zur  Seite.  Ferner  erhöhen  sich  in 
verschiedenen  Ländern  wie  England,  Belgien,  Osterreich, 
Ungarn  etc.  noch  die  Sparguthaben  durch  die  mittelst  der 
Postsparkasse  angekauften  Staatspapiere  und  die  Rentenbücher. 

Die  Durchschnittsbeträge  sind  am  niedrigsten  in  Oster- 
reich, Ungarn,  Schweden.  Daraus  läßt  sich  wohl  der  Schluß 
ziehen,  daß  dort  die  ärmeren  Schichten  stark  beteiligt  sind, 
während  in  den  anderen  Ländern  die  wohlhabenderen  Schichten 
einen  größeren  Anteil  an  den  Gesamteinlagen  haben. 

Yeranlagimg-  der  Bestände. 

Besonders  wichtig  ist  die  Anlage  der  Sparkapitalien  zur 
Beurteilung  der  Liquidität  der  Sparkassen.  Es  sprechen  hier- 
bei die  besonderen  Verhältnisse  mit,  aber  man  kann  doch 
überall  erkennen,  daß  der  leitende  Gesichtspunkt  ist,  den 
größten  Teil  der  Gelder  in  Staats-  oder  staatlich  garantierten 
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Anleihen  anzulegen  und  so  dem  Staatskredit  nutzbar  zu  machen. 
Dem  liegt  der  Gedanke  zugrunde,  daß  der  Staat  ja  doch  für 
die  Spareinlagen  der  Postkasse  garantiert  und  ihm  demgemäß 
auch  ein  Äquivalent  geboten  werden  müsse.  Das  ist  schließ- 
lich nicht  zu  bestreiten,  aber  es  ist  immer  zu  bedenken,  daß 
durch  eine  allzu  innige  Verbindung  des  Staatskredits  mit  der 
Postsparkasse  letztere  in  alle  Bewegungen  des  Staates  mit 
hineingezogen  wird.  Es  ist  auch  insofern  gefährlich,  weil  der 
Staat,  durch  die  Leichtigkeit  der  Unterbringung  seiner  An- 
leihen veranlaßt,  leichtfertig  neue  Schulden  aufnehmen  kann 
und  daß  der  Kurs  der  Anleihen  eine  ungesunde  Höhe  erhält. 
In  diesem  Falle  werden  die  Zinsen,  die  die  Postsparkasse 
ihrem  Sparern  bezahlt,  nicht  gedeckt  durch  Verwertung  der 
Sparkapitalien:  die  Postsparkasse  arbeitet  mit  Verlust.  Es 
ist  ganz  natürlich,  daß  sich  durch  eine  derartige  Veranlagung 
der  Bestände  viele  Einwände  gegen  die  Postsparkasse  erheben. 
In  anderem  Zusammenhang  werde  ich  noch  darauf  zurück- 
kommen. In  neuerer  Zeit  macht  sich  entschieden  auch  das 
Bestreben  geltend,  die  Bestände  auf  verschiedene  Werte  zu 
verteilen  und  so  das  Risiko  zu  verringern.  Außerdem  sind 
fast  überall  Reservefonds  gebildet,  die  einen  gewissen  Schutz 
gewähren. 

Ausschließlich  in  Staatspapieren  erfolgt  die  Anlage  in 
Frankreich  und  England  (hier  allerdings  auch  in  allerletzter 
Zeit  der  Anfang,  andere  Werte,  wenn  auch  in  ganz  geringem 
Maße,  zu  erwerben).  Nur  die  nötigen  Kassenbestände  werden 
nicht  festgelegt.  In  bewegten  Zeiten,  wenn  die  Ansprüche  an 
die  Sparkasse  steigen,  sieht  diese  sich  genötigt,  einen  Teil 
der  Staatspapiere  zu  veräußern.  Gerade  dann  aber  tritt  schon 
so  wie  so  ein  Kursrückgang  ein,  und  der  Verkauf  seitens  der 
I^ostsparkasse  wird  noch  mehr  auf  den  Kurs  drücken,  so  daß 
Verluste  gar  nicht  zu  vermeiden  sein  werden.  Zwar  kann 
die  Postsparkasse  einen  Verkauf  dadurch  umgehen,  daß  sie 
einen  Teil  ihrer  Effekten  in  Lombard  gibt.  Das  wird  aber 
um  so  schwieriger  sein,  je  größere  Posten  dabei  in  Frage 
konnnen  und  je  stärker  die  Krise  sich  bemerkbar  macht,  und 
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außerdem  ist  es  ziemlich  kostspielig.  In  England  ist  das  nicht 
so  schlimm,  weil  seine  Isolation  es  vor  kriegerischen  Wirren 
einigermaßen  schützt,  dagegen  bei  Frankreich  gefährlicher. 
Hier  wird  allerdings  die  Gefahr  auch  nicht  so  stark  empfunden, 
da  auch  die  Privatsparkassen  gezwungen  sind,  ihre  Bestände 
und  bis  zu  einem  gewissen  Grad  auch  ihr  eigenes  Kapital  an 
die  Caisse  des  Depots  et  Consignations,  also  in  die  Hände 
des  Staates  zu  geben. 

Nicht  ganz  so  starr  sind  die  Anlagevorschriften  in  Öster- 
reich, Ungarn,  Rußland,  Italien.  Zwar  ist  auch  hier  der  größte 
Teil  in  Staatsrenten  oder  Schatzanweisungen  investiert,  aber 
für  einen  anderen  Teil  sind  auch  andere  Anlagewerte  be- 
stimmt, wie  Darlehen  an  Provinzen,  Gemeinden,  Pfandbriefe 
von  Hypotheken  —  und  bestimmten  anderen  Gesellschaften. 
Durch  eine  solche  Verteilung  wird  die  Gefahr  von  Kursver- 
lusten gemindert.  Allerdings  sind  die  Pfandbriefe  der  Adels- 
und Bauernbank  in  Rußland,  in  denen  die  russische  Postspar- 
kasse etwa  40 — 50  ^/^  ihrer  Gelder  angelegt  hat,  auch  nicht 
gerade  die  sichersten  Papiere.  Uberhaupt  ist  nicht  allein  die 
Verteilung  der  Bestände  auf  verschiedene  Werte  für  die  Be- 
urteilung der  Liquidität  ausschlaggebend,  es  muß  auch  die 
Sicherheit  und  Beliebtheit  der  einzelnen  Anlagewerte,  der 
finanzielle  und  wirtschaftliche  Stand  eines  Landes  dabei  in 
Betracht  gezogen  werden.  Die  österreichische  und  ungarische 
Postsparkasse  erhält  auch  noch  größere  Beweglichkeit  durch 
den  Scheckverkehr,  da  die  hier  überflüssigen  Gelder  zum 
großen  Teil  in  leicht  realisierbaren  Forderungen  angelegt  sind, 
was  natürlich  auf  den  Sparverkehr  zurückwirkt. 

Die  beste  Veranlagung  dürfte  folgende  sein:  ein  be- 
stimmter Teil,  vielleicht  ein  Drittel  in  Staatspapieren,  ein  weiteres 
Drittel  in  jederzeit  abstoßbaren  Forderungen,  also  Lombard- 
vorschüssen, Wechseln,  Devisen,  vielleicht  auch  ausländischen, 
durchaus  sicheren  Staatspapieren,  und  schließlich  der  Rest 
zur  Verfügung  der  inländischen  Industrie  und  Landwirtschaft, 
in  Form  von  Hypotheken,  Darlehen  an  Gemeinden  etc,  Es 


ist  nun  aber  besonders  schwer,  gerade  dem  letzten  Punkt 
Rechnung  zu  tragen ;  es  wäre  hierfür  nötig,  individualisierend 
vorzugehen,  die  verschiedenen  Bedürfnisse  nach  den  besonderen 
Umständen  zu  befriedigen,  die  Schuldner  ständig  zu  über- 
wachen und  mit  ihnen  persönlich  Fühlung  zu  haben.  Das 
ist  für  ein  staatliches  Zentralinstitut  unmöglich  oder  nur  unter 
kolossalen  Kosten  und  Schwierigkeiten  möglich.  Die  wenigen 
Staaten,  die  diese  Art  der  Veranlagung  berücksichtigt  haben 
—  es  sind  Belgien,  Holland,  Schweden  und  einige  australische 
Staaten  —  haben  die  Erfolge,  die  sie  betreffs  des  dritten 
Punktes  erzielt  haben,  hauptsächlich  ihren  räumlich  beschränkten 
Verhältnissen  zu  verdanken. 

Vorbildlich  ist  Belgien.  Hier  wird  zwischen  provisorischer 
und  definitiver  Anlage  geschieden.  Zu  letzterer  gehören: 
belgische  Staats-  oder  vom  Staat  garantierte  Anleihen,  Pro- 
vinzial-  und  Stadtanleihen,  Hypothekenpfandbriefe,  Hypotheken 
und  Obligationen  von  solchen  Gesellschaften,  die  wenigstens 
5  Jahre  allen  ihren  Verpflichtungen  nachgekommen  sind.  Zu 
den  provisorischen  zählen:  Wechsel  und  Ordrebillets,  Lom- 
bardvorschüsse auf  in-  und  ausländische  Handelspapiere,  auf 
Warrants  und  gegen  Unterpfand,  auf  in-  und  ausländische 
Stadt-,  Provinzial-  und  Staatsanleihen.  Ferner  ist  die  belgische 
Postsparkasse  ermächtigt,  Landwirten  durch  Vermittlung  und 
unter  Haftung  der  sogen,  landwirtschaftlichen  Kontors,  ebenso 
den  landwirtschaftlichen  Kreditgenossenschaften  Darlehen  zu 
geben.  Auch  Arbeitern  darf  sie,  wieder  unter  Haftung  von 
Kreditgenossenschaften,  Geld  zum  Bau  kleiner  Wohnhäuser 
vorstrecken,  das  mit  3,25  ^/o  zu  verzinsen  und  zu  amortisieren  ist. 
Sie  kann  durch  diese  Befugnisse  sozialpolitisch  sehr  segens- 
reich wirken,  aber  weil  die  Kreditgewährung  sich  ganz  offen 
abspielt  und  mit  manchen  Umständlichkeiten  verknüpft  ist, 
sind  die  Erfolge  nicht  zu  groß.  Landwirtschaftliche  Darlehen 
waren  am  Ende  1906  9  140284  Frs.  vergeben.  Landwirtschaft- 
liche Kreditgenossenschaften  nahmen  so  gut  wie  gar  keinen 
Kredit  in  Ansj)ruch,  hatten  im  Gegenteil  vielfach  noch  Gut- 
haben bei  der  Sparkasse.    An  Vorschüssen  auf  Wohnungen 
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figuriert  dagegen  die  beträchtliche  Summe  von  66600815  Frs. 
in  der  Bilanz  von  1906. 

Auch  die  schwedische  und  niederländische  Postsparkasse 
erwirbt  außer  Staatspapieren  Provinzial-  und  Stadtanleihen, 
Hypothekenpfandbriefe  und  Eisenbahnobligationen  und  gibt 
Lombardvorschüsse. 

Da  für  große  Staaten  die  Zuführung  eines  Teils  ihrer 
Gelder  für  industrielle,  landwirtschaftliche  und  sozialpolitische 
Zwecke  sehr  schwer  ist,  so  ist  doch  zu  fordern,  daß  ein  Teil 
in  schnell  reahsierbaren  Forderungen  angelegt  ist,  um  die 
Liquidität  der  Kassen  zu  sichern.  Ferner  kann  auch  in 
größeren  Staaten  ganz  gut  durch  Darlehen  an  Gemeinden, 
Hypothekenbanken,  gemeinnützige  Gesellschaften  etc.  dem 
alten  Sparkassengrundsatz,  die  Ersparnisse  den  Schichten  der 
Bevölkerung,  aus  denen  sie  gekommen  sind,  wieder  zuzuführen, 
wenigstens  teilweise  Rechnung  getragen  werden. 

Die  Verwaltung  der  Gelder  liegt  nur  in  wenigen  Ländern 
der  Postsparkasse  selbst  ob ,  wie  in  Osterreich,  Ungarn, 
Schweden,  Holland.  Meist  besorgen  dies  besondere  staatliche 
Institute:  Schatzamt  oder  Finanzministerium,  in  Frankreich 
Caisse  des  Depots  et  Consignations  etc. 

Die  Uberschüsse,  die  ja  meistens  nicht  sehr  hoch  sind, 
werden  in  der  Regel  Reservefonds  zugeführt,  sie  kommen 
also  der  Gesamtheit  der  Sparer  zugute  und  bilden  so  den 
besten  Schutz  gegen  event.  Kursverluste.  Vielfach  werden 
sie  teilweise  periodisch  z.  B.  alle  5  Jahre,  unter  die  Sparer, 
die  längere  Zeit  ein  festes  Guthaben  unterhalten  haben  nach 
der  Höhe  desselben  verteilt.  In  Italien  fließen  sie  der  durch 
Gesetz  vom  17.  Juli  1898  begründeten  Nationalsparkasse  für 
Invalidität  und  Alter  zu.  In  England  und  Ungarn  fallen  sie 
an  den  Staat. 

Bedeutung. 

Die  Bedeutung  der  Postsparkasse  liegt  zunächst  auf  tech- 
nischem Gebiet.  Durch  die  Verbreitung  und  Verzweigung 
der  Post  ist  allgemeine  und  bequemste  Spargelegenheit  ge- 
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boten.  Die  Dichtigkeit  der  Bevölkerung  spricht  nicht  mit. 
Durch  die  Landbriefträger  können  die  Sparkapitalien  aus  den 
entlegensten  Orten  zusammengezogen  werden.  Die  Postan- 
stalten sind  den  ganzen  Tag  und  auch  Sonntags  geöffnet, 
was  besonders  für  die  arbeitenden  Leute  von  Wert  ist,  und 
wer  von  diesen  auch  diese  Amtsstunden  nicht  einhalten  kann, 
findet  immer  noch  Zeit,  seine  Ersparnisse  dem  Postboten 
anzuvertrauen.  Bei  Privatsparkassen  ist  es  nicht  möglich, 
den  Betrieb  den  ganzen  Tag  über  offen  zu  halten.  Das 
würde  die  Verwaltungskosten  unverhältnismäßig  verteuern. 
Auch  räumlich  sind  ihnen  aus  diesem  Grunde  Schranken  ge- 
zogen. Selbständige  Filialen  würden  sich  nicht  rentieren. 
Um  diesem  Übelstand  abzuhelfen,  hat  man  vielfach  Kaufleuten 
Annahmestellen  übertragen.  Aber  das  kann  Fihalen  natür- 
lich nicht  ersetzen,  eine  Rückzahlung  kann  durch  sie  in  der 
Regel  nicht  oder  nur  mit  großen  Umständlichkeiten  erfolgen. 
Es  kommt  noch  dazu,  daß  das  Publikum  ungern  Einlagen 
durch  einen  Kaufmann  macht,  hauptsächlich,  weil  ihm  das 
nicht  sicher  genug  erscheint,  dann  auch,  w^eil  man  die  mora- 
lische Verpflichtung  fühlt,  bei  dem  betreffenden  Kaufmann 
Einkäufe  zu  besorgen.  Die  Errichtung  von  Nebenstellen  ist 
in  Deutschland  vielleicht  auch  deshalb  zurückgeblieben,  weil 
viele  Sparkassen  in  der  Hand  der  Gemeinde  sind,  die  Filialen 
in  anderen  Gemeinden  nicht  eröffnen  will.  Durch  die  Post- 
sparkasse wird  Einheitlichkeit  in  das  System  gebracht  und 
allen  Staatsangehörigen  annähernd  die  gleiche  Leichtigkeit 
und  Bequemlichkeit  beim  Sparen  geboten.  Die  Postsparkasse 
ist  auch  in  der  Lage,  energische  Propaganda  für  das  Sparen 
zu  machen,  wie  es  z.  B.  in  England  und  Holland  durch  Ver- 
teilung von  Broschüren  geschieht. 

Das  Sparmarkensystem,  das  bei  der  Leichtigkeit  der  Ver- 
geudung kleinster  Beträge  überaus  wichtig  ist,  kann  durch 
die  Postsparkasse  am  besten  verbreitet  werden.  Als  Marken 
können  hier  die  gewöhnlichen  Briefmarken  benutzt  werden. 
Es  sind  also  keine  besonderen  Herstellungskosten  nötig.  Die 
l'rivatsparkassen   dagegen    müssen    besondere  Marken  her- 
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stellen  lassen,  die  sehr  teuer  sind,  wenn  die  Kasse  vor  Fäl- 
schungen und  Nachahmungen  geschützt  sein  will.  Ferner 
werden  auch  wegen  der  räumlichen  Beschränkung  der  Privat- 
sparkassen nicht  soviel  gebraucht;  der  Herstellungspreis  ist 
aber  ungefähr  gleich  hoch,  ob  es  sich  um  große  oder  geringe 
Posten  Marken  handelt.  Vielfach  verursachen  auch  Arbeit 
und  Kosten,  die  durch  Einlagen  geklebter  Sparhefte  entstehen 
und  den  Gewinn  verschlingen,  daß  die  Kassen  diesen  Ge- 
schäftszweig nicht  sehr  pflegen.  Man  versucht  auch,  das 
Sparen  kleiner  Beträge  durch  leihweise  Abgabe  von  sogen. 
Haussparbüchsen  zu  heben.  Der  Schlüssel  zu  dieser  Büchse 
bleibt  in  Händen  der  Sparkasse,  und  die  Büchse  wird  hier 
erst  nach  ihrer  Füllung  geöffnet,  die  Erfolge  sind  noch  nicht  groß. 

Durch  die  einheitliche  Organisation  der  Post  ergibt  sich 
von  selbst  eine  Verbindung  aller  Sparstellen  und  damit  die 
Möglichkeit,  Guthaben  von  einem  Ort  zum  andern  ohne  Kosten 
und  Zinsverlust  zu  übertragen,  Einlagen  und  Abhebungen  bei 
jeder  Postanstalt  zu  bewerkstelligen.  Dieses  sogen.  Cross- 
entry-System  ist  bei  allen  Postsparkassen  eingeführt  und  bei 
dem  jetzigen  vielgestaltigen  Verkehr  sehr  wertvoll.  Inter- 
nationale Vereinbarungen  suchen  die  Möglichkeit  solcher 
Übertragungen  über  die  Grenze  des  eigenen  Landes  hinaus 
zu  schaffen. 

Der  kleine  Sparer  sieht  beim  Sparen  in  der  Regel  sehr 
auf  die  Sicherheit  des  Sparinstituts  und  behält,  falls  dies  ihm 
unsicher  erscheint,  sein  Geld  lieber  zu  Hause  in  der  Schub- 
lade. Diese  Sicherheit  ist  bei  der  Post  durch  das  Vertrauen, 
das  sie  und  ihre  Beamten  genießen  und  die  Haftung  des 
Staates  am  besten  geboten. 

Sehr  groß  ist  die  Bedeutung  der  Postsparkasse  auf  staats- 
wirtschaftlichem Gebiet.  Durch  die  Überführung  oder  An- 
lage der  Sparguthaben  in  Staatspapieren  und  durch  den  kom- 
missionsweisen Ankauf  von  solchen  ist  die  Postsparkasse  zu 
einem  festen  Abnehmer  der  Staatsrenten  geworden.  Dies  ist 
um  so  wichtiger  für  den  Staat,  als  seine  Papiere  so  dauernd 
und  in  kleineren  Teilen  untergebracht  werden.    Bekannt  ist, 
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daß  in  Krisen-  oder  Kriegszeiten  Staatsanleihen,  die  in  Händen 
von  kleinen  Leuten  sind,  verschwindend  selten  am  Markt  er- 
scheinen. Daher  rührt  die  Stückelung  der  Staatspapiere  bis 
zu  den  kleinsten  Beträgen.  Durch  diesen  Umstand  und  die 
Verbreitung  der  Post  ist  bewirkt  worden,  daß  die  Renten 
sehr  populär  geworden  sind.  Auch  Staaten,  die  keine  Post- 
sparkasse besitzen^,  haben  sich  in  schwierigen  Zeiten  mit  gutem 
Erfolg  der  Post  'zur  Unterbringung  ihrer  Anleihen  bedient, 
z.  B.  die  Vereinigten  Staaten  zur  Zeit  des  spanischen  Krieges. 
Die  Landbevölkerung  kennt  ja  häufig  außer  den  Sparkassen 
keine  andere  Gelegenheit,  ihr  Geld  zinsbar  anzulegen.  Wenn 
sich  Kaufleute  als  Bankiers  aufspielen,  so  raten  sie  den  Leuten 
nicht  immer  zu  sicheren  Anlagen,  sondern  j^u  solchen,  für 
deren  Vermittlung  sie  eine  prozentuelle  Provision  bekommen, 
deren  Wert  sie  aber  infolge  ihrer  geringen  Sachkenntnis  gar 
nicht  beurteilen  können.  Die  Staatspapiere  dagegen  sind 
schwer  unterzubringen,  gehen  von  Hand  zu  Hand  und  unter- 
liegen häufigen  Kursschwankungen,  die  vielfach  von  Speku- 
lationsgruppen veranlaßt  sind  und  deren  Regulierung  dem 
Staat  nicht  immer  leicht  wird.  Wieviel  besser  ist  es  für  den 
Staat,  wenn  er  nicht  in  dauernder  Sorge  um  seine  Anleihen 
zu  sein  braucht  und  diese  leicht  und  gut  unterbringen  kann. 
Allerdings  muß  er  sich  dann  auch  hüten,  leichtfertig  Schulden 
einzugehen.  Eng  damit  zusammen  hängt  die  feste  Haltung 
der  Kurse.  Vergleichen  wir  die  Kurse  der  französischen  3^/^ 
Rente  mit  denen  der  deutschen  3^/o  Anleihe,  so  sehen  wir, 
daß  erstere  sich  bedeutend  fester  an  den  Parikurs  hält  und 
daß  ihre  reelle  Verzinsung  der  nominellen  bedeutend  näher 
bleibt  als  bei  der  letzteren.  Das  ist  nicht  zum  wenigsten  auf 
die  Tätigkeit  der  Postsparkasse  zurückzuführen. 

Französische  3  7o  Rente  Deutsche  3<^/o  Anleihe 

Jahr     durchschn.       reelle  durchschn.  reelle 
Kurs          Verzins.        Kurs  Verzins. 
1896         102,16           2,93  92,22  3,20 

1900         100,60  —  86,74  3,46 

1902         100,60  —  92,18  3,20 
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französische  3  ^/^  Rente     deutsche  3  ^/^  Anleihe 


Jahr 

durchschn. 

reelle 

durchschn. 

reelle 

Kurs 

Verzins. 

Kurs 

Verzins. 

1906 

97,65 

3,07 

87,7 

3,42 

1907 

94,65 

3,16 

84,15 

3,56 

1908 

96,24 

3,11 

83,24. 

3,60 

Vielfach  ist  sogar  ein  Steigen  der  Kurse  zu  beobachten. 
Auch  konnten  Konversionen  durchgeführt  werden,  ohne  daß 
die  Kurse  allzusehr  nachgaben. 


Durchschnitt 

Österreich 

Italien 

Ungarn 

der  Jahre 

40/^  Goldrente 

4^0  Rente 

50/0  Rente 

1880/85 

83,75 

1884  75,37 

1886/90 

91,40 

4«/o  Rente 

1891/95 

98,75 

85,68 

1905  96,40 

1896/1900 

101,44 

92,91 

1901/05 

100,60 

103,12 

Wo  die  Postsparkasse  ständiger  Abnehmer  von  Staats- 
papieren ist,  spart  der  Staat  auch  die  oft  hohen  Kosten  bei 
Begebung,  die  er  an  die  Vermittler  bezahlen  muß,  und  w^ird 
immer  bessere  Bedingungen  erzielen  können.  Durch  die  Post- 
sparkasse gestützt  tritt  er  selbst  auf  den  Markt  und  ist  dann 
ungefähr  in  derselben  Lage  v^ie  der  englische  Staat,  der 
seine  Renten  freihändig  verkauft.  Von  größtem  Interesse  für 
ihn  ist  auch  die  dauernd  feste  Verfassung  des  Rentenmarkts, 
die  auch  wüeder  die  Postsparkasse  durch  event.  Ankäufe  regu- 
lieren kann.  So  hat  die  österreichische  Postsparkasse  dauernd 
einen  eigenen  Vertreter  an  der  Wiener  Börse.  Sie  beherrscht 
schon  seit  Jahren  den  gesamten  Markt  der  österreichischen 
Staats  werte  und  nützt  diese  Stellung  nach  Kräften  aus.  Vom 
volkswirtschaftlichen  Standpunkt  ist  es  nur  zu  begrüßen,  daß 
den  weiteren  Kreisen  Gelegenheit  geboten  wird,  ihr  Geld  in 
Staatspapieren  anzulegen.  Es  ist  so  die  Wahrscheinlichkeit 
vorhanden,  daß  die  Summen,  die  sonst  für  den  Ankauf  un- 
sicherer oder  exotischer  Papiere  verwendet  und  nur  zu*  oft 
verloren  werden,  sich  verringern  und  der  eigenen  Volkswirt- 
schaft zugute  kommen.    Welche  wirtschaftliche  Kräftigung, 
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welch  finanzieller  Rückhalt  dadurch  für  den  Staat  erwächst, 
ist  unverkennbar. 

Erst  durch  die  Postsparkasse  wird  das  ganze  Volk  in  die 
wohltätige  Einrichtung  des  Sparens  einbezogen  und  die  be- 
stehenden Sparkassen  zu  gesunder  Entwicklung  veranlaßt. 

Die  gesammelten  Gelder  können  durch  vernünftige  An- 
lage überaus  befruchtend  auf  die  Volkswirtschaft  wirken. 
Vieles,  was  bisher  brach  lag,  kommt  der  Allgemeinheit  zugute. 
Da  sind  die  Spargroschen  der  Ärmsten,  die  einzeln  unschein- 
bar sind  und  gesammelt  große  Summen  ausmachen,  ferner  so 
und  so  viel,  das  sonst  vergeudet  wird  oder  in  den  Schubladen 
vergraben  liegt,  da  sind  Depositen  bei  öffentlichen  Behörden, 
die  sonst  keine  zweckentsprechende  Anlage  fanden  und  deren 
produktive  Kraft  verloren  ginge. 

Auch  sozialpolitisch  kann  die  Postsparkasse  sehr  segens- 
reich wirken.  Zunächst  geschieht  dies  schon  durch  die  oft 
erwähnte  Erweiterung  und  Verbesserung  der  Spargelegeuheit. 
Auch  die  kleinste  Einlage  wird  angenommen  und  der  kleine 
Sparer  systematisch  zum  Sparen  erzogen.  Das  Selbstvertrauen 
und  die  Freude  an  der  Arbeit  wächst  dadurch  und  die  ar- 
beitende Bevölkerung  wird  zufriedener.  Wo  der  Gewinn 
unter  die  Sparer  verteilt  wird,  lockt  diese  Aussicht  noch  mehr 
und  hilft  einen  festen  Stamm  von  Sparern  werben. 

An  verschiedene  Postsparkassen  sind  Alters-  und  Lebens- 
rentenversicherungen angeschlossen  (England,  Belgien),  bei 
anderen  fließen  die  Erträgnisse  aus  dem  Sparverkehr  der  In- 
validiläts-  und  Altersversicherung  zu  (Italien). 

Vielfach  besteht  auch  die  Bestimmung,  daß  auf  Postspar- 
kassenguthaben kein  Verbot  gelegt  noch  ein  Pfandrecht  er- 
worben werden  darf.  Dabei  spricht  der  Gedanke  mit,  dem 
Armen  seinen  Notgroschen  zu  sichern,  ein  Existenzminimum 
für  ihn  zu  schaffen.  Aber  man  darf  dabei  nicht  verkennen, 
daß  dies  die  Grundlage  zu  Betrug  bietet  dadurch,  daß  der 
Sparer  nicht  gezwungen  werden  kann,  seinen  Verpflichtungen 
aus  seinem  Sparguthaben  nachzukommen. 
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Besonders  kann  die  Postsparkasse  auch  bei  Veranlagung 
ihrer  Bestände  sozialpoHtisch  wirken,  indem  sie  diese  der 
Landwirtschaft,  Handel  und  Gewerbe  etc.  zuführt  oder  dem 
kleinen  Mann  Darlehen  gibt,  um  seine  Existenz  zu  sichern 
und  zu  verbessern.  Daß  dies  jedoch  überaus  schwierig  ist, 
habe  ich  oben  schon  erwähnt,  aber  bei  gutem  Willen  wird  sich 
manches  erreichen  lassen. 

Einwände. 

Die  Postsparkasse  hat  naturgemäß  auch  viele  Gegner, 
die  sich  zum  großen  Teil  aus  den  Kreisen  der  Konkurrenz 
rekrutieren,  den  Sparkassen  und  Genossenschaften.  Man  kann 
vielen  Einwänden  die  Berechtigung  nicht  absprechen,  nur 
sind  sie  oft  übertrieben  und  einseitig.  Besonders  werden  sie 
in  Deutschland  vorgebracht,  so  oft  das  Thema  einer  Post- 
sparkassengründung angeschnitten  wird. 

Zunächst  diktiert  die  Furcht  vor  der  Konkurrenz  den  Einwand, 
daß  die  bestehenden  Sparkassen  durch  die  Postsparkassen  aufs 
schwerste  geschädigt  würden.  Schon  der  gewaltige  Mecha- 
nismus der  Post  würde  ihr  so  und  so  viel  Sparer  der  Privat- 
sparkassen zutreiben,  dazu  kämen  noch  die  speziellen  Ver- 
günstigungen der  Postsparkasse  wie  Porto-  und  Steuerfreiheit, 
Schutz  der  Spareinlagen  vor  Beschlagnahme  etc.  Daß  dieser 
Gedanke  Platz  greift,  ist  leicht  zu  verstehen.  Betrachtet  man 
jedoch  die  Wirklichkeit,  so  stehen  die  Sachen  für  die  Privat- 
sparkassen nicht  so  schlimm.  Durch  Begrenzung  des  Höchst- 
guthabens, niedrigere  Verzinsung,  Annahme  kleinster  Einlagen 
sucht  die  Postsparkasse  sich  ihren  eigenen  Wirkungskreis. 
Es  findet  sozusagen  eine  Arbeitsteilung  und  Ergänzung  statt. 
Die  Postsparkasse  gewinnt  die  ärmeren  Schichten,  die  Privat- 
sparkassen die  wohlhabenderen  als  Sparer.  Das  zeigt  sofort 
eine  Betrachtung  der  Durchschnittsguthaben: 

Durchschnittsguthaben 
Land     bei  Privatsparkassen    bei  Postsparkassen 
Mk.  Mk. 
Österreich         1096,12  104,20 
Belgien  941,18  271,84 
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D  urchschni  ttsguthaben 
Land     bei  Privatsparkassen    bei  Postsparkassen 


Mk.  Mk. 


England  622,26       •  288,87 

Holland  384,80  185,02 

Frankreich  350,—  227,76 


Daraus  entspringen  für  die  Privatsparkassen  eigentlich 
nur  Vorteile.  Die  Mühe  und  Arbeit  für  kleine  Konten,  die 
häufig  durch  den  Zinsgewinn  nicht  gedeckt  werden,  werden 
bei  ihnen  vermieden.  Natürlich  haben  bei  der  Gründung 
einer  Postsparkasse  die  Privatsparkassen  immer  zunächst  Ver- 
luste zu  verzeichnen,  und  überall  sind  auch  kleinere  und 
schwächere  Institute  eingegangen.  Ob  dies  zum  Schaden  der 
Sparer,  deren  Interesse  doch  zunächst  in  Frage  kommt,  ge- 
schah, steht  auf  einem  anderen  Blatt  und  ist  stark  zu  be- 
zweifeln. Die  Errichtung  von  Postsparkassen  führt  aber  auch 
bei  den  Privatsparkassen  immer  zu  Reformen  und  Verbesse- 
rungen. Wir  haben  in  Deutschland  gesehen,  welche  Menge 
von  Reformvorschlägen  und  Reformen  der  bloße  Postspar- 
kassengesetzentwurf von  1885  hervorrief.  Leider  ließ  nach 
Zurückziehung  des  Entwurfs  auch  der  Reformeifer  stark  nach. 
Durch  Verbesserungen  erreichten  in  allen  Postsparkassen- 
ländern die  Privatsparkassen,  daß  ihr  Einlagensaldo  bald  wieder 
die  alte  Höhe  erreichte  und  überschritt.  Außerdem  werden 
die  Privatsparkassen  auch  immer  durch  die  Förderung  des 
Sparsinns,  wie  ihn  die  Postsparkasse  bewirkt,  profitieren.  In 
vielen  Ländern  führte  die  Postsparkassengründung  erst  zur 
Errichtung  von  Privatsparkassen  in  größerer  Zahl,  und  wir 
sehen  überall,  wenn  nicht  besondere  Verhältnisse  wie  in  Eng- 
land und  Belgien  daran  hinderten,  ein  blühendes  Privatspar- 
kassenwesen. 


Spargelder  bei 


Land 


Privatsparkassen 


Postsparkassen 


England 
Frankreich 


Mk. 

1077667  032 
2684191776 


Mk. 

3  088824820 
1  146  760490 
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Spargelder  bei 


Land 


Privatsparkasseii 


Postsparkassen 


Italien 
Belgien 


Mk. 

1332214957 
7  996455 


710  783  054 
657795268 
192652280 
78  735953 
247342606 


Mk. 


Österreich 


3538  903253 
1236  803  960 
140959902 


Ungarn 
Holland 


Daß  die  Privatsparkassen  gezwungen  würden,  immer  mehr 
zum  Bankbetrieb  überzugehen  und  statt  der  sicheren  gefähr- 
lichere, aber  einträglichere  Kredite  einzuräumen,  um  ihren 
Kunden  eine  höhere  Verzinsung  bieten  zu  können,  ist  auch 
nicht  so  sehr  zu  befürchten.  Es  wäre  das  schlimmste  noch 
nicht,  wenn  die  Sparkassen,  anstatt  sich  in  Hypotheken  fest- 
zulegen, eine  kaufmännische  Verteilung  ihrer  Anlagebestände 
vornähmen,  natürlich  auf  durchaus  sicherer  Grundlage.  Sie 
haben  es  ja  aber  gar  nicht  nötig,  ihren  Sparern  höhere  Zinsen 
als  bisher  zu  geben,  da  die  Zinsen  der  Postsparkasse  sich 
übernall  niedriger  halten.  V\^enn  die  Privatsparkassen  sich 
etwas  mehr  dem  Depositenwesen  zuwenden  wollten,  so  wäre 
das,  besonders  in  den  kleinen  Städten,  wo  keine  Banken  be- 
stehen, nur  zu  begrüßen  und  die  Sparkassen  könnten  gute 
Geschäfte  damit  machen,  ohne  daß  ihre  Sicherheit  darunter 
litte.  Gesetzliche  Bestimmungen  könnten  dem  leicht  vor- 
beugen. Das  Privileg  der  Steuer-  und  Portofreiheit  etc.  der 
Postsparkassen  ist  zu  verwerfen  und  seine  Anfechtung  ganz 
gerechtfertigt.  Die  Bedeutung  wird  aber  im  allgemeinen  über- 
schätzt. 

Bei  Beleuchtung  der  besprochenen  Fragen  muß  vor  allen 
Dingen  ins  Auge  gefaßt  werden,  welche  Vorteile  für  die 
Sparer  aus  einer  Postsparkasse  erwachsen  und  ob  der  Spar- 
sinn und  die  Spartätigkeit  der  Bevölkerung  dadurch  gehoben 
wird.  Daß  dies  der  Fall  ist,  läßt  sich  gar  nicht  bestreiten, 
und  bei  den  Vorwürfen  seitens  der  Sparkassen  Vertreter 
sprechen  daher  in  der  Regel  mehr  die  Interessen  der  Spar- 

Wolter,  Inaiig.-DisBert.  4 
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kassen  als  diejenigen  der  Sparer,  die  allein  maßgebend  sein 
sollten,  mit. 

Von  diesem  Standpunkt  geht  auch  der  Einwand  aus,  daß 
die  Gemeindefinanzen  und  Lokalbedürfnisse  geschädigt  würden. 
Die  Überschüsse  aus  den  Kommunalsparkassen  kämen  den 
Gemeindeangehörigen  zugute,  die  andernfalls  höhere  Kom- 
munalabgaben zahlen  müßten.  An  und  für  sich  ist  es  eigent- 
lich schon  fraglich,  ob  die  Gemeindesparkasse  überhaupt 
Überschüsse  erzielen  soll,  ob  sie  diese  nicht  vielmehr  den 
Sparern  wieder  zugute  kommen  lassen  sollte.  Man  darf  aber 
wohl  diesen  Gewinn  der  Gemeinde  zusprechen,  um  so  mehr, 
wenn  er  zu  gemeinnützigen  Zwecken  verwendet  wird.  Die  Ge- 
meinde kann  außerdem  eine  Vergütung  für  die  Garantieüber- 
nahme und  die  mannigfache  unbezahlte  Arbeit  beanspruchen. 
Dann  sollte  man  aber  auch  dem  Staate  das  Recht  nicht  ab- 
sprechen, durch  geringe  Überschüsse  aus  der  Postsparkasse 
sich  Gewinne  zu  verschaffen.  Der  Staat  gibt  überhaupt  erst 
die  Grundlage  zum  geregelten  Erwerbsleben  und  damit  zu 
Ersparnissen,  durch  seine  rechtliche  Verfassung  wird  das  Eigen- 
tum geschützt.  Weshalb  sollten  da  die  Gemeinden  allein 
Vorteile  aus  der  Spartätigkeit  der  Bevölkerung  ziehen?  Jeden- 
falls haben  sie  doch  kein  Monopol  in  dieser  Beziehung. 

Eine  Frage,  die  eng  damit  zusammenhängt,  ist  die  der 
Veranlagung  der  Bestände.  Diese  findet  bei  den  Privatspar- 
kassen fast  ausschließlich  in  Hypotheken  statt.  Wie  erwähnt, 
fällt  einer  Postsparkasse  die  Befriedigung  des  Hypothekar- 
kredits überaus  schwer  und  die  Furcht,  daß  besonders  die 
ländlichen  Besitzverhältnisse  durch  Erschwerung  des  Grund- 
kredits aufs  schwerste  geschädigt  würden,  hat  ihre  große  Be- 
rechtigung. Durch  die  fast  ausschließliche  Veranlagung  in 
Hypotheken  haben  sich  unsere  Sparkassen  jedoch  ziemlich 
festgelegt;  da  ist  die  Postsparkasse,  auch  wenn  sie  alle  ihre 
Bestände  in  Staatspapieren  angelegt  hat,  die  doch  Marktwert 
haben  und  im  allgemeinen  jederzeit  abgestoßen  werden  können, 
noch  li(piider.  Durch  Dnrh^lion  an  Gemeinden,  an  Privat- 
sparkasscsn,   (jieiiossenscJi;ir(,(!ii,   Hypothekenbanken  kann  die 
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Postsparkasse  bei  gutem  Willen  Genügendes  für  den  Grund- 
kredit leisten.  Außerdem  werden  die  Privatsparkassen  ja,  wie 
gesagt,  ihre  Bestände  nicht  verlieren  und  weiter  für  den 
Grundkredit  wirken  können.  Ferner  treten  andere  Institute 
wie  Hypothekenbanken,  Genossenschaften,  Versicherungsgesell- 
schaften immer  mehr  auf  diesem  Gebiete  den  Privatsparkassen 
zur  Seite  und  nötigen  die  letzteren,  besonders  in  größeren 
Städten  dazu,  einen  Teil  ihrer  Bestände  in  Papieren  oder 
Personalkredit  anzulegen.  Um  nur  ein  Beispiel  zu  erwähnen, 
zeigen  folgende  Zahlen,  daß  sich  der  Hypothekenbestand 
der  deutschen  Versicherungsunternehmungen  in  den  letzten 
20  Jahren  annähernd  verfünffacht  hat  und  daß  er  im  Verhältnis 
zu  ihren  Gesamtaktiven  um  8 ^/^  zugenommen  hat: 

Zahl  d.       Gesamt-        Hypotheken-   In  ^/^  der  Ges.- 
Ende  Unternehm.     aktiva  bestand  aktiven 


Jedenfalls  kann  man  wohl  annehmen,  daß,  wenn  die  Spar- 
kassen nicht  mehr  in  dem  Maße  wie  jetzt  das  Hypotheken- 
geschäft betreiben  würden,  andere  Institute  an  ihre  Stelle 
treten  würden. 

Man  wirft  der  Postsparkasse  ferner  ihre  Verquickung  mit 
dem  Staatskredit  vor.  Dies  äußert  sich  zunächst  in  der  Tat- 
sache, daß  sie  ihre  Bestände  ausschließlich  oder  größtenteils 
in  Staatspapieren  anlegt.  Die  Gründe,  die  dazu  führten,  habe 
ich  weiter  oben  bereits  erwähnt,  ebenso  daß  eine  solche  Ein- 
seitigkeit zu  den  größten  Unannehmlichkeiten  führen  kann. 
Die  Sparkasse  wird  in  alle  Bewegungen  des  Staates  mit  hinein- 
gerissen und  kann  durch  Kursschwankungen  große  Verluste 
erleiden.  Dies  ist  m.  E.  auch  der  berechtigste  Einwurf.  So 
sanken  z.  B.  in  Frankreich  infolge  der  Februarrevolution  die 
Guthabenbestände  der  Sparkassen,  die  dort  schon  damals  dem 
Staat  zu  übergeben  waren,  von  358  Mill.  Frs.  auf  74  Mili.  Frs. 
Solche  Bewegungen  kommen  aber  relativ  selten  vor  und  in 


1887 
1897 
1907 


239 
286 
256 


Mk.  Mk. 

1268410000  847  008000 

2  619  885000  1839607  000 

5189119000  3878184000 


66,8 
70,2 
74,7 


4* 
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der  Geschichte  der  Postsparkassen  ist  eigenthch  kein  Fall  be- 
kannt, daß  diese  in  so  schwierige  Lagen  gekommen  sind. 
Selbst  Rußlands  Postsparkasse  konnte  trotz  des  japanischen 
Krieges  und  schwerer  innerer  Unruhen  ihren  Verpflichtungen 
nachkommen;  auch  waren  die  Rückzahlungsansprüche  nicht 
so  groß,  als  man  hätte  meinen  sollen. 

Sind  auch  durch  die  Festsetzung  von  Rückzahlungsfristen 
und  die  Schaffung  eines  Reservefonds  (z.  B.  in  Frankreich 
52  Mill.  Frs.,  in  Österreich  4  Mill.  Kr.)  die  Postsparkassen 
vor  Krisen  und  Kriegszeiten  in  gewisser  Weise  geschützt,  so 
bleibt  die  Gefahr  trotzdem  bestehen,  und  es  ist  deshalb  un- 
bedingt zu  fordern,  daß  die  Veranlagung  nicht  so  einseitig 
erfolgt.  Die  Größe  und  Vertrauenswürdigkeit  der  meisten 
Staaten  bietet  aber  so  viel  Garantie,  einen  Teil  der  Bestände 
in  Staats  werten  anzulegen.  Es  ist  nur  recht  und  bilHg,  dem 
Staat  einen  Teil  seiner  Last,  die  er  im  Interesse  seiner  An- 
gehörigen auf  sich  genommen  hat,  tragen  zu  helfen.  Der  Ge- 
winn für  die  Sparkasse  wird  allerdings  in  der  Regel  geringer 
sein  als  bei  anderen  Anlagen,  und  das  ist  wohl  auch  der 
Grund,  daß  sich  die  deutschen  Sparkassen  so  energisch  gegen 
den  Erwerb  von  Staatspapieren  sträuben.  Auf  ihr  Betreiben 
ist  der  Gesetzentwurf  von  1906  betr.  teilweiser  Anlage  (30  ^/o) 
der  Sparkassengelder  in  Inhaberpapieren  und  zwar  je  zur 
Hälfte  in  deutscher  Reichs-  und  preußischer  Staatsanleihe 
gefallen.  Man  sucht  nun  im  Verwaltungswege  das  zu  er- 
reichen, was  gesetzlich  nicht  erreicht  ist.  Eine  Verfügung 
des  Ministers  an  die  Oberpräsidenten  besagte,  daß  diese  ge- 
statten dürften,  daß  von  den  Überschüssen  nicht  soviel  dem 
Reservefonds  zugeführt,  sondern  anderweitig  verwendet  wird, 
falls  die  Sparkassengelder  zu  20 — 30  ^/o  in  Inhaberpapieren 
angelegt  würden.  Der  Erfolg  wird  nicht  groß  sein.  Und 
dabei  werden  die  Schwierigkeiten  immer  größer,  die  Staats- 
anleihen unterzubringen  und  ihre  Kurse  zu  halten.  Wenn 
die  Volksvertretung  der  Ansicht  ist,  daß  die  Staatsanleihen 
zu  unsicher  sind,  zur  Sparkass(indockung  verwendet  zu  werden, 
dami  dürfte  sie  deren  Ausgabe  gar  nicht  gestatten;  denn  sie 
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werden  hauptsächlich  von  Sparern  erworben.  In  neuester  Zeit 
scheinen  die  Sparkassen  sich  nicht  mehr  ganz  so  heftig  gegen 
die  Übernahme  von  Reichs-  und  Staatsanleihen  zu  sträuben. 
Der  deutsche  Sparkassenverband  will  sich  an  den  Anleihen 
beteiligen,  und  es  hat  nach  Verhandlungen  mit  der  Seehand- 
lung und  der  Reichsbank  eine  Besprechung  mit  dem  Finanz- 
minister stattgefunden,  in  der  von  diesem  dem  Verband  ein 
um  0,40  ermäßigter  Vorzugspreis  bewilligt  wurde.  Bei  den 
Anleihen  im  April  sollen  36  Mill.  Mk.  von  Sparkassen  über- 
nommen worden  sein,  was  jedoch  im  Verhältnis  zu  den  über 
14  Milliarden  betragenden  Gesamteinlagen  der  dem  Verbände 
angehörenden  Sparkassen  verschwindend  wenig  ist. 

Die  Gefahr,  daß  die  Staaten  durch  die  leichte  Unter- 
bringung zu  unsinniger  Anleihe  Wirtschaft  getrieben  werden, 
besteht ;  aber  eine  einsichtige  Regierung  und  Volksvertretung 
werden  das  zu  verhindern  wissen.  Tatsächlich  hat  man  noch 
nicht  wahrnehmen  können,  daß  diese  Gefahr  sich  bewahr- 
heitet hat. 

Auf  den  Einwand,  daß  der  sonstige  Dienstbetrieb  der 
Post  unter  dem  Sparverkehr  leiden  könnte,  will  ich  nicht 
weiter  eingehen.  Die  Erfahrungen  widerlegen  ihn  zur  Genüge. 
Daß  schließlich  einerseits  begonnene  Verbesserungen  der 
Privatsparkassen  mit  Einrichtung  einer  Postsparkasse  auf- 
hören, andererseits  Reformen  bei  der  Postsparkasse  wegen 
der  SchwerfälUgkeit  ihres  Apparats  nicht  leicht  "einführbar 
seien,  kann  auch  nicht  gut  behauptet  werden.  Das  Gegenteil 
ist  der  Fall.  Das  Vorhandensein  einer  Postsparkasse  wird 
immer  ein  Ansporn  für  die  Privatsparkassen  sein,  ihrer  Kon- 
kurrentin gewachsen  zu  sein  und  alle  dazu  nötigen  Verbesse- 
rungen schnell  und  gut  durchzuführen,  und  die  Einheitlichkeit 
des  Post  Sparbetriebs  wird  nötige  Reformen  bald  erkennen  und 
zur  Einführung  gelangen  lassen. 

Bestrelbimgen  in  Deutsclilancl. 

Auch  in  Deutschland  wurde  man  auf  die  Erfolge  der 
Postsparkassen  aufmerksam.    Allerdings   war  hier  die  Ent- 
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Wicklung  des  Sparkassenwesens  eine  bedeutend  bessere  als 
in  anderen  Ländern.  Ursprünglich  als  Privatanstalten  unter 
Staatskontrolle  gegründet,  gingen  sie  bald  in  die  Hände  der 
Gemeinden  und  Kreise  über.  Ihre  Sicherheit  und  Vertrauens- 
würdigkeit war  also  fest  gegründet  und  die  Erfolge  sehr  gut. 
Nichtsdestoweniger  machten  sich  auch  manche  Mängel  gel- 
tend, vor  allem  ungleiche  Verteilung  und  geringes  Offenhalten. 
Der  Staat  hatte  zwar  ein  Aufsichtsrecht,  aber  doch  nur  in 
beschränktem  Maße.  Unter  den  einzelnen  Kassen  fehlte  jede 
Einheitlichkeit,  infolgedessen  konnte  auch  ein  Ubertragungs- 
dienst  nicht  angebahnt  werden. 

So  entstand  zuerst  der  Gedanke,  die  Post  als  Vermitt- 
lerin in  den  Dienst  des  Sparwesens  zu  stellen.  Dies  Anerbieten 
wurde  in  den  70er  Jahren  den  Sparkassen  des  Rheinlands 
und  Westfalens,  der  Berliner  und  Bremenser  Sparkasse  ge- 
macht, doch  überall  abgeschlagen  mit  der  Motivierung,  daß 
kein  Bedürfnis  dazu  vorläge.  Der  eigentliche  und  auch  be- 
rechtigte Grund  war  die  hohe  Entschädigung,  die  die  Post 
für  ihre  Vermittlung  beanspruchte.  Der  Versuch,  die  Post 
als  Vermittlerin  der  Sparkassen  fungieren  zu  lassen,  war  schon 
vorher  in  Belgien  und  den  Niederlanden  ohne  jeden  Erfolg 
gemacht  worden.  Es  würde  dadurch  auch  nur  Verwirrung 
in  das  Sparwesen  gebracht  werden,  weil  das  Publikum  die 
Post  als  Sparkasse  ansehen  und  sie  für  haftbar  halten  würde 
und  weil  sich  bei  der  Konkurrenz  der  Sparkassen  eine  ört- 
liche Abscheidung  nicht  durchführen  ließe. 

Nachdem  diese  Versuche  fehlgeschlagen  waren,  machte 
man  sich  an  die  Ausarbeitung  eines  Postsparkassengesetz- 
entwurfs, der  am  22.  Januar  1885  zur  ersten  Lesung  im 
Reichstag  kam.  Von  Seiten  der  Sparkassen  und  Genossen- 
schaften war  eine  heftige  Agitation  dagegen  betrieben,  dazu 
kamen  politische  Treibereien.  Jedenfalls  wurde  in  der  zweiten 
Lesung  der  Entwurf  abgelehnt.  Später  wurde  die  Frage  noch 
öfter  aurgfüollt,  im  Jahre  1904  auch  noch  einmal  der  Vor- 
schlag gemacht,  die  Post  als  Vermittlerin  der  Sparkassen 
dienen  zu  hissen,  aber  immer  mit  negativem  Erfolg.  Die 
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Gegenströmung  war  mächtig  genug,  alle  Anregungen  zu  unter- 
drücken und  die  Furcht  vor  einer  Postsparkasse  hätte  1908 
beinahe  sogar  dazu  geführt,  daß  auch  die  Postscheckvorlage 
in  der  Versenkung  verschwand. 

Um  darzulegen,  daß  die  Frage  einer  Postsparkasse  auch 
jetzt  noch  wichtig  ist,  will  ich  kurz  auf  die  augenblicklichen 
Verhältnisse  des  deutschen  Sparkassenwesens  eingehen.  Je- 
doch muß  betont  werden,  daß  Vergleiche  mit  anderen  Ländern 
nicht  ohne  weiteres  möglich  sind,  da  neben  den  eigentlichen 
Sparkassen  überall  viele  Einrichtungen  unter  den  verschieden- 
sten Namen  bestehen,  die  dem  Sparverkehr  dienen,  jedoch 
nicht  einheitlich  beurteilt  werden  können. 

Daß  die  deutschen  Sparkassen  sich  große  Verdienste  er- 
worben haben,  kann  gar  nicht  geleugnet  werden.  Die  Furcht 
vor  der  Postsparkasse  hat  auch  viele  Reformvorschläge  wach- 
gerufen, die  aber  leider  nicht  so,  wie  man  damals  hätte  an- 
nehmen können,  durchgeführt  wurden.  Die  Beseitigung  der 
Gefahr  ließ  die  meisten  wieder  in  ihrem  alten  Zustand  be- 
harren. Der  Guthabensaldo  der  deutschen  Sparkassen  Ende 
1906  betrug:  Mk.  18  658460000,  vor  allen  Dingen  ein  schönes 
Zeichen  für  den  Spartrieb  der  Bevölkerung. 

Die  Zahl  der  Sparkassen  hat  stetig,  wenn  auch  langsam 
zugenommen.  Ende  1906  bestanden  9420,  wenn  man  die 
Filialen  mitrechnet,  mithin  kämen  auf  eine  Kasse  57,4  qkm 
und  6438  Einwohner.  Die  Verhältnisse  in  den  einzelnen 
Teilen  des  Reiches  sind  aber  verschieden.  Die  Zahlen  sind 
im  dicht  besiedelten  Westen  günstiger,  dagegen  kommen  z.  B. 
im  Regierungsbezirk  Köslin  298  qkm,  Bromberg  194  qkm  auf 
eine  Kasse. 

Die  Verteilung  in  den  einzelnen  preußischen  Provinzen 
zeigt  für  Ende  1906  folgendes  Bild  (nach  St.  Jahrbuch  f.  d. 
Deutsche  Reich  1909). 

Auf  eine  Kasse  kommen 
Land        Spark.  Filialen  Zus.  qkm  Einw.  Sparbücher 
Ostpreußen  51       213       264    140      7690  1048 

V^estpreußen        45       164      209    122      7855  1333 
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Auf  eine  Kasse  kommen 


Land 

Spark. 

Fihalen 

Zus. 

qkm 

Einw. 

Sparbuch« 

Brandenburg- 

112 

293 

405 

98 

8721 

3316 

Pommern 

83 

108 

191 

157 

8818 

2768 

Posen 

88 

167 

255 

114 

7791 

1000 

Schlesien 

181 

497 

678 

59 

7290 

2066 

Sachsen 

141 

538 

679 

37 

4440 

1981 

Schlesw.-Holst. 

199 

68 

267 

71 

5634 

2120 

Hannover 

176 

297 

473 

81 

5834 

2297 

Westfalen 

197 

112 

309 

65 

11907 

2958 

Hessen-Nassau 

80 

265 

345 

45 

6000 

1875 

Rheinland 

250 

662 

912 

29 

7057 

1747 

JSTatürlich  sind  die  Postsparkassenländer  darin  anders  ge- 
stellt. Wie  sähe  das  Bild  aus,  wenn  die  ca.  18000  Post- 
anstalten (Hilfspoststellen  nicht  mitgezählt)  des  Reichspost- 
gebiets hinzuträten!  Unseren  Sparkassen  kann  man  es  ja 
durchaus  nicht  verdenken,  daß  sie  nicht  mehr  Filialen  er- 
richten; sie  müssen  die  pekuniäre  Seite  bedenken  und  schon 
•  die  Einrichtung  einer  Filiale  kann  auf  Jahre  hinaus  den  Ge- 
winn verschlingen,  bei  der  Post  brauchen  Filialen  nicht  erst 
geschaffen  zu  werden.  Die  Zahlen  würden  besser,  wenn  man 
die  Annahmestellen  bei  Kaufleuten  etc.  hinzurechnete.  Diese 
sind  aber  nur  ein  sehr  mangelhaftes  Aushilfsmittel. 

Wie  sieht  es  nun  mit  dem  Offenhalten  aus?  Heidemann 
gibt  sehr  genaue  Zahlen  darüber.  Danach  ist  nur  ein  ver- 
schwindend kleiner  Teil  Sonntags  geöffnet,  die  Mehrzahl  werk- 
täglich, aber  auch  ein  Teil  nur  an  wenigen  oder  an  einem 
Wochentag.  Die  Verkehrszeit  beträgt  6 — 7  Stunden  täglich, 
bei  wenigen  mehr,  bei  vielen  weniger.  Zu  Beginn  des  Jahres 
wird  häufig  zwecks  Abrechnung  geschlossen.  Für  die  Arbeiter, 
die  vielfach  nur  Sonntags  oder  über  Mittag  abkömmlich  sind, 
ist  in  der  Regel  gar  nicht  vorgesorgt. 

Die  kleinen  Einlagen  haben  von  Jahr  zu  Jahr  abgenommen. 
Dies  damit  zu  begründen,  daß  der  allgemeine  Wohlstand  zu- 
genommen hat,  wäre  m.  E.  durchaus  falsch.  Vielfach  schließen 
die  Sparkassen  auch  durch  Festsetzungen  von  Mindesteinlagen 
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die  Ärmsten  von  der  Möglichkeit  des  Sparens  aus.  Daß  die 
Sparkassen  zur  Pflege  des  Sparmarkensystems  gar  nicht  ge- 
eignet sind,  habe  ich  schon  erwähnt.  Schulsparkassen,  deren 
Wert  allerdings  bestritten  ist,  sind  gering  entwickelt,  ebenso- 
wenig ist  auf  Kriegsschiifen  Sparmöglichkeit  geboten  etc.  Der 
Guthabendurchschnitt  betrug  Ende  1904  im  ganzen  Deutschen 
Reich  685  Mk.,  in  einzelnen  Staaten  (Bayern  etc.)  ist  er  nie- 
driger, in  anderen  höher,  so  in  Preußen  745,  Hessen  978. 
Ein  Vergleich  mit  den  Durchschnittsziffern  der  Postsparkassen 
(s.  oben)  sagt  genug.  Daß  die  Sparkassen  gern  höhere  Gut- 
haben an  sich  ziehen,  ist  erklärlich.  Sie  versprechen  gute 
Gewinne  und  diese  sind  im  Interesse  der  Gemeindefinanzen 
erwünscht.  So  überwiesen  die  deutschen  Sparkassen  im  Jahre 
1906  für  kommunale  und  andere  Zwecke  35  Mill.  Mk.  Die 
großen  Guthaben  tragen  aber  auch  die  Gefahr  in  sich,  daß 
sie  in  gefährlichen  Zeiten  zuerst  zurückgezogen  werden. 

Der  Überweisungsverkehr  ist  ganz  unausgebildet.  Die 
Anregung  dazu  ging  1885  vom  Sparkassenverband  aus  und 
es  traten  damals  424  Kassen  bei.  Aber  seitdem  im  Laufe 
von  über  20  Jahre  haben  sich  nur  wenige  mehr  dem  Uber- 
weisungsverkehr angeschlossen.  Es  sind  jetzt  nur  etwa  20^/^ 
aller  Sparkassen.  Dabei  wird  der  Wechsel  des  Wohnsitzes 
immer  häufiger,  und  der  Sparer  hat  Unbequemlichkeiten, 
Kosten  und  Zinsverlust,  wenn  er  sein  Guthaben  auf  eine  Kasse 
des  neuen  Wohnsitzes  übertragen  will. 

Es  bleibt  eben  als  letztes  Ziel  doch  die  Postsparkasse 
■weiter  bestehen.  Daß  sie  nur  als  Vermittler  dienen  sollte, 
ist  zwecklos.  Von  manchen  Seiten  wird  auch  vorgeschlagen, 
nur  in  denjenigen  Gegenden  Postsparkassen  einzurichten,  wo 
andere  Sparkassen  Filialen  wegen  zu  dünner  Besiedelung  etc. 
nicht  errichten  können.  Da  würde  man  aber  doch  der  Post 
zu  viel  zumuten,  wenn  sie  nur  Verluste  tragen  sollte,  wäh- 
rend die  anderen  in  Ruhe  das  Fett  abschöpften.  Außerdem 
wäre  es  auch  schwierig,  eine  richtige  Scheidung  durchzuführen. 
Einzelne  Sparkassen  würden  dann  doch  getroffen,  und  sie 
könnten  mit  Recht  tiber  die  Ungerechtigkeit  klagen.  Also 
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eine  vollständige  Postsparkasse !  Die  Vorteile  für  die  Sparer 
wären  groß,  und  die  Nachteile  für  die  bestehenden  Sparkassen 
nicht  so,  wie  man  befürchtet. 

Postscheck-  und  Giroverkehr. 
Entwicklung. 

Aus  der  Postsparkasse  hat  sich  der  Postscheck-,  Giro- 
und  Clearingverkehr  herausgebildet.  Aber  wenn  er  sich  auch 
zunächst  auf  der  Grundlage  der  Postsparkasse  aufgebaut  hat, 
haben  seine  große  Bedeutung  und  seine  wesentlichen  Unter- 
schiede vom  Sparbetrieb  doch  bald  bewirkt,  daß  er  zu  einem 
ganz  selbständigen  Gebiet  der  postalen  Tätigkeit  wurde.  Seine 
Einrichtung  ist  durchaus  nicht  an  das  Vorhandensein  einer 
Postsparkasse  gebunden.  Die  Vorbedingungen  einer  gedeih- 
lichen Tätigkeit  im  Scheck-  und  Giroverkehr  sind  schon  durch 
die  gegebenen  Posteinrichtungen,  das  Filialsystem  und  die 
Sicherheit,  erfüllt. 

Der  Verkehr,  der  durch  den  Übergang  von  der  Natural- 
wirtschaft zur  Geldwirtschaft  sich  ausbildete,  wurde  mit  der 
Erweiterung  der  Wirtschaftsgebiete  immer  größer.  Der  wach- 
sende Bedarf  an  Zahlungsmitteln  führte  dazu,  Mittel  und  Wege 
zu  suchen,  das  Geld  von  seiner  Funktion  als  Tausch-  und 
Zahlungsmittel  möglichst  zu  entbinden.  Seine  Aufgabe  sollte 
hauptsächlich  darin  bestehen,  als  Preis-  und  Wertmaßstab  zu 
dienen.  Wenn  das  Geld  seine  große  Bedeutung  als  Tausch- 
mittel verlöre,  würde  die  Notwendigkeit,  Edelmetall  heranzu- 
ziehen, verringert  werden  und  dessen  Tauschwert  könnte  daher 
nicht  so  steigen.  Zahlungen  durch  Wechsel,  Banknote,  Giro, 
Scheck  und  Clearing  haben  alle  dieses  Ziel  im  Auge.  Allge- 
meine Zahlung  im  Giro  weg  oder  durch  Scheck,  unterstützt 
von  einem  guten  Clearingverfahren,  wäre  das  Ideal  eines 
Zahlungswosons. 

Der  Schrjck  ;m  sich  (usnt/t  noch  nicht  die  Barzahlung. 
Er  ermöglicht  (;ig(;ntlich   nur  die  lioz-ahlung  durch  den  be- 
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zogenen  Dritten  anstatt  durch  den  Aussteller.  Ist  der  Em- 
pfänger aber  Kunde  derselben  Bank,  so  ist  der  Ring  geschlossen, 
der  Betrag  braucht  nur  seinem  Konto  gutgeschrieben  zu  werden. 
Auch  dadurch,  daß  dem  Scheck  eine,  wenn  auch  beschränkte 
Umlaufszeit  gestattet  ist,  kann  er  den  Bargeldgebrauch  ver- 
ringern helfen.  Seine  wahre  Bedeutung  erhält  er  aber  erst 
durch  das  Clearingsystem.  Die  Banken  erhalten  von  ihren 
Kunden  Schecks,  die  auf  die  verschiedensten  Banken  gezogen 
sind.  Sie  ziehen  diese  nun  aber  nicht  bar  ein,  denn  in  den 
Händen  der  bezogenen  Banken  werden  sich  auch  Schecks  auf 
sie  befinden.  Beide  Teile  rechnen  also  ihre  Forderungen 
gegeneinander  auf.  Die  verbleibenden  Salden  werden  vom 
schuldnerischen  Teil  im  Giroweg  der  Zentralbank  auf  das 
Konto  des  Gläubigers  überschrieben. 

Das  Wesen  des  Giroverkehrs  besteht  im  Ausgleich  von 
Forderungen  und  Leistungen  zwischen  Kunden  einer  Bank 
durch  einfaches  Umschreiben,  ohne  daß  ein  Pfennig  Bargeld 
in  Bewegung  gesetzt  wird.  Der  Scheck  hat  den  Vorzug,  daß 
er  durch  Verrechnungsklausel  zur  Giroanweisung  wird,  während 
eine  Giroanweisung  nie  zur  Barzahlung  werden  kann.  Da- 
gegen können  Fälschungen  oder  Ungenauigkeiten  beim  Scheck 
zur  Uneinlösbarkeit  führen,  bei  der  Giroanweisung  ist  dies 
ausgeschlossen.  Der  Scheck  eignet  sich  für  den  Platzverkehr, 
die  Giroanweisung  für  den  interlokalen  Verkehr  am  besten. 

Bei  Einführung  des  Postscheckverkehrs  in  Österreich 
hatte  man  nun  nicht  so  sehr  die  Lösung  des  Geldproblems 
als  die  nächstliegende  Sorge  um  das  finanzielle  Interesse  der 
Postsparkasse  im  Auge,  da  die  Einlagen  durchschnittlich  kleine 
und  die  durch  sie  verursachten  Kosten  groß  waren.  Um  be- 
sonders die  Kaufleute  und  Industriellen  an  der  Kasse  zu  interes- 
sieren und  so  größere  Einlagen  zu  erhalten,  erließ  man  die 
Verordnung  über  den  Scheckverkehr  vom  29.  Oktober  1883, 
wodurch  jeder  auf  Grund  eines  Guthabens  seine  sämtlichen 
Zahlungen  durch  die  Post  ausführen  lassen  konnte.  Dadurch 
dachte  man,  die  Unkosten  über  eine  größere  Kapitalmasse  zu 
verteilen  und  ein  größeres  Reinerträgnis  zu  erzielen.  Und 
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die  Erfolge  sind  sehr  große.  Die  besondere  Natur  des  Scheck- 
verkehrs führte  bald  dazu,  ihn  scharf  vom  Sparverkehr  abzu- 
grenzen. Dem  Scheckverkehr  gliederte  sich  der  Clearing-, 
richtiger  Giroverkehr  an.  Die  Leitung  der  Postsparkasse  hat 
es  verstanden,  mit  kaufmännischem  Blick  die  Vorteile  für  die 
Teilnehmer  immer  mehr  zu  erhöhen  und  ihre  Tätigkeit  weiter 
auszudehnen.  Durch  Übernahme  des  Inkassos  der  verschie- 
densten Forderungsdokumente  hat  sie  ihren  Kunden  bequemste 
und  billigste  Einzugsmöglichkeit  geboten  und  sich  selbst  die 
Grundlage  geschaffen,  dem  Wiener  Saldierungsverein  beizu- 
treten, in  dem  sie  eine  bedeutende  Stellung  einnimmt.  Von 
den  hier  im  Jahre  1908  im  ganzen  eingelieferten  456807 
Forderungsdokumenten  im  Betrage  von  6582516383,26  Kr. 
wurden  240855  (53  ^/J  im  Betrage  von  2242360348,42  Kr. 
(34,06  ^/o)  durch  das  Postsparkassenamt  ausgeglichen.  Weiter 
ist  die  Postsparkasse  Verträge  mit  der  österreichisch-unga- 
rischen Bank  und  der  ungarischen,  bald  nach  ihr  gegründeten 
Postsparkasse  eingegangen  zwecks  Einleitung  eines  Über- 
weisungsverkehrs zwischen  den  beiderseitigen  Teilnehmern, 
Die  Umsätze  sind  auch  hier  ständig  gestiegen;  sie  betrugen 
im  Jahre  1908 


„  österr.-ungar.  Bk.  anösterr.P.Sp.K.  16093  150281037,50 
„    österr.P.Sp.K.  an  österr.-ungar.  Bk.  46537  446029479,87 

Die  Gesamtumsätze  und  Einlagenbestände  in  einzelnen 
Jahren  sind  folgende: 


Überweisungen 

von  Ungar,  an  österr.  P.  Sp.K. 
„    österr.  an  ungar.  P.Sp.K. 


98301  164186183,83 
15947  36297067,61 


Jahr 


Transaktionen 


Umsatz 
Kr. 


Einlagenbestand 


Kr. 


1884 

1888 
1898 
1908 


5519924 
18  216870 
50615508 


269406 


174973486 
2576213  652 
8804973837 
23487  423439 


10254259 
55941488 
203135  246 
322455  946 
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Von  dem  Gesamtumsatz  in  1908  sind  10770742615  Kr., 
d.  i.  45,8  im  Clearingweg,  also  durch  einfache  Umschrei- 
bung erledigt.  Der  Ende  1908  vorhandene  Einlagensaldo 
wurde  etwa  72mal  umgesetzt. 

Dem  Beispiel  Österreichs  folgend  wurde  1890  in  Ungarn 
der  Postscheckverkehr  eröffnet,  gleichfalls  mit  gutem  Erfolg. 
Die  Umsätze  erreichen  allerdings  bei  weitem  nicht  diejenigen 
Österreichs,  da  Ungarns  industrielle  Verhältnisse  nicht  so  ent- 
wickelt sind  und  der  bald  nach  Gründung  der  österreichischen 
Postsparkasse  gut  organisierte  Giroverkehr  der  österreichisch- 
ungarischen Bank  ihr  in  Ungarn  zuvorgekommen  war.  Die 
Organisation  ist  fast  dieselbe  wie  in  Österreich.  Die  Erfolge 
waren : 


Jahr 

Umsatz 

Guthabenbestand 
Kr. 

1890 

248402084 

3  785579 

1895 

1303957405 

14536475 

1900 

2555768186 

33552071 

1905 

4665  561709 

64192896 

1908 

6366010160 

71717934 

Im  Jahre  1908  w^urden  im  Clearing  38,02 ^/o  erledigt;  der 
Ende  1908  vorhandene  Guthabenbestand  wurde  im  Laufe  des 
Jahres  88mal  umgesetzt.  Auch  die  ungarische  Postsparkasse 
ist  dem  Budapester  Saldierungsverein  beigetreten.  Sehr  er- 
freulich ist  es,  daß  bei  beiden  Kassen  die  Zahl  der  öffent- 
lichen Behörden  und  Kassen  als  Kontoinhaber  sich  von  Jahr 
zu  Jahr  mehrt.  Sie  betrug  z.  B.  in  Österreich  Ende  1908: 
2191.  Ihre  Teilnahme  war  bisher  zum  größten  Teil  darauf 
beschränkt,  daß  sie  Einzahlungen  auf  das  Konto  durch  die 
Postsparkasse  gestatteten.  Besonders  groß  ist  die  Zahl  der 
so  bewirkten  Steuereinzahlungen:  2 112 258  mit  275424395  Kr., 
wovon  22  368  mit  59  789985  Kr.  im  Clearingverkehr  durch- 
geführt wurden.  Dagegen  fanden  Auszahlungen  von  Seiten 
der  Staatskassen  bisher  nur  in  geringem  Umfang  statt,  vor 
allem,  weil  die  Beibringung  einer  gestempelten  Quittung  seitens 
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des  Zahlungsempfängers  unentbehrlich  erschien  und  sich  dies 
auf  dem  Umweg  über  die  Postsparkasse  sehr  umständlich  oder 
gar  nicht  bewerkstelligen  ließ.  Neuerdings  sucht  man  aber 
auch  auf  diesem  Felde  die  Tätigkeit  der  Postsparkasse  immer 
mehr  in  Anspruch  zu  nehmen  und  hat  viele  Kassen  ange- 
wiesen, ihre  Zahlungen  so  zu  leisten. 

Wunderbar  ist  es,  daß  die  Erfolge  des  österreichischen 
und  ungarischen  Postscheckverkehrs  nicht  früher  zu  einer 
Nachahmung  in  anderen  Ländern  geführt  haben.  Anregungen 
sind  zwar  verschiedentlich  gegeben  worden.  Im  Jahre  1899 
wurde  ein  Entwurf  zum  Postscheckverkehr  auch  dem  deutschen 
Reichstag  vorgelegt,  aber  den  Treibereien  der  Sparkassen  und 
Genossenschaften,  die  an  und  für  sich  schon  eine  Konkurrenz 
durch  den  Postscheckverkehr  fürchteten  und  außerdem  der 
Meinung  waren,  daß  man  auf  diesem  Wege  nur  zur  Gründung 
einer  Postsparkasse  überleiten  wollte,  war  es  hauptsächlich 
zu  verdanken,  daß  der  Entwurf  vollständig  umgemodelt  wurde 
und  in  dieser  Form  für  die  Postverwaltung  unannehmbar  war. 
Auch  standen  die  doch  zunächst  interessierten  Kreise  des 
Handels  und  der  Industrie  der  Einrichtung  ziemlich  kühl 
gegenüber.  So  wurde  das  Projekt  vorläufig  begraben,  um 
erst  später  unter  wesentlich  unangenehmeren  Geld  Verhältnissen 
hervorgesucht  zu  werden. 

Durch  die  Erfolge  in  Osterreich  und  die  Verhandlungen 
in  Deutschland  angeregt,  kam  man  in  der  Schweiz  auf  den 
Gedanken,  durch  die  Popularisierung  des  Scheck-  und  Giro- 
verkehrs den  Zahlungsverkehr  besser  und  gleichmäßiger  zu 
gestalten,  den  Notenbanken  ihre  Stellung  zu  erleichtern  und 
die  Valuta  des  Landes  zu  schützen  (Kirschberg).  Infolge  der 
ungünstigen  Zahlungsbilanz  gegenüber  Frankreich  wanderte 
immer  mehr  Metall  aus  dem  Lande,  das  von  den  Notenbanken 
zur  Sicherung  ihrer  gesetzlichen  Bardeckung  nur  mit  Mühe 
und  unter  großen  Kosten  wieder  eingeführt  werden  konnte. 
Dazu  kam,  daß  di(i  N<)i,(;nzirkulation  immer  größer  wurde. 
So  wurde  durch  Bund(3Sges(it/  vom  17.  Oktober  1905  mit  dem 
1.  Januar  1906  der  Postschock-  und  Giroverkehr  eingeführt. 


-    63  — 


dessen  einzelne  Bestimmungen  vorläufig  im  Verordnungswege 
geregelt  sind. 

Auch  der  Schweizer  Postscheckverkehr  weist  von  Jahr 
zu  Jahr  einen  größeren  Erfolg  auf.  Die  Ziffern  aus  den 
3  Jahren  seines  Bestandes  sind  folgende: 


Jahr 

Zahl  d. 

Teil- 
nehmer 

Trans- 
aktionen 

Gesamt- 
umsatz 
Frs. 

Davon  in 
Giro 

/o 

Guthaben- 
bestand 
Frs. 

1906 

3190 

1662  545 

451031762 

20,19 

6507048 

1907 

4066 

? 

746286508 

20,59 

8600393 

1908 

5301 

3419498 

1287474502 

35,28 

12584720 

Der  Umsatz  hat  sich  somit  beinahe  verdreifacht.  Be- 
sonders erfreulich  ist,  daß  der  Anteil  des  Giroverkehrs  daran 
sich  im  Jahre  1908  so  ungemein  (um  15^/q)  vergrößert  hat. 
Das  ist  zum  Zeil  darauf  zurückzuführen,  daß  die  Post  mit 
der  Schweizer  Nationalbank,  dem  bedeutendsten  Giroinstitut 
der  Schweiz,  am  15.  Juli  1908  ein  Abkommen  getroffen  hat, 
wonach  die  beiderseitigen  Kontoinhaber  Übertragungen  ohne 
jede  Gebühr  bewerkstelligen  können.  Aber  auch  wenn  dieser 
Verkehr  außer  Betracht  bleibt,  beträgt  der  Giroverkehr  doch 
noch  30,52^0  des  Umsatzes,  was  gegenüber  dem  Vorjahr  eine 
Steigerung  von  9,93  bedeutete  und  außerordentlich  zufrieden- 
stellend ist.  Viel  hat  dazu  wohl  beigetragen,  daß  seit  dem 
1.  März  1908  im  Übertragungsverkehr  keine  Gebühr  mehr 
erhoben  wird.  Der  Ende  des  Jahres  vorhandene  Guthaben- 
bestand von  12  584  720  Frs.  ist  102mal  umgesetzt.  Da  aber 
das  durchschnittliche  Kontoguthaben  etwa  2  Mill.  Frs.  geringer 
war,  erhöht  sich  diese  Ziffer  noch. 

Am  1 .  März  1906  richtete  Japan  bei  seiner  schon  seit 
1875  bestehenden  Postsparkasse  den  Postscheck-  und  Giro- 
verkehr ein  und  schuf  damit  ein  der  Bevölkerung  fast  ganz 
unbekanntes  Geldübermittlungssystem.  Daher  war  am  Ende 
des  ersten  Monats  die  Zahl  der  Teilnehmer  erst  523,  stieg 
dann  aber  von  Monat  zu  Monat  und  betrug  Ende  1907: 
12818,  die  rund  2^1^  Mill.  Yen  gleich  etwa  5,25  Mill.  Mk. 
Guthaben  hatten.    Der  Gesamtumsatz  während  der  10  Mo- 
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nate  1906  war  54  Mill.  Yen  gleich  llS^g  Mill.  Mk.,  während 
des  Jahres  1907  130  Mill.  Yen  gleich  273  Mill.  Mk.  Auf- 
fallend ist  die  große  Zahl  der  Einzahlungen  von  ganz  geringen 
Beträgen,  so  in  1906  von  607  485  Einzahlungen  178402  (bei- 
nahe ein  Drittel)  nur  über  Beträge  bis  zu  einem  Yen. 

Zahlungsverhältnisse  in  Deutschland. 

Bevor  ich  auf  die  deutschen  Verhältnisse  eingehe,  möchte 
ich  noch  kurz  die  Organisation  des  Zahlungsverkehrs  hier  und 
die  Vorgeschichte  der  Postscheckfrage  skizzieren.  Das  Zentral- 
institut für  den  Zahlungsverkehr  ist  bei  uns  die  Reichsbank. 
Sie  wurde  mit  dem  ausgesprochenen  Zweck  errichtet,  „den 
Geldumlauf  im  Reichsgebiet  zu  regeln,  die  Zahlungsausgleich- 
ungen zu  erleichtern  und  für  die  Nutzbarmachung  verfügbaren 
Kapitals  zu  sorgen".  W^ährend  im  allgemeinen  die  Entwick- 
lung des  bargeldlosen  Zahlungssystems  über  den  Scheck  zum 
Giro  ging,  ist  in  Deutschland  der  umgekehrte  Gang  zu  be- 
merken. Das  ist  vielleicht  darauf  zurückzuführen,  daß  die 
Reichsbank  von  vornherein  an  die  Ausgestaltung  eines  gut 
organisierten  Filialnetzes  ging.  In  Ländern,  wo  eine  Zentral- 
bank mit  großem  Filialnetz  besteht,  ist  die  Giroüberweisung 
vorzuziehen,  dagegen  sind  in  Ländern  mit  vielen  Privatbanken 
Schecks  mehr  anwendbar.  Ende  1908  hatte  die  Reichsbank 
487  Filialen.  Der  Giroverkehr  der  Reichsbank  hat  sich  un- 
gemein entwickelt.  Während  z.  B.  vom  Jahr  1892  bis  zum 
Jahre  1905  der  durchschnittliche  Guthabenbestand  nur  von 
245  Mill.  auf  295  Mill.  stieg,  erhöhte  sich  in  der  gleichen  Zeit 
der  damit  erzielte  Umsatz  von  78  auf  178  Milharden.  Die 
Reichsbank  organisierte  ferner  17  Abrechnungsstellen,  bei  denen 
in  1908:  46  Milliarden  umgesetzt  wurden.  Was  im  Abrech- 
nungswesen  geleistet  werden  kann,  zeigen  England  und  die 
Vereinigten  Staaten,  wo  der  Scheck  im  weitesten  Maße 
popularisiert  ist.  Im  Jahre  1906  wurden  beim  Abrechnungs- 
haus in  London  259  Milliarden,  in  Neuyork  439  Milliarden 
Mark  ohne  Barzahlung  ausgeglichen. 
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Neben  der  Reichsbank  gewinnen  unsere  Großbanken 
immer  wachsende  Bedeutung.  Auch  sie  haben  sich  mit  Erfolg 
an  den  Ausbau  eines  Filiahietzes  gemacht,  das  durch  die  ihnen 
angeschlossenen  Banken  noch  bedeutend  erweitert  wird.  So 
verfügt  die  Deutsche  Bank  über  eine  enge  Verbindung  mit 
etwa  70  Orten  des  Deutschen  Reiches.  Die  Zahl  aller  ihrer 
Konten  übersteigt  200000,  wozu  noch  die  Konten  bei  den 
Banken  ihres  Konzerns  hinzutreten.  Durch  die  große  Aus- 
dehnung des  Depositengeschäfts  der  Großbanken  wird  die 
Reichsbank  einerseits  in  ihren  Aufgaben  unterstützt,  anderer- 
seits wird  ihre  Tätigkeit  dadurch  aber  auch  häufig  gestört. 
Denn  da  die  Depositenbanken,  w^enigstens  nicht  in  erster  Linie, 
bei  ihrem  Depositengeschäft  die  Regelung  des  Geldumlaufs  im 
Auge  haben,  sondern  es  hauptsächlich  als  Grundlage  einer 
weit  ausgebauten  Kredittätigkeit  betrachten  und  infolgedessen 
den  Depositengläubigern  günstigere  Bedingungen  bieten,  ent- 
geht der  Reichsbank  mancher  Kunde  und  verliert  sie  die 
Übersichtlichkeit  über  den  Markt.  Am  bedenklichsten  wird 
die  Konkurrenz  der  Großbanken  für  die  Reichsbank  dadurch, 
daß  sie  einen  großen  Wechselvorrat  erwerben.  Infolgedessen 
überschaut  die  Reichsbank  den  Wechselmarkt  nicht  mehr 
genau  und  wird  in  ihrer  Diskontpolitik  gestört.  Dazu  kommt, 
daß  in  kritischen  Zeiten  die  Großbanken  doch  wieder  ihre 
Stütze  bei  der  Reichsbank  suchen.  Die  Folge  ist  der  häufige 
Diskontwechsel  und  ein  in  der  Regel  höherer  Diskontsatz  als 
bei  anderen  ansländischen  Notenbanken.  Wie  groß  der  durch 
die  Großbanken  geleitete  Scheck-  und  Giroverkehr  ist,  läßt 
sich  leider  gar  nicht  feststellen,  da  er  ziffernmäßig  in  den 
einzelnen  Berichten  nicht  angegeben  ward.  Die  Buchungen 
erfolgen  in  der  Regel  über  das  Depositen-  oder  Kontokorrent- 
kontO;  so  daß  sich  eine  Ausscheidung  der  bargeldlosen  Zahlungen 
nicht  bewerkstelligen  läßt.  Sicher  ist,  daß  diese  immer  mehr 
zunehmen,  besonders  durch  die  Schaffung  eines  Filialnetzes 
gewinnt  auch  hier  der  Giroverkehr  erhöhte  Bedeutung.  Aber 
auf  dieser  Grundlage  allein  wird  sich  der  Scheck-  und  Giro- 
verkehr nicht  popularisieren,  denn  gerade  der  sogen.  Mittel- 
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stand steht  solchem  großen  Apparat  skeptisch  gegenüber  und 
fürchtet  für  seine  Einlagen.  Es  ist  allerdings  wohl  kein  Grund 
dazu  vorhanden,  denn  gerade  die  Großbanken  sind  bei  der 
Vielseitigkeit  ihrer  Tätigkeit  immer  mehr  gezwungen,  Aktien- 
kapital und  Depositenkapital  in  einem  gesunden  Verhältnis  zu 
halten.  Warschauer  fordert,  daß  letzteres  das  Doppelte  des 
^Aktienkapitals  nicht  überschreite.  Diese  Forderung  ist  bei 
den  Großbanken  auch  fast  allgemein  erfüllt. 

Begründeter  wäre  die  Furcht  bei  den  kleinen  Privatbanken, 
die  häufig  ja  mehr  Sparinstitute  sind  und  gerade  deshalb  um 
so  sorgsamer  sein  müßten.  Hier  erreichen  aber  oft  die  Ver- 
hältniszahlen zwischen  Aktien-  und  Depositenkapital  die  Höhe 
von  1 : 10,  ja  überschreiten  sie  sogar.  Wie  gefährlich  dies 
ist,  sah  man  an  dem  Zusammenbruch  der  Marienburger  Privat- 
bank im  Jahre  1907.  Auch  diese  kleinen  Banken  pflegen  eifrig 
den  Scheckverkehr;  aber  bei  ihrer  isolierten  Stellung  handelt 
es  sich  hauptsächlich  um  den  Barscheck.  Solange  nicht  eine 
gut  organisierte  Scheck  Vereinigung  gebildet  ist,  werden  die 
Erfolge  nicht  fühlbar  sein.  Derselbe  Mangel  verhindert  auch 
die  Privatbankiers  an  der  Pflege  des  Scheckverkehrs.  Wenn 
ein  Scheckverband  der  Privatbanken  und  -bankiers  geschaffen 
würde,  für  den  vielleicht  eine  Großbank  als  Abrechnungsstelle 
fungierte,  könnte  viel  gewonnen  werden. 

Die  Institute,  die  weiter  für  die  Pflege  des  Scheckverkehrs 
in  Betracht  kommen,  sind  die  Sparkassen  und  Genossenschaften. 
Beiden  ist  durch  das  neue  Scheckgesetz  die  passive  Scheck- 
fähigkeit zuerkannt.  Bei  den  ersteren  muß  sich  der  Scheck- 
verkehr erst  entwickeln.  Es  besteht  noch  immer  die  Furcht, 
daß  sie  zu  sehr  Depositenbankcharakter  annehmen  würden. 
Natürlich  muß  stets  zwischen  Depositen  und  Spargeldern  streng 
geschieden  werden.  Schon  jetzt  sind  in  dem  Bestand  der 
Sparkassen  viele  eigentliche  Depositengelder  enthalten,  die 
mangels  einer  Bank  bei  ihr  niedergelegt  werden.  Da  die  Ab- 
hebung aber  doch  recht  schwerfälhg  ist,  und  eine  Verzinsung 
nur  für  den  folgenden  Monat  stattfindet,  lassen  sich  viele  ab- 
halten, ihre  überflüssigen  Kassengelder  hinzugeben  und  be- 
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halten  sie  lieber  bis  zum  Gebrauch  in  eigenen  Händen.  Wären 
jedoch  durch  Einrichtung  eines  Depositen-  und  Scheckverkehrs 
besondere  Vorteile  geboten^  so  würde  man  der  Sparkasse  die 
Kassenführung  gern  anvertrauen,  um  so  mehr,  als  durch  die 
Garantie  der  hinter  den  meisten  Sparkassen  stehenden  Kommunal- 
körper weitgehende  Sicherheit  gewährt  ist.  Wieviel  sie  leisten 
können,  zeigen  die  oldenburgische  Spar-  und  Leihbank  und 
die  mecklenburgische  Sparbank,  die  bis  in  die  Dörfer  hinein 
einen  Scheckverkehr  organisiert  haben.  Die  Vorteile  einer 
solchen  Tätigkeit  wären  auch,  daß  die  Sparkassen  wenigstens 
einen  Teil  ihrer  Bestände  liquider  veranlagen  müßten,  als  es 
bisher  geschah.  Daß  der  Gedanke  eines  Sparkassenscheck- 
verkehrs wieder  mehr  Platz  gewinnt,  beweist  die  Tatsache, 
daß  auf  der  Tagesordnung  der  zum  4.  Dezember  ds.  Js.  ein- 
berufenen Generalversammlung  des  Deutschen  Sparkassen- 
bundes besonders  auch  der  Scheck-  und  Überw^eisungsverkehr 
der  Sparkassen  stand.  Über  das  Resultat  war  bisher  nichts 
zu  erfahren. 

Die  Genossenschaften  haben  sich,  besonders  seit  den  Ver- 
handlungen über  Postsparkasse  und  Postscheck,  etw^as  mehr 
dem  Scheckwesen  zugewandt.  Aber  doch  sind  es  von  13  374  Ge- 
nossenschaften nur  376,  die  den  Scheckverkehr  pflegen.  Sie 
haben  sich  auch  eine  Zentrale  geschaffen  in  dem  1865  durch 
die  Deutsche  Genossenschaftsbank  gegründeten  Giro  verband, 
der  1904  zugleich  mit  der  Genossenschaftsbank  von  der 
Dresdener  Bank  übernommen  worden  ist  und  gleichzeitig  als 
Abrechnungsstelle  für  den  Scheckverkehr  dient.  Der  Total- 
umsatz im  Giroverkehr  betrug  1906  512  Millionen  Mark.  Auch 
die  Raiffeisenschen  Kassen  besitzen  eine  Zentrale  für  den 
Scheckverkehr  in  der  preußischen  Zentralgenossenschaftskasse. 
Die  Umsätze  sind  hier  aber  gemäß  der  Zusammensetzung  des 
Kundenkreises  gering.  Sehr  erfreulich  ist  es,  daß  besonders 
die  Genossenschaften  darauf  hinarbeiten,  die  Inkassospesen, 
die  der  Ausbreitung  des  Schecks  hinderlich  entgegenstehen, 
möglichst  zu  vermindern. 

Hat  sich  nun  auch  der  Gedanke  eines  bargeldlosen  Zahlungs- 
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Verkehrs  auf  selten  der  Geldinstitute  mehr  Bahn  gebrochen, 
so  bekundet  das  Publikum  doch  vielfach  wenig  Verständnis 
dafür.  Dies  beruht  zum  Teil  auf  der  mangelhaften  Aufklärung, 
zum  anderen  aber  auch  auf  dem  großen  Mißtrauen  gegen  die 
Geldinstitute  und  der  Scheu,  einem  anderen  Einblick  in  seine 
Verhältnisse  zu  gewähren.  Man  verzichtete  auf  die  Vorteile 
und  Bequemlichkeiten  einer  Kassen führung  durch  die  Bank 
und  regelte  seinen  Zahlungsverkehr  durch  Barzahlungen  im 
lokalen  Verkehr,  durch  Barsendungen,  sei  es  Wertbrief  oder 
Postanw^eisung  im  Fernverkehr.  Die  Zahlen,  die  ich  weiter 
oben  darüber  angegeben  habe,  beweisen,  daß  beinahe  nirgends 
der  Barverkehr  eine  solche  Rolle  spielt  wie  bei  uns.  Es  besteht 
solche  Vorliebe  für  das  Bargeld,  daß,  trotzdem  der  Goldbestand 
an  sich  in  Deutschland  größer  als  z.  B.  in  England,  Frankreich 
ist,  bei  der  Reichsbank  ein  viel  kleinerer  Prozentsatz  des  Gold- 
bestandes, als  bei  den  Zentralnoteninstituten  anderer  Länder 
vorhanden  ist,  weil  eine  viel  größere  Menge  bei  uns  im  Um- 
lauf ist.  Bei  den  Banken  Londons  werden  über  97  ^/^  aller 
Zahlungen  in  Schecks  gemacht,  etwas  über  2^/^  in  Noten  und 
0,72  ^/o  in  Münze.  Der  Zahlungsverkehr  in  den  Vereinigten 
Staaten  setzt  sich  zusammen  aus  95,13  ^/^  Schecks,  4,06  ^/^ 
Noten  und  0,81^/^  Münze.  Dort  werden  sogar  die  meisten 
Löhne  in  Schecks  bezahlt.  Das  ist  bei  uns  undenkbar.  Die 
umfangreichen  Hypothekenzahlungen,  die  Gehälter,  Mieten, 
Zinsen,  Löhne,  alles  wird  bar  bezahlt,  vielfach  noch  in  Gold. 
W^ährend  in  Frankreich  mehr  als  die  Hälfte,  in  Österreich 
beinahe  ^/^  des  Goldvorrats  in  den  Notenbanken  und  Staats- 
kassen ausgewiesen  sind,  macht  der  Goldumlauf  in  Deutsch- 
land mehr  als  das  fünffache  des  thesaurierten  Betrages  aus. 
Das  hat  zur  Folge,  daß  die  Kurve  des  Geldbedarfs  zu  den 
Zeiten,  wo  sich  die  Nachfrage  besonders  zusammendrängt, 
viel  stärker  und  unregelmäßiger  schwankt  als  in  Ländern,  wo 
das  Hartgeld  nicht  so  einseitig  bevorzugt  wird  und  die  bargeld- 
lose Zahlung  mehr  Bedeutung  hat.  Dies  zirkuHerende  Geld 
spielt  natürhch  lange  nicht  die  Rollo,  als  wenn  es  als  Noten- 
deckurig  b(!i  der  Zentralnotenbank  ruhte  oder  als  Depositum 
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einer  Bank  einerseits  als  Grundlage  der  Zahlungsdurchführung 
ohne  Gebrauch  von  Geld,  andererseits  der  Nutzbarmachung 
für  andere  wirtschaftliche  Zwecke  im  Wege  des  Kredits  diente. 
Der  starke  Goldgebrauch  beeinfluit  natürlich  den  Diskontstand 
wesentlich,  der  denn  auch  in  Deutschland  fast  immer  höher 
ist,  als  z.  B.  in  England,  Frankreich,  Österreich  und  dazu  sehr 
häufig  schwankt.  Die  Durchschnittsdiskontsätze  waren  in  den 
letzten  12  Jahren  folgende: 


Jahr 

Deutschland 

England 

rankreich 

Osterreich 

1897 

3,81 

2,64 

2,00 

4,00 

1898 

4,27 

3,25 

2,20 

4,16 

1899 

5,04 

3,75 

3,06 

5,04 

1900 

5,33 

3,96 

3,25 

4,58 

1901 

4,10 

3,72 

3,00 

4,08 

1902 

3,32 

3,33 

3,00 

3,55 

1903 

3,84 

3,75 

3,00 

3,50 

1904 

4,22 

3,30 

3,00 

3,50 

1905 

3,82 

3,01 

3,00 

3,70 

1906 

5,15 

4,27 

3,00 

4,33 

1907 

6,03 

4,93 

3,46 

4,90 

1908 

4,76 

3,01 

3,04 

4,28 

Besonders   hoch    waren   die  Sätze   in  1906   und  1907, 


während  in  1908  ein  Zurückgehen  zu  beobachten  war;  in  den' 
letzten  beiden  Jahren  waren  die  höchsten  Diskontsätze  in 
Deutschland  7,50 ^/q,  in  den  drei  anderen  Ländern  7^/^,  4^/^ 
und  6^/o.  In  diesem  Jahr  war  die  Reichsbank  in  der  Lage, 
den  Satz  von  3^2^/0  ^om  16.  Februar  bis  20.  September  auf- 
recht zu  erhalten.  Dann  stieg  er  innerhalb  3  Wochen  von 
31/2  auf  50/^. 

Die  schwierige  Stellung  der  Reichsbank  dadurch,  daß  ihr 
Bargeld  entströmt,  die  Diskoiitgesuche  größeren  Umfang  an- 
nehmen und  sie  sich  zur  Ausgabe  weiterer  Noten  veranlaßt 
sieht,  wü^d  noch  verschärft  durch  den  Umstand,  daß  sich  alle 
Zahlungen  auf  einen  Termin  zusammendrängen.  Dem  muß 
die  Reichsbank  Rechnung  tragen,  indem  sie  entweder  früher 
den  Diskont  erhöht,  oder  seine  Herabsetzung  länger  hinaus- 
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schiebt,  als  es  nötig  wäre,  wenn  bessere  Zahlungsmethoden 
und  eine  größere  Gleichmäßigkeit  des  Zahlungsausgleichs 
herrschten.  Der  frühere  Reichsbank präsident  Koch  sagte: 
„Eine  Beseitigung  der  Nachteile,  die  die  hohen  Diskontsätze 
und  der  geminderte  Goldbestand  der  Reichsbank  im  Gefolge 
haben,  kann  nur  durch  Ansammlung  von  Reichtümern  und 
Verbesserungen  der  auf  Ersparnis  von  Bargeld  gerichteten 
Zahlungsmethoden,  also  besonders  durch  Ausbreitung  des 
Scheckverkehrs,  herbeigeführt  werden." 

Jedoch  eine  allgemeine  Ausbreitung  der  Scheck-  und 
Girozahlungen  ist  durch  die  Reichsbank  und  die  anderen 
Banken  allein  nicht  zu  erwarten.  Daran  hindern  erstens  ein- 
mal die  räumliche  Beschränkung,  der  sie  unterliegen.  Filialen 
können  natürlich  nur  dort  errichtet  werden,  wo  ein  Gewinn 
oder  wenigstens  kein  Verlust  zu  erwarten  ist,  und  das  sind 
doch  immer  nur  große  Städte.  Ferner  besteht  auf  Seite  des 
Publikums  vielfach  Abneigung  gegen  das  Halten  eines  Bank- 
kontos. Die  Höhe  des  unverzinslichen  Guthabens  bei  der 
Reichsbank  (1000  Mk.)  setzt  größere  Umsätze  voraus,  um 
Nutzen  zu  versprechen.  Gegenüber  den  anderen  Banken  be- 
steht oft  kein  rechtes  Vertrauen,  auch  schrecken  die  mancherlei 
Umständlichkeiten,  die  mit  der  Scheckzahlung  verbunden  sind, 
"Vor  allem  die  hohen  Inkassospesen,  die  die  Banken  beim 
Einzug  von  auf  andere  Banken  gezogenen  Schecks  rechnen 
und  neuerdings  die  Stempelpflicht  des  Schecks,  von  aus- 
gedehntem Gebrauch  ab.  Schließlich  besteht  noch  ein  sehr 
geringes  Verständnis  für  die  Vorteile  der  bargeldlosen  Zahlung 
beim  Pubhkum.  Dies  könnte  gehoben  werden,  wenn  die  Be- 
hörden und  Kommunen  mit  gutem  Beispiel  vorangehen.  Die 
meisten  unterhalten  ein  Bankkonto  und  erledigen  dadurch 
unter  sich  einen  großen  Teil  ihrer  Zahlungen.  Dagegen  machen 
sie  fast  gar  keinen  Gebrauch  davon  bei  Zahlungen  an  Private, 
da  sie  gesetzlich  ermächtigt  sind,  Abholung  durch  die  Forderungs- 
berechtigten zu  verlangen.  Bei  Zahlung  von  Gehältern,  die 
allein  im  D(iuts(5hen  Reich  niid  Preußen  (ohne  die  übrigen 
I3undesstaatenJ  jährlich  etwa  DOO  Milhonen  Mark  ausmachen, 
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und  Pensionen  ist  dagegen  vielfach  schon  angeordnet,  solchen 
Beamten,  die  ein  Bankkonto  unterhalten,  die  Summen  auf 
dieses  zu  überweisen.  Zahlungen  von  Privaten  dürfen  häufig 
durch  Giro  oder  Scheck  erfolgen;  aber  es  wird  verhältnis- 
mäßig wenig  Gebrauch  davon  gemacht,  wenn  auch  in  letzter 
Zeit  schon  Besserung  darin  zu  bemerken  ist.  Umständlich- 
keiten beim  Buchungsverfahren  und  Quittungserteilung,  Prüfung 
des  Schecks  etc.  halten  davon  ab. 

Die  Mängel,  die  also  in  unserem  Zahlungsverkehr  liegen, 
und  die  unangenehmen  Folgen,  die  daraus  erwuchsen,  besonders 
die  starke  Geldknappheit  in  den  letzten  Jahren,  ließen  infolge- 
dessen den  Gedanken  an  einen  Postscheck-  und  Giroverkehr 
wieder  wach  werden.  In  der  Tat  sind  bei  der  Post  alle  Vor- 
bedingungen einer  guten  und  ausgebreiteten  Entwicklung  er- 
füllt. Ein  Filialnetz,  das  einheitlich  verwaltet  wird,  die  nötigen 
Beamten  sind  vorhanden,  die  Einrichtung  kann  also  keine 
Kosten  verursachen.  Die  Post  genießt  allgemeines  Vertrauen, 
jedem  ist  der  Schalter  ein  bekannter  Platz.  Somit  ist  die 
beste  Möglichkeit  gegeben,  das  moderne  Zahlungssystem  zu 
popularisieren. 

Bei  der  Interpellation  über  den  Bankdiskont  und  Beratung 
des  Scheckgesetzes  wurde  der  Postscheck  wieder  erwähnt. 
Der  Reichsbankpräsident  wies  darauf  hin,  „durch  den  Post- 
scheckverkehr und  Abrechnungsverkehr  die  besseren  Zahlungs- 
gewohnheiten tief  ins  Volk  zu  tragen  und  durch  seinen  Anschluß 
an  den  Giro-  und  Abrechnungsdienst  der  Reichsbank  große 
Beträge  an  Umlaufsmitteln  unnötig  zu  machen."  Am  15.  No- 
vember 1907  hatte  dann  die  Reichspostverwaltung  eine 
Beratung  mit  Vertretern  der  Kaufmannschaft  und  den  land- 
wirtschaftlichen Genossenschaftskassen.  Bald  darauf  wurde 
durch  die  Regierung  eine  Denkschrift  über  den  Postscheck- 
und  Giroverkehr  als  Anhang  zum  Etat  für  1908  dem  Reichstag 
vorgelegt.  Man  hatte  den  verstümmelten  Entwurf  von  1899 
zur  Grundlage  genommen,  da  die  Erfahrungen  damals  zeigten, 
daß  der  Reichstag  auf  eine  andere  Fassung  nicht  eingehen 
würde.    Es  war  keine  Verzinsung  vorgesehen,  dagegen  sollten 
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Gebühren  erhoben  werden.  Die  erste  Beratung  fand  am 
18.  Februar  statt.  Dann  ging  die  Vorlage  an  die  Budget- 
kommission, von  der  sie  nach  Verlauf  von  2  Tagen  unver- 
ändert dem  Plenum  zur  Annahme  empfohlen  wurde.  Am 
1.  Mai  1908  fand  eine  heftige  Diskussion  im  Reichstag  statt, 
bei  der  vor  allem  Verzinsung  der  Einlagen  und  Herabsetzung 
der  Gebühren  verlangt  wurde.  Schließlich  wurde  die  Vorlage 
aber  doch  mit  großer  Mehrheit  angenommen,  gleichzeitig  mit 
der  Resolution :  „Sobald  die  Einnahmen  voraussichtlich  dauernd 
die  Betriebskosten  übersteigen,  aus  dem  Postanweisungs- 
verkehr überwiesene  Beträge  spesenfrei  zu  behandeln  und  die 
Gebühren  herabzusetzen."  In  dritter  Lesung  w^urde  die  Vor- 
lage unverändert  angenommen.  Um  dem  Verkehr  die  nötige 
Elastizität  zu  wahren,  wurde  der  Postscheck-  und  Giroverkehr 
vorläufig  im  Verordnungsweg  mit  dem  1.  Januar  1909  eingeführt. 
Die  gesetzliche  Regelung  soll  erst  im  Jahre  1912  erfolgen. 

Der  Erfolg  hat  bei  weitem  die  Erwartungen  überstiegen. 
Während  man  für  Ende  März  innerhalb  des  Reichspostgebietes 
die  Teilnehmerzahl  auf  10000  und  den  Gesamtumsatz  auf  84Mill. 
Mark  schätzte,  waren  die  wirklichen  Zahlen  für  diesen  Zeitpunkt 
23  786  und  985,7  Mill.  Mk.  Im  folgenden  sind  die  Zahlen  während 
der  11  Monate  des  Bestehens  im  Reichspostgebiet  angegeben: 


Teiln. 
Zahl 

Anzahl 

Davon  Guthabenbest. 

Monat 

der 

Umsatz 

im 

am 

Transakt. 

Giro  Monatsende. 

Mk. 

Mk. 

/o 

Mk. 

Januar 

16210 

142  698002 

51  353740 

35.99 

17992047 

Februar 

20380 

328  341  974 

131708068 

40,11 

25  965071 

März 

23  786 

514663  548 

209  306  505 

40,66 

30166  361 

April 

26030 

685  872127 

295402  996 

43,06 

43495  827 

Mai 

27  777 

887  251  986 

438178822 

49,38 

48675  300 

Juni 

29064 

20224848  < 

859414  629 

381  023  960 

44,33 

48416802 

Juli 

30407 

976180332 

41('):J59  134 

42,64 

50592167 

August 

31  562 

938  175  750 

A  1  1  2(i4  200 

43,83 

56572  799 

S(;ptcnnl)er 

32  744 

93>2  785203 

39(')408  291 

42,49 

55  618  759 

Oktober 

34084 

1  l'Jl  7:'>2  9(').S 

4()992()7  18 

41,89 

61 963  997 

November 

35139 

1  177  9C)!)(')()7 

495  520999 

42,06 

70955  350 

8  565 086 120  : 

»696  347  76a 

43,15 
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Der  Gesamtumsatz  in  den  ersten  11  Monaten  beträgt  also 
8565  Mill.  Mk.,  wovon  43,15  ^/^  im  Giro  weg  erledigt  sind.  Der 
Jahresumsatz  wird  etwa  10  Milliarden  ausmachen.  Das  wäre 
etwa  die  Hälfte  des  in  Osterreich  nach  25 jährigem  Bestand 
erzielten  Jahresumsatzes  und  käme  ungefähr  gleich  dem  dort 
im  Jahre  1901,  also  nach  19 jährigem  Bestehen,  umgesetzten 
Betrage  von  11370  Mill.  Kr.  Dagegen  ist  unser  Guthaben- 
bestand nicht  in  demselben  Verhältnis  wie  der  Umsatz  ge- 
wachsen. Er  beträgt  nach  11  Monaten  70955350  Mk.  in  Öster- 
reich am  Ende  des  9.  Jahres  (1892)  85369056  Kr.,  etwas  mehr 
als  die  genannte  deutsche  Zahl. 

Organisation. 

Betreffs  Organisation  kann  man  zwischen  Zentralisation 
und  Dezentralisation  unterscheiden.  Die  erstere  besteht  in 
Österreich,  Ungarn  und  Japan,  die  letztere,  wenn  auch  nicht 
in  vollstem  Maße  in  der  Schweiz  und  Deutschland. 

Auf  den  ersten  Blick  wird  die  Zentralisation  überaus 
praktisch  erscheinen.  Sie  ist  es  auch  auf  selten  der  Verwaltung. 
Die  Kontrolle  ist  sehr  einfach,  die  Situation  übersichtlich,  der 
Giroverkehr  läßt  sich  leicht  durchführen,  und  nicht  zuletzt, 
der  Betrieb  ist  billiger.  Sämtliche  Buchungen  gehen  hier 
durch  die  eine  Zentrale.  Aber  doch  hat  wohl  bei  der  Ent- 
scheidung für  dies  System  am  meisten  die  geschichtliche  Ent- 
wicklung mitgesprochen.  Wo  es  eingeführt  ist,  wurde  der 
Postscheckverkehr  auf  der  Postsparkasse  aufgebaut.  Nun  treten 
aber  für  eine  Sparkasse  die  Nachteile  eines  Zentralsystems  nicht  so 
stark  hervor,  als  für  ein  Institut,  das  in  erster  Linie  dem  Zahlungs- 
verkehr dienen  soll.  Es  ist  sehr  vorteilhaft,  wenn  alle  Trans- 
aktionen durch  einfache  Umbuchungen  im  Hauptbuch  stattfinden 
können ;  aber  der  Postscheckverkehr  soll  doch  die  ganze  Kassen- 
führung seiner  Kunden  übernehmen.  Wenn  diese  vollständig 
ohne  Gebrauch  eines  Pfennigs  Bargeld  geschehen  könnte,  wäre 
es  ja  sehr  schön.     Aber  diese  vollkommene  Stufe  scheint 
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unerreichbar,  Barein-  und  Rückzahlungen  sind  unvermeidlich. 
Dienen  dabei  die  Postanstalten  nur  als  Vermittler,  so  ent- 
stehen für  den  Kunden  große  Zeitverluste.  Die  Vorteile  dieses 
Verkehrs  werden  also  geringer  in  demselben  Maß,  v^ie  der 
Wohnsitz  des  Teilnehmers  entfernter  vom  Zentralamt  liegt. 
Diese  Tatsache  bestätigt  sich  ganz  deutlich  in  Österreich.  Das 
kleine  Niederösterreich  stellt  die  meisten  Teilnehmer  (30801), 
über  ein  Drittel  aller.  Das  größere  und  dazu  industriereiche 
Böhmen  steht  ilim  um  8000  nach,  und  die  Teilnehmer  beider 
Länder  machen  fast  zwei  Drittel  aller  aus.  Da  bleibt  nicht  mehr  viel 
für  die  übrigen  Länder  übrig.  Infolgedessen  gewinnt  in  Oster- 
reich der  Gedanke  immer  mehr  Gestalt,  den  Betrieb  etwas 
mehr  zu  dezentralisieren.  In  der  Denkschrift  ,,25  Jahre  Post- 
sparkasse" heißt  es  darüber:  „Die  Vorteile  des  Inhaberschecks 
nicht  nur  für  einzelne,  sondern  auch  für  den  Platzverkehr  im 
allgemeinen,  legen  die  Frage  nahe,  ob  nicht  ähnliche  Einrich- 
tungen, wie  sie  bei  der  Geschäftsstelle  in  Wien  bestehen,  auch 
in  anderen  verkehrsreichen  Orten  geschaffen  und  damit 
dem  Scheckwesen  neue  Impulse  gegeben  werden  könnten; 
darauf  abzielende  Studien  sind  im  Zuge." 

Nun  darf  man  aber  auch  nicht  gleich  die  weitgehendste 
Dezentralisation  für  das  Beste  halten.  Für  den  Kunden  böte  sie  ja 
sehr  große  Vorteile.  Er  könnte  jederzeit  und  auf  dem  schnellsten 
Wege  über  sein  Guthaben,  sei  es  zu  Bärzahlungen  oder  Uber- 
weisungen, verfügen,  die  Post  könnte  also  seine  sämtlichen 
Kassengeschäfte  ausführen  im  Orts-  und  Fernverkehr.  Einer 
solchen  Einrichtung  hat  Lünsmann  sehr  das  Wort  geredet. 
Meiner  Meinung  nach  w^ürde  dadurch  eine  viel  zu  weitgehende 
Zersplitterung  eintreten.  Die  Übersichtlichkeit  würde  sehr  leiden, 
der  Apparat  würde  viel  umfangreicher  und  sehr  kostspielig 
werden.  Andererseits  wäre  vielleicht  auch  größere  Teilnahme 
zu  erwarten.  Jedoch  würde  wohl  der  Barverkehr  die  Haupt- 
rolle spi(;len,  dies  um  so  mehr,  wenn,  wie  in  Deutschland,  auf 
die  (iuthabcn})eständo  keine  Zinsvergütung  gewährt  wird.  Bei 
der  J^icichtigkeit  der  Abhebung  würde  dann  jeder  überwiesene  Be- 
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trag  durch  den  Empfänger  sofort  bar  erhoben  werden,  es 
müßte  also  auch  jede  Postanstalt  größere  Kassenbestände 
halten. 

Die  goldene  Mittelstraße  dürfte  auch  hier  das  Beste  sein. 
Man  hat  daher  an  den  schon  im  Entwurf  von  1899  vorgesehenen 
13  Scheckämtern  festgehalten.  Davon  entfallen  9  auf  das 
Reichspostgebiet,  3  auf  Bayern  und  1  auf  Württemberg.  Wenn 
auch  vom  Verwaltungsstandpunkt  die  Zentralisation  das  Ideal 
ist,  wollte  man  doch  den  Interessen  der  Teilnehmer  Rechnung 
tragen.  In  Deutschland  bestehen  besonders  viele  größere  Städte, 
die  einen  starken  Zahlungsverkehr  in  sich  selbst  haben.  Bei  der 
Einrichtung  der  Bezirke  berücksichtigte  man  also  solche  Städte 
und  vereinigte  um  sie  wirtschaftlichnäher  inBerührungkommende 
Landesteile,  so  z.  B.  Schlesien  und  Posen  zu  dem  Scheckamt 
Breslau.  Auf  diese  Weise  ist  den  Teilnehmern  das  Scheck- 
amt, besonders  im  Vergleich  zu  Österreich,  ziemlich  nahege- 
rückt. Es  ist  also  zuzugeben,  daß  die  Post  auf  dem  richtigen  Wege 
war,  wenn  sie  nicht  vollständig  zentralisierte.  Aber  dieser 
Weg  hätte  weiter  verfolgt  werden  müssen.  Wie  die  Sache 
liegt,  haben  jetzt  13  Städte  bequeme  Gelegenheit,  den  Ver- 
kehr am  Platz  abzuwickeln,  während  für  alle  andern  Orte 
die  Sache  umständlich  ist.  Will  hier  ein  Kontoinhaber  eine 
Barabhebung  bewerkstelhgen,  so  kann  es  2  Tage  dauern, 
ehe  er  im  Besitz  des  gewünschten  Betrages  ist.  Noch  lang- 
wieriger ist  eine  Scheckzahlung  im  Fernverkehr,  die  2  bis 
3  Tage  beansprucht.  Am  längsten  dauert  eine  Überweisung. 
Z.  B.  A.  in  Küstrin,  Kontoinhaber  beim  Scheckamt  Berlin, 
will  an  B.  in  Ratibor,  Kontoinhaber  beim  Scheckamt  Breslau, 
eine  Summe  überweisen.  A.  schickt  also  den  Überweisungs- 
auftrag nach  Berlin,  wo  er  am  nächsten  Tage  bearbeitet  wird 
und  nach  Breslau  weitergesandt  wird.  Hier  wird  er  am 
übernächsten  Tage  behandelt  und  am  4.  Tag  erhält  B.  die 
Benachrichtigung  von  der  erfolgten  Gutschrift.  Braucht  er 
das  Geld  bar,  so  vergehen  noch  weitere  2  Tage,  bis  er  es 
haben  kann.  Überweisungen  sind  nun  aber  das  am  meisten 
Gewünschte,    Es  ist  wahr,  daß  bei  einem  einzigen  Scheckamt 
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der  Zeitverlust  geringer  wäre.  Er  würde  aber  auch  vermieden 
werden,  wenn  die  Dezentralisation  weiter  ausgeführt  wäre, 
so  daß  wenigstens  alle  größeren  Städte,  beispielsweise  die  etwa 
500  Städte  mit  über  10000  Einwohnern  innerhalb  des  Reichs- 
postgebiets, die  Vorteile  eines  bequemen  Zahlungsverkehrs 
hätten.  Die  Reichsbank,  die  hauptsächlich  dem  Großverkehr 
dient,  besitzt  beinahe  500  Filialen.  Wenn  die  Post  tatsäch- 
lich den  Kleinverkehr  organisieren  will,  muß  sie  die  Vorteile 
vollständiger  Kassenhaltung  weiteren  Kreisen  zugänglich  machen. 
Es  wäre  also  eine  Vermehrung  selbständiger  Scheckämter  zu 
wünschen.  Die  bisherigen  13  Scheckämter  könnten  weiter 
bestehen  bleiben,  allerdings  mit  vermindertem  Personal,  als 
Lokalscheckämter  und  Uberwachungsämter  der  Scheckämter 
ihres  Bezirks.  Der  kleine  Apparat  würde  leichter  und  schneller 
arbeiten,  und  die  Kontrolle  wäre  bequemer  als  in  einem  großen 
Betrieb.  Die  größeren  Unkosten  würden  wohl  durch  stärkeren 
Verkehr  gedeckt  w^erden.  Für  w^eitergehende  Dezentralisation 
spricht  auch  folgendes:  Nach  dem  Teilnehmerverzeichnis  für  das 
Reichspostgebiet  bis  zum  30.  September  1909  waren  36  744  Konto- 
inhaber gezählt.  Von  diesen  wohnten  11317  oder  34,60  ^/^ 
in  den  9  Städten  und  deren  Vororten,  in  welchen  Scheckämter 
errichtet  sind,  während  die  dort  ansässige  Bevölkerung  nur 
11,30  ^/(j  der  Gesamtbevölkerung  im  Reichpostgebiet  aus- 
macht. Viele  große  Städte,  in  denen  kein  Scheckamt  sich 
befindet,  stellen  verhältnismäßig  ganz  wenig  Teilnehmer. 

Die  Schweiz  ist  den  gedachten  Weg  gegangen.  Sie  er- 
richtete von  vornherein  11  Scheckbureaus  am  Sitze  der 
11  Kreispostdirektionen,  die  durch  das  „Inspektorat  des  Post- 
scheck- und  Giroverkehrs"  (bei  der  Oberpostdirektion  Bern) 
zusammengefaßt  wurden,  und  zerlegte  damit  ein  Gebiet,  das 
an  Größe  dem  Bezirk  eines  deutschen  Scheckamts  fast  gleich- 
kommt, in  11  Teile.  Seitdem  wurde  die  Dezentralisation 
weiter  durchgeführt,  so  daß  am  1.  Januar  1909  19  Scheck- 
burcaus  vorhand(!n  wiiicii.  VÄw  Vci-^lcicli  zwischen  der  Schweiz 
und  Deuts('lilan(l  txjireiVs  Verlcihing  der  [Postscheckämter  zeigt 
folgendes  Bild : 
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Auf  1  Scheckamt  entfallen 
qkm  Einwohner 


Schweiz  am  1.  Januar  1906 
„        7,    1-  Januar  1909 
Deutschland  am  1.  Januar  1909 


3757  302  275 

2175  175001 
41  590  4  664  713 


Die  Teilnehmer  sind  also  unbedingt  in  der  Schweiz  besser 
daran  als  in  Deutschland.  Kirschberg  steht  allerdings  auf 
dem  entgegengesetzten  Standpunkt.  Er  meint  vor  allem,  daß 
bei  der  Kompliziertheit  des  Apparats  und  der  Menge  der 
Scheckbureaus  der  Ausgleichsverkehr  sehr  schwierig  sei. 
Ziffernmäßig  zu  beweisen,  welches  System  erfolgreicher  ist, 
ist  unmöglich,  da  ganz  verschiedene  Verhältnisse  mitspielen. 
Der  Umsatz  pro  Kopf  der  Bevölkerung  im  Jahre  1908  bei 
der  Schweiz  beträgt  309  Mk.,  dieselbe  Ziffer  für  Deutschland 
(R.P.Geb.),  wenn  man  den  Gesamtumsatz  in  1909  auf  9  Mil- 
liarden schätzt,  148  Mk.  Dabei  ist  allerdings  zu  berücksichtigen, 
daß  Deutschland  erst  im  Anfang  der  Entwicklung  steht, 
während  die  Schweiz  auf  ein  dreijähriges  Bestehen  zurückblicken 
kann  (im  ersten  Jahre  bezifferte  sich  dort  der  Umsatz  pro 
Kopf  der  Bevölkerung  auf  108  Mk.);  andererseits  sind  auch  die 
wirtschaftlichen  Verhältnisse  ganz  verschieden.  Daß  in  der 
Schweiz  im  Jahre  1908  erst  35,28  ^/^  im  Giro wege  ausgeglichen 
wurden,  während  in  Deutschland  in  den  ersten  9  Monaten 
durchschnittlich  schon  43,15  ^/^  so  erledigt  wurden,  scheint 
die  Behauptung  zu  unterstützen,  daß  der  Ausgleichsverkehr 
um  so  schwieriger  Wierde,  je  dezentralisierter  der  Betrieb  sei. 
Aber  auch  hier  sind  wohl  die  besonderen  Verhältnisse  in 
Rechnung  zu  ziehen. 


Die  Technik  ist  im  großen  und  ganzen  die  gleiche.  Ein- 
lagen können  erfolgen 

a)  durch  Zahlkarte  (Erlagschein,  Einzahlungsschein), 

b)  durch  Überweisung  der  an  den  Kontoinhaber  einlaufenden 


Technik. 
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Postanweisungen,  Nachnahmen,  Postaufträge  (auf  beson- 
deren Wunsch), 

c)  durch  Gutschrift  im  Giro. 

In  Osterreich  und  in  der  Schweiz  geht  das  Bestreben  an- 
scheinend dahin,  den  Gebrauch  der  Erlagscheine  bezw.  Ein- 
zahlungsscheine möglichst  auf  den  Teilnehmer  oder  dessen 
Beauftragte  zu  beschränken.  Dort  werden  nur  Erlagscheine 
ausgegeben,  auf  denen  Namen,  Wohnort  und  Kontonummer  des 
Teilnehmers  vorgedruckt  sind.  Der  Kontoinhaber  muß  sie 
also  allen,  die  auf  diesem  Wege  Zahlungen  an  ihn  leisten 
sollen,  vorher  zuschicken.  (Steuererlagsscheine,  die  sich  auch 
äußerlich  von  den  andern  unterscheiden,  werden  dagegen  an 
jeden  gegen  Zahlung  einer  geringen  Gebühr  abgegeben.)  In 
der  Schweiz  wei^den  im  allgemeinen  nur  w^enig  einzelne  Ein- 
zahlungsscheine an  die  Kontoinhaber  abgegeben,  ganze  Blocks 
nur  in  Ausnahmefällen.  Auch  in  Deutschland  ist  man  von 
der  ursprünglich  freigiebigen  Hingabe  von  Zahlkarten  an  jeder- 
mann abgekommen  und  erhebt  wenigstens  eine  geringe  Gebühr 
dafür  Pfe-  Pi'o  Stück).  Jedoch  kann  von  dem  Ver- 
such einer  Beschränkung  auf  die  Kontoinhaber  hier  keine 
Rede  sein.  Bei  der  österreichischen  Postsparkasse  werden 
außerdem  Eingänge  aus  den  kommissionsweise  für  die  Konto- 
inhaber ausgeführten  Transaktionen  im  Staatspapier-,  Inkasso- 
und Geldverwechselungsgeschäft  auf  Verlangen  dem  Scheck- 
konto gutgeschrieben.  Ebenso  kann  im  Falle  der  Beleihung 
oder  Eskomptierung  von  Wertpapieren  beim  Postsparkassenamt 
die  Gutschrift  auf  dem  Konto  erfolgen. 

Für  Auszahlung  kommt  zunächst  der  Scheck  in  Betracht. 
In  keinem  der  B  Länder  ist  jedoch  der  Postscheck  indossierbar. 
Man  fürchtete,  wenn  man  ein  Indossament  gestattete,  die  Sicher- 
heit des  Verkehrs  zu  gefährden.  Die  Umlaufsfähigkeit  des  Post- 
schecks ist  natürlich  dadurch  sehr  beeinträchtigt;  aber  dieser 
Nachteil  dürfte  durch  den  Vorteil  unbedingter  Sicherheit  auf- 
gewogen werden.  Um  Fälschungen  zu  verhindern,  sind  an 
der  recliten  Seite  des  Schecks  Zahlen  gedruckt,  von  denen 
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diejenigen  abzuschneiden  oder  zu  durchstreichen  sind,  die  den 
Betrag  des  Schecks  übersteigen.  Noch  besser  ist  das  öster- 
reichische System.  Dort  sind  an  der  rechten  Seite  des  Schecks 
4  Ziffernreihen:  Einer,  Zehner,  Hunderter  und  Tausender, 
jede  mit  den  Ziffern  1 — 9  und  Zehntausender  m.it  der  Ziffer  1 
angebracht.  Bei  Gebrauch  sind  von  jeder  Reihe  diejenigen 
Ziffern  abzuschneiden,  welche  höher  sind  als  der  zur  Darstellung 
des  Betrages  auf  dem  Scheck  notwendige  Zehntausender, 
Tausender,  'Hunderter,  Zehner  und  Einer.  Auf  diese  Weise 
ist  der  Scheckbetrag  in  Zahlen  genau  dargestellt  und  kann  nur 
auf  eine  niedrigere,  nie  auf  eine  höhere  Ziffer  abgeändert 
werden.  In  Deutschland  und  Osterreich  hat  man  zwischen 
Namen-  und  Kassen-  oder  Inhaberschecks  zu  unterscheiden. 
Auf  ersterem  muß  der  Name  des  Empfangsberechtigten  ein- 
getragen sein,  bei  letzterem  fehlt  dieBezeichnung  des  Empfängers; 
wer  den  ordnungsmäßig  ausgefüllten  Scheck  zur  Einlösung 
vorlegt  oder  einsendet,  erhält  den  Betrag,  vorausgesetzt  natür- 
lich, daß  Deckung  vorhanden  ist.  Die  Übermittlung  des  Be- 
trags erfolgt  bei  beiden  Arten  von  Schecks,  falls  der  Empfänger 
ihn  nicht  persönlich  abhebt,  durch  Zahlungsanweisung,  Post- 
anweisung, Wertbrief,  Banküberweisung  oder  schließlich  durch 
Gutschrift  auf  Scheckkonto.  In  der  Schweiz  kennt  man  nur 
den  Inhaberscheck,  der  Namensscheck  ist  unzulässig.  Damit 
wird  Erleichterung  des  Verkehrs  bezweckt,  damit  die  Post  nicht 
bei  jeder  Präsentation  gezwungen  ist,  die  Identität  des  Präsen- 
tanten zu  prüfen.  Auch  bei  Überweisungen  wird  nur  der 
Inhaberscheck  benutzt.  In  Osterreich  wird  dabei  der  Namens- 
scheck gebraucht.  Bei  dem  dezentralistischen  System  in 
Deutschland  hat  man,  besonders  im  Interesse  der  Betriebs- 
erleichterung, hierfür  die  Giroüberweisung  (Höchstbetrag 
unbegrenzt)  und  die  Giropostkarte  (Höchstbetrag  1000  Mk.)  ge- 
schaffen. Die  Schecks  sollen  möglichst  nur  für  Barabhebungen 
oder  Zahlungen  an  Nichtkontoinhaber  verwandt  werden  (Höchst- 
betrag 10000  Mk.). 
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Stamm- 
einlage 


Zins 


Zins  und  Golbüliren. 

Von  besonderer  Wichtigkeit  für  die  Entwicklung  und 
Rentabilität  des  Verkehrs  ist  die  Zins-  und  Gebührenfrage. 
In  folgender  Tabelle  gebe  ich  zunächst  eine  Übersicht  über 
die  Regelung  dieser  Angelegenheit: 

Ein-  Aus-  Über- 

zahlung       Zahlung  trag 

Schweiz 

100  Frs.  l,8«/(,  Für  je  100  Am  Schalter  Unent- 
Frs.  5  cts.  d.  Scheckbu-  gelt- 
reaus  für  je  lieh 
400  Frs.  5 
cts. ;  dazu  bei 
Auszahlung 
durch  Post- 
anstalt 5  cts. 
fester  Zu- 
schlag (Be- 
stellgeld) 


Formulare 


Unentgelt- 
lich 


Porto 


Portofrei  seit 
1.  Jan.  1907 


100  Kr.  2«/ 
(bis  1901 
200  Kr ) 


100  Kr. 
(kann  bei 
starker 
Benut- 
zung er- 
höht wer- 
den.) 


2«/ 


Österreich 
Manipulationsgebühr  4'H.  Erlagschein  Korrespon- 
Außerdem :  bei  Lastschrif-    2  H.  pro    denz  portofrei 
ten       pro  Mille  bei  Betr.  Stück,Scheck 
bis  6000,  bei  höheren  Betr.    6  H.  pro 
für  die  überschiessende   Stück  (davon 
Summe  '/s  pro  Mille  (weg-  4H. Stempel) 
fall,  für  Lastschrift  imClea- 
ring,  für  durch  Postanweis. 
gesandte  und  durch  An- 
kauf  von  Staatspap.  ab- 
geschriebene Beträge) 


Ungarn 
Ebenso  wie  in  Österreich 


Ebenso  wie 
Österreich 
nur  Scheck 
4  H.  pro 
Stück 
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Stamm-    „.  Em-  Aus-       Uber-  ,  t3  , 

.  ,         Zms        , ,  , ,  ,         Formulare  Porto 

emlage  zanlung        Zahlung  trag 

Deutschland 

100  Mk.  Für  je  500  Fest:  5  Pfg.  3  Pfg.  Zahlk.  VoPfg-    Nur  Sen 

Mk.  5  Pfg.  außerd.    Vio    pro      per  Stück     düngen  sei- 
pro  Mille  d.  Trans-   Schecks    1    tens  der  Kon- 
auszuzahlen- aktion  Pfg.  p.  Stück  toinh.  porto- 
den  Betrag  Giroüberwei-  pflichtig 

(Steigerungs-  s^ng  Form, 

gebühr)  unentgeltlich 

Bei  jährhch  mehr  als  600 
Buchungen  für  jede  wei- 
tere Buchung  Zuschlags- 
gebühr von  7  Pfg 

Um  noch  ein  genaueres  Bild  zu  geben,  in  Nachfolgendem 
die  Kosten  (Formulare  und  Gebühren)  einzelner  Transaktion: 


Betrag 

Einzahlun 

g 

Barrückzahlung 

Übertragung 

Österr.  Schweiz  Deutschi.  Österr.Schweiz')Deutschl  Österr.  Schw.  Deutschi. 

Mk.  H. 

Frs. 

Pfg. 

Kr. 

Frs. 

Pfg. 

H. 

cts.  Pfg. 

50  .  6 

0,5 

5,5 

0,11 

0,5 

7 

10 

—  3 

100  6 

0,10 

5,5 

0,13 

0,5 

7 

10 

—  3 

500  6 

0,35 

5,5 

0,25 

0,10 

11 

10 

—  3 

1000  6 

0,65 

10,5 

0,40 

0,20 

16 

10 

—  3 

5000  6 

3,15 

50,5 

1,58 

0,80 

56 

10 

—  3 

8000  6 

5,00 

80,5 

2,03 

1,25 

86 

10 

—  3 

^)  Auszahlung  bei  Postanstalten  5  cts.  fester  Zuschlag. 

Die  Kosten  pro  Transaktion  erhöhen  sich  jedoch  dadurch, 
daß  der  Einfachheit  wegen  immer  nur  der  Kontoinhaber  be- 
lastet wird.  Will  er  also  einen  Betrag  überweisen  oder  durch 
Scheck  auszahlen  lassen,  so  muß  er  auch  die  Einzahlungs- 
gebühren tragen,  falls,  wie  es  häufig  sein  wird,  sein  Guthaben 
zur  Deckung  nicht  ausreicht.  In  Deutschland  kommt  dazu 
das  Briefporto,  das  der  Teilnehmer  für  seine  Sendung  an  die 
Post  bezahlt. 

Über  Zinsen  und  Gebühren  ist  viel  gestritten.  Kirsch- 
berg behauptet:  „Nur  die  Zinszahlung  bedinge  Gebühren  und 
mache  infolgedessen  den  Apparat  sehr  kompliziert.    Ein  großer 

Wolter,  Inaug.-Dissert.  f) 
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Verkehr  lasse  sich  aber  nur  mit  einfachen  Geschäftsformen 
abwickeln.  Außerdem  würden  Zinsen  und  Gebühren  sich  in 
der  Regel  kompensieren."  Im  Grunde  genommen  läßt  sich 
das  nicht  bestreiten.  Es  ist  aber  im  Auge  zu  halten,  daß  die 
Teilnehmer  des  Postscheckverkehrs  keine  homogene  Masse  sind. 
Der  eine  hat  einen  geringen,  der  andere  einen  großen  Zahlungs- 
verkehr, wieder  ein  Dritter  hält  sich  ein  Konto,  um  seine 
Kassenführungs-  und  Haushaltungsgelder  nicht  zinslos  liegen 
zu  lassen  oder  sie  wenigstens  sicher  untergebracht  zu  wissen.  Der 
eine  Teilnehmer  benutzt  den  Postscheckverkehr  hauptsächlich 
zu  Barzahlungen,  der  andere  mehr  zu  Uberweisungen.  In 
allen  Fällen  entstehen  der  Post  ganz  verschiedene  Arbeits- 
leistungen und  Unkosten,  die  auch  verschieden  gewertet  werden 
müssen.  Würde  gar  keine  Gebühr  erhoben  werden,  so  würde 
der  eigentliche  Zw^eck  der  Einführung  des  Postscheck-  und 
Giroverkehrs,  die  bargeldlose  Zahlung  zu  verbreiten,  aus- 
geschaltet werden;  alle  Transaktionen  würden  nach  wie  vor 
in  bar  erfolgen.  Mati  hat  zur  Rechtfertigung  gänzlicher  Ge- 
bührenlosigkeit  auf  die  Banken  verwiesen,  die  bei  kostenloser 
Kassenführung  sogar  noch  Zinsen  gewähren.  Dagegen  ist  zu 
sagen,  daß  sie  die  Depositen  viel  gewinnreicher  verwerten 
können,  als  es  die  Post  in  ihrer  Stellung  vermag.  Im  Prinzip 
sind  also  Gebühren  gerechtfertigt.  Sie  müssen  allerdings  je 
nach  der  Leistung  abgestuft  werden.  Vor  allem  müssen  Uber- 
weisungen so  billig  wie  möglich  ausgeführt  werden.  Sie  verur- 
sachen an  undfürsich  weniger  Arbeit,  und  die  bargeldlose  Zahlung 
wird  sich  um  so  mehr  Verbreitung  verschaffen,  je  billiger  sie  ist. 
Diesem  Gedanken  ist  auch  überall  Rechnung  getragen ;  Öster- 
reich erhebt  10  H.  (verhältnismäßig  teuer  infolge  des  Scheck- 
stempels), Deutschland  3  Pfg.  und  die  Schweiz  hat  seit  dem 
1.  März  1908  die  Gebühr  für  Übertragungen,  die  vorher 
10  cts.  betrug,  gänzlich  aufgehoben.  Die  Einlagen  sind  auch 
nicht  mit  zu  hohen  Gebühren  zu  belasten,  da  sie  zur  Auf- 
füllung des  Guthabens  gar  nicht  zu  vermeiden  sind,  man 
könnte  hier  jedoch  unterscheiden,  ob  sie  durch  den  Konto- 
inhaber  oder    von  Nichtkontoinhabern  erfolgen.  Dadurch 
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würde  das  Interesse,  ein  Scheckkonto  zu  halten,  erhöht  werden. 
Am  meisten  können  die  Barrückzahlungen  zu  Gebühren  heran- 
gezogen werden.  ^ 

Werden  nun  auf  der  einen  Seite  Gebühren  erhoben  —  und 
das  ist  notwendig,  wie  ich  zu  zeigen  versuc-hte  —  so  muß  auf 
der  andern  Seite  auch  eine  Verzinsung  gewährt  werden.  So 
ist  es  auch  in  Österreich,  Ungarn  und  der  Schweiz  geschehen. 
In  den  ersten  beiden  Ländern  beträgt  der  Zins  2  ^j^^  in  der 
Schweiz  1,8^0  (durch  die  Monatszahl  12  teilbar,  gewählt,  um 
die  umständliche  Berechnung  zu  vermeiden).  In  allen  3  Ländern 
ist  auch  die  Stammeinlage  mitverzinslich.  In  Deutschland 
hat  man  von  jeder  Zinsvergütung  abgesehen.  Die  Ver- 
anlassung war  die  Furcht,  den  Sparkassen  und  Genossen- 
schaften zu  schaden.  Im  Entwurf  von  1899  war  eine  Ver- 
zinsung von  1,2  vorgesehen.  Da  sie  aber  nur  von  dem 
der  Einzahlung  folgenden  1.  oder  15.  des  Monats  beginnen 
und  mit  dem  der  Abhebung  vorangehenden  14.  oder  30. 
aufhören  sollte,  hätte  sie  eigentlich  nur  0,6  ^/^  betragen. 
Aber  schon  das  erregte  den  größten  Unwillen  der  genannten 
Institute.  Man  verzichtete  infolgedessen  in  dem  neuen  Ent- 
wurf ganz  darauf,  und  dem  ist  es  wohl  zuzuschreiben,  daß 
die  Sparkassen  ihn  günstig  beurteilten.  Meiner  Ansicht  nach 
ist  aber  gänzliche  Zinslosigkeit  ein  großer  Fehler.  Denn  ein 
noch  so  geringer  Zins  wird  immer  den  Anreiz  zur  Teilnahme 
erhöhen.  Ferner  soll  der  Postscheckverkehr  doch  in  erster 
Linie  dem  Klein  verkehr  dienen.  Einem  kleinen  Kaufmann 
oder  Handwerker  fällt  es  aber  oft  sehr  schwer,  auch  nur 
100  Mk.  zinslos  liegen  zu  lassen.  Ist  sein  Zahlungsverkehr  dazu 
nicht  zu  groß,  so  entfallen  alle  Vorteile  für  ihn  und  er  wird 
beim  Barbetrieb  bleiben.  Schließlich  bewirkt  die  Unverzins- 
lichkeit, daß  kein  Teilnehmer,  wenn  irgend  möglich,  mehr  als 
seine  Stammeinlage  beim  Scheckamt  läßt.  Die  Folge  ist,  daß 
doch  jede  Zahlung  eigentlich  in  bar  ausgeführt  wird  und  daß 
die  Bestände,  die  die  Post  veranlagen  kann,  ziemlich  gering 
sind.  Der  dadurch  enstehende  Zins  ist  also  nicht  bedeutend 
und  hilft  nicht,  die  Rentabilität  des  Betriebs  zu  erhöhen. 

6* 
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Wenn  man  auf  die  Reichsbank  verweist,  die  ihren  Girokunden 
weder  Zins  noch  Gebühren  berechnet,  so  ist  das  ein  ganz 
falscher  Standpunkt.  Deren  Kundenkreis  setzt  sich  haupt- 
sächlich aus  dem  Großhandel,  der  Industrie  und  den  Banken 
zusammen,  die  ganz  genau  wissen,  welche  Vort(nle  ihnen  der 
Giroverkehr  bei  ihren  umfangreichen  Zahlungen  bietet.  Diese 
Erkenntnis  soll  aber  erst  im  Kleinpublikum  hervorgerufen 
werden.  Der  kleinere  Teil,  der  sie  hat,  wird  wohl  dem  Post- 
scheckverkehr beitreten  und  daneben  eine  Bankverbindung 
eingehen,  wo  er  die  Gelder  zinstragend  einlegen  kann.  Der 
größere  Teil  wird  sich  aber  ganz  fernhalten.  Nur  greifbare 
Vorteile,  wie  ein  Zinsgenuß,  könnten  ihn  zur  Teilnahme  be- 
wegen. Daß  die  Gebühren  bei  der  NichtVerzinsung  etwas 
niedriger  sind  als  bei  den  anderen  Ländern,  ist  nur  recht 
und  billig. 

Vollständig  verfehlt  ist  nun  die  sogenannte  Zuschlags- 
gebühr von  7  Pfg.  für  jede  jährlich  600  Buchungen  über- 
steigende Buchung.  Heber  nennt  sie  eine  „Strafprämie  für 
reichliche  Benutzung  einer  wirtschaftlichen  Zahlform".  Wenn 
man  sagt,  die  Sache  sei  nicht  so  schlimm,  nur  ein  geringer 
Prozentsatz  werde  davon  betroffen  und  sicher  nicht  die  mittlere 
Geschäftswelt,  in  Osterreich  kämen  dabei  rund  80  ^/o  aller 
Kontoinhaber  nicht  in  Frage,  so  läßt  sie  sich  damit  durch- 
aus nicht  rechtfertigen.  Es  ist  sehr  richtig,  daß  die  Benutzung 
des  Verkehrs  verschieden  stark  ist.  Fände  eine  Verzinsung 
statt,  so  würde  derjenige,  der  mehr  Zahlungen  leistet  oder 
empfängt,  ein  höheres  Guthaben  aufrecht  erhalten,  aus  dessen 
Veranlagung  die  Post  die  größeren  Unkosten  zum  Teil  decken 
könnte.  Unter  den  jetzigen  Umständen  kommt  sie  aber  in 
die  mißliche  Lage,  daß  jeder  sein  Guthaben  auf  der  niedrigsten 
Grenze  hält,  und  wenn  die  Grenze  auch  bei  stärkeren  Um- 
sätzen höher  sein  dürfte,  so  mag  sie  in  der  Regel  nicht 
das  richtige  Verhältnis  haben.  Die  Reichsbank  schützt  sich 
hiergegen  dadurch,  daß  sie  eine  Erhöhung  des  Stammguthabens 
eines  solchen  Kunden  verlangt.  Dies  beträgt  z.  B.  bei  den 
großen  Banken   mehrere  Milhonen.     Solche  Summen  wären 
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natürlich  bei  der  Post  ausgeschlossen.  Aber  eine  Erhöhung 
des  Stamm einlage  von  100  auf  800  oder  500,  bei  Kunden  mit 
besonders  regem  Zahlungsverkehr  vielleicht  auch  auf  1000  Mk. 
würde  sicher  nicht  solche  Entrüstung  hervorrufen  als  diese 
Zuschlagsgebühr,  die  dem  kaufmännischen  Grundsatz,  den 
größeren  Kunden  besondere  Vergünstigungen  zu  gewähren, 
vollständig  widerspricht,  um  so  weniger,  als  derartige  Kunden 
die  Notwendigkeit  auch  verstehen  würden.  Natürlich  müßte 
die  Erhöhung  immer  je  nach  dem  speziellen  Fall  erfolgen. 
Es  ist  klar,  daß  der  Zinsverlust  nicht  so  groß  sein  darf,  daß 
den  Kunden  z.  B.  eine  Sendung  per  Postanweisung  oder  Wert- 
brief billiger  kommen  würde.  Bei  Kontoinhabern,  die  lauter 
kleine  Einzahlungen  erhalten,  z.  B.  Lotteriekollekteuren,  ließe 
sich  eine  Zuschlagsgebühr  noch  am  ehesten  rechtfertigen. 
Aber  auch  sie  werden  in  solchem  Fall  lieber  auf  eine  Teil- 
nahme am  Postscheckverkehr  verzichten.  Wie  unangenehm 
muß  sie  aber  einer  Bank  sich  fühlbar  machen.  Dies  wie  auch 
die  übrigen  Gebühren,  die  ja  die  Postscheckkonto  haltenden 
Banken  auch  tragen  müssen,  haben  diese  veranlaßt,  ein  Uber- 
einkommen zu  schließen,  wonach  sie  für  Einzahlungen  zu- 
gunsten eines  ihrer  Kontoinhaber  durch  Postscheckkonto  eine 
Gebühr  von  mindestens  25  Pfg.  bei  Beträgen  bis  500  Mk., 
darüber  hinaus  für  je  500  Mk.  10  Pfg.  mehr  in  Anrechnung 
bringen.  Das  ist  bei  kleinen  Kunden  sehr  fühlbar  und  wird 
nicht  dazu  beitragen,  den  Verkehr  zu  heben.  Daß  übrigens 
auch  die  Zuschlagsgebühr  umgangen  werden  kann,  zeigt 
folgende  Zuschrift  einer  Berliner  Firma  an  das  Berliner  Tage- 
blatt: „Ich  zahle  auf  mein  Postscheckkonto  selbst  nichts  ein, 
lasse  nur  Zahlungen  eingehen,  die  ich,  sobald  sich  eine  größere 
Summe  angesammelt  hat,  an  meine  Depositenbank  überweise. 
Dort  erhebe  ich  das  bare  Geld  und  zahle  meine  Regulierungen 
durch  Zahlkarte  für  die  Kontoinhaber  beim  Postamt  ein- 
Ich  spare  dabei  an  jeder  Zahlkarte  3  und  7  Pfg.  gleich  10  Pfg. 
Das  Postscheckamt  hat  die  große  Arbeit  des  Geldabnehmens 
am  Postschalter  und  die  Ubersendung  der  Zahlkarten  an  die 
verschiedenen  Postscheckämter,"     Also  das  Bestreben,  die 
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Zuschlagsgebühr  zu  ersparen,  führt  dazu,  den  Bargeld  verkehr 
zu  erweitern!  Und  dabei  bezweckte  die  Einrichtung  des 
Postscheckverkehrs,  den  Bargeldverkehr  einzuschränken. 

Für  die  Formulare  werden  höchstens  die  Selbstkosten- 
preise berechnet.  Die  Schweiz  gibt  sie  sogar  unentgeltlich  ab, 
Deutschland  nur  die  Giroformulare.  In  Österreich  erhöhen 
sich  die  Scheckpreise  sehr  durch  den  Scheckstempel  (4  H.  per 
Stück).  Bei  der  neuerdings  erfolgten  Einführung  des  Scheck- 
stempels in  Deutschland  ist  der  Postscheck  von  der  Stempel- 
pflicht freigeblieben. 

Yeranlagung  und  Grewinn. 

Die  Art  der  Veranlagung  hängt  gewisserweise  zusammen 
mit  der  Verzinsungs-  und  Gebührenfrage,  da  die  Höhe  dieser 
wesentlich  von  dem  durch  Veranlagung  der  Bestände  erzielten 
Gewinn  beeinflußt  wird.  Natürlich  darf  das  Streben  nach 
hohem  Gewinn  nicht  dazu  führen,  hoch  verzinsliche,  aber  un- 
sichere Werte  zu  erwerben.  Vielmehr  verlangt  die  Stellung 
der  Post  und  die  spezielle  Natur  des  Scheck-  und  Giroverkehrs 
eine  sehr  vorsichtige  Anlagepolitik.  Die  erste  Forderung  ist 
also  Sicherheit  der  Anlagebestände.  Ferner  ist  es  sehr 
schwierig,  den  Wunsch,  die  gesammelten  Gelder  den  Kreisen 
wieder  nutzbar  zu  machen,  aus  denen  sie  stammen,  zu  erfüllen^ 
Gegenüber  der  Industrie  und  dem  Großhandel  ist  das  nicht 
allzuschwer.  Aber  im  Kleinverkehr  Kredit  zu  gewähren,  ist 
fast  nicht  möglich.  Dem  einzelnen  gegenüber  ist  es  ganz 
ausgeschlossen,  aber  auch  durch  Vermittlung  der  Genossen- 
schaften und  Sparkassen  dem  wirklichen  Bedürfnis  Kredit 
zukommen  zu  lassen,  dürfte  auf  viele  Schwierigkeiten  stoßen 
und  auch  wegen  der  damit  verbundenen  Festlegung  der  Mittel 
nur  bei  einem  kleinen  Teil  der  Bestände  statthaft  sein.  Aus 
dieser  Quelle  rührt  daher  auch  mancher  Widerspruch  gegen 
den  Postscheckverkehr.  Man  machte  geltend,  daß  durch  ihn 
die  Ersparnisse  des  platten  Landes  zentralisiert  würden  und 
nur  mit  beträchtlichen  Umlaufsspesen  und  Provisionen  dem 
kreditbedürftigen  Mittelstand  wieder  zugeführt  werden  könnten. 
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Dadurch  werde  die  Abhängigkeit  des  platten  Landes  von  den 
großen  Geldzentren  noch  erhöht.  Der  Präsident  der  preußischen 
Zentral-Genossenschaftskasse  erklärte:  „Bei  der  Einführung 
des  Postscheckverkehrs  ergibt  sich  die  Gefahr,  daß  die  Geld- 
mittel in  den  großen  Geldzentralen  zusammenfließen  zum 
Schaden  namentlich  der  Genossenschaften  auf  dem  Lande  und 
in  den  kleinen  Städten."  Diese  Befürchtungen  gehen  ent- 
schieden viel  zu  weit.  In  Wirklichkeit  strömen  bei  der  Nicht- 
verzinslichkeit  nicht  allzuviel  Geldmittel  bei  der  Post  zusammen. 
Außerdem  setzt  sich  der  Guthabenbestand  hauptsächlich  aus 
Kassen haltungsgeldern  zusammen,  die  im  Falle  des  Nicht- 
bestehens eines  Postscheckverkehrs  nicht  so  sehr  den  Genossen- 
schaften zufließen  würden,  und  damit  dem  Kreditbedürfnis  des 
Landes  zugute  kämen,  als  in  den  Schubläden  oder  Geld- 
schränken der  Privaten  bleiben  würden,  um  im  üblichen  Bar- 
zahlungsverkehr verwendet  zu  werden.  Ein  Blick  auf  die  öster- 
reichischen Verhältnisse  müßte  auch  unsere  Genossenschaften 
beruhigen.  Dort  klagen  die  Genossenschaften  nicht  nur  nicht  über 
den  Postscheckverkehr,  wozu  sie  bei  der  Verzinsung  eigent- 
lich noch  mehr  Veranlassung  hätten  als  in  Deutschland,  sondern 
erkennen  im  Gegenteil  seine  Vorteile  vollständig  an  und  sehen 
in  ihm  eine  willkommene,  bequeme  und  bilhge  Gelegenheit 
zur  Geldbeförderung. 

In  noch  viel  stärkerem  Maße  als  beim  Postsparverkehr  muß 
im  Scheckverkehr  auf  eine  solche  Veranlagung  gesehen  werden, 
die  für  einen  großen  Teil  des  Bestandes  jederzeitige  Flüssig- 
machunggestattet. Ein  kleiner  Teil  kann  auch  zu  dauernden  An- 
lagen, besonders  in  Staatschuldverschreibungen,  Darlehen  an  Ge- 
nossenschaften, Gemeinden  etc.  verwandt  werden.  Ein  Drittel 
des  Bestandes  in  solchen  Werten  dürfte  nicht  zuviel  sein. 
Der  Rest  wäre  dann  in  erstklassigen  inländischen  oder  auf 
Gold  lautenden  ausländischen  Wechseln,  in  Lombarddarlehen 
eventuell  auch  in  Depots  bei  Bankinstituten,  natürlich  mit 
nur  kurzer  Verfallzeit,  anzulegen.  Was  die  Wechseldiskon- 
tierung anbetrifft,  so  ist  auf  diesem  Gebiet  der  Post,  falls  sie 
selbständig  die  Veranlagung  ausführt,   etwas  Zurückhaltung 
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zu  empfehlen.  Die  österreichische  Postsparkasse  hat  es  bis- 
her immer  vermieden,  in  größerem  Maßstab  auf  dem  Diskont- 
markt einzugreifen.  Bei  beinahe  350  Mill.  Kr.  Einlagensaldo 
nur  im  Scheckverkehr  wies  ihr  Wechselportefeuille  52,7  Mill. 
Kr.,  also  etwas  über  den  7.  Teil,  auf.  Dagegen  hat  sie 
an  die  Banken  größere  Forderungen,  die  diese  jedoch  wegen 
der  kurzen  Kündigungsfristen  ausschließlich  im  Privatdiskont 
verwerten  können.  Würde  ein  allzustarkes  Eingreifen  auf 
dem  Diskontmarkt  stattfinden,  so  wäre  damit  die  Stellung 
der  Zentralbank  noch  mehr  erschwert,  als  sie  es  ohnedies 
schon  durch  die  Tätigkeit  der  Privatbanken  genügend  ist. 

Der  tatsächhche  Stand  ist  folgender:  In  Ostereich  kann 
nach  den  gesetzlichen  Bestimmungen  die  Veranlagung  folgender- 
maßen erfolgen: 

1.  Erwerb  von  Salinenscheinen  (einer  Art  Schatzscheine) 

2.  Übergabe  an  Bankinstitute  in  laufender  Rechnung  mit 
kurzer  Verfallzeit. 

3.  Durch  Darlehen  gegen  Verpfändung  von  Schuldverschrei- 
bungen der  einheitlichen  Staatsschuld  und  der  Staats- 
schuld der  im  Reichsrat  vertretenen  Königreiche  und  Länder, 
ferner  von  anderen  österreichischen  Wertpapieren  zweifel- 
loser Bonität. 

4.  Eskomptierung  von  Effekten  und  Kupons. 

5.  Eskomptierung  von  Wechseln,  die  bereits  von  Banken, 
Sparkassen  oder  Vorschußvereinen  diskontiert  sind. 

6.  Ankauf  von  Staatsschuldverschreibungen,  Pfandbriefen 
und  Prioritätsobligationen. 

In  der  Denkschrift  „25  Jahre  Postsparkasse"  heißt  es: 
„Bei  Veranlagung  ihrer  Bestände  richtet  sich  die  Postspar- 
kasse nach  dem  durch  die  speziellen  Verhältnisse  bedingten 
Bedarf  und  der  durch  die  allgemeine  Markt-  und  Geldlage 
gegebenen  Möglichkeit  zur  Plazierung  von  Geldern  in  der 
einen  oder  anderen  Weise,  hierbei  naturgemäß  die  Bedacht- 
nahme  auf  das  eigene  Interesse  der  Postsparkasse  sowohl  hin- 
si(-htlicht  Sicherheit  und  Realisierungsmöglichkeit  als  auch 
rücksichtlich  dos  finanziellen  Ertrages  in  den  Vordergrund 
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stellend»  Soweit  diesen  Gesichtspunkten  Rechnung  getragen 
ist,  bietet  sich  aber  für  das  Postsparkassenamt  durch  die  im 
Gesetz  vorgesehene  Elozierung  auch  reichlich  Gelegenheit, 
durch  Zurückleitung  der  einfließenden  Gelder  in  die  Kanäle 
des  Verkehrs  dem  Wirtschaftsleben  neue  Impulse  zu  geben 
und  auch  höheren  Staats-  und  volkswirtschaftlichen  Aufgaben 
gerecht  zu  werden." 

Aus  der  Bilanz  läßt  sich  die  Veranlagung  der  Scheck- 
gelder nicht  genau  ausscheiden,  da  hier  der  ganze  Anlage- 
bestand (auch  aus  dem  Sparverkehr)  zusammen  angeführt  ist. 
Folgende  Anlagen  sind  jedenfalls  durch  die  Scheckgelder  er- 


Der  Rest  ist  in  Effekten  angelegt.  Da  der  ganze  Einlagen- 
saldo im  Scheckverkehr  349  362568  Kr.  beträgt,  sind  also  etwa 
63^/()  der  Anlagewerte  leicht  realisierbare  Forderungen.  In 
Ungarn  besteht  die  Anlage  zu  50— 60^/^  aus  Staatswerten. 

In  der  Schweiz  sollen  ein  Drittel  der  verfügbaren  Gel  der  in  in- 
ländischen Staatspapieren,  d.  h.  Obligationen  des  Bundes,  der  Bun- 
desbahnen, der  Kantone  und  Gemeinden  angelegt  werden,  die 
übrigen  zwei  Drittel  bei  den  Kantonal-  oder  anderen  Emissions- 
banken gehalten  werden.  Kirschberg  verurteilt  diese  Art  der  Ver- 
wertung scharf.  Das  Portefeuille  der  Emissionsbanken  bestehe 
aus  Finanzwechseln  und  zuweilen  auch  Hypotheken  und 
schließe  eine  Realisation  im  kritischen  Augenblick  so  gut  wie 
ganz  aus.  Für  die  einheimischen  Renten  bestehe  kein  jeder- 
zeit sicherer  Markt,  überhaupt  bedeute  eine  Anlage  in  Effekten 
eine  Verminderung  der  unerläßlichen  jederzeiten  Zahlungs- 
bereitschaft. Dieser  letzte  Vorwurf  scheint  mir  zu  weit  zu 
gehen.  Solange  der  Effektenbestand  nur  zu  einem  Drittel  am 
Einlagensaldo  teilnimmt,  dürfte  die  stete  Zahlungsbereitschaft 


folgt  (1908)  : 

Buchforderungen  .  . 

Wechsel  

Kassa  etwa.  .  .  . 
Darlehen  auf  Effekten 


Kr.  155  637  940 

„  52  697  969 

„  3  500  000 

„  9  778  922 


Kr.  221614  831 
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nicht  gefährdet  sein.  Dagegen  hat  der  Einwand  gegen  die 
Bankdepots  wohl  seine  Berechtigung.  Diese  Art  der  Anlage 
scheint  zu  einseitig.  Nach  den  gemachten  Erfahrungen  und 
im  Hinblick  auf  den  Rückhalt,  welchen  im  Bedarfsfalle  der 
Postscheckverkehr  an  der  schweizerischen  Nationalbank  finden 
würde,  ist  die  Oberpostdirektion  durch  Bundesratsbeschluß  vom 
6.  April  1908  ermächtigt  worden,  unter  jene  zwei  Drittel  hinab- 
zugehen, immerhin  unter  Wahrung  der  Zahlungsbereitschaft. 
Das  Ende  1908  vorhandene  Guthaben  war  nun,  wie  folgt,  ver- 
anlagt : 

Anlagen  in  Obligationen  Frs.  7  050000 

Anlagen  in  Kontokorrent   „  400000 

Kassebestand  und  Zuschuß  an  das  Betriebs- 
kapital der  Postverwaltung   „    5134  720 

Frs.  12584  720 

Die  Schweiz  ist  also  jetzt  ins  Extrem  verfallen.  Auch 
diese  Einseitigkeit  ist  wieder  nicht  wünschenswert. 

Nach  dem  Entwurf  von  1899  sollte  die  Verwaltung  der 
verfügbaren  Gelder  aus  dem  deutschen  Postscheckverkehr 
durch  die  Reichsbank  erfolgen,  die  dafür  vom  Tage  der  Ein- 
zahlung bis  zu  dem  der  Rückzahlung  einen  festen  Zinsfuß  von 
1,2  ^/o  gewähren  wollte.  Einen  Gewinn  hoffte  die  Post  da- 
durch zu  haben,  daß  sie  den  Kontoinhabern  1,2  ^/^  nur  von 
dem  der  Einzahlung  folgenden  1.  oder  15.  bis  zu  dem  der 
Auszahlung  vorhergehenden  30.  oder  14.  vergüten  wollte. 
Der  Reichstag  hielt  die  seitens  der  Reichsbank  gebotene  Ver- 
zinsung für  ungenügend,  und  es  wurde  ein  neuer  Vertrag  ab- 
geschlossen, nach  dem  die  Verzinsung  jeweils  3  ^/^  unter  dem 
offiziellen  Wechseldiskont,  jedoch  mindestens  1  ^2^/0  höchstens 
3^%  betragen  sollte.  Lünsmann  berechnet,  daß  auf  Grund 
dieses  Vertrages  die  Postverwaltung  während  der  Jahre 
1897— 1906  tatsächlich  eine  durchschnittliche  jährhche Verzinsung 
von  1,779 gehabt  hätte;  das  wäre  natürhch  ganz  unge- 
nügend gewesen,  zumal  die  so  verzinste  Summe  eigentlich 
einen   langfristigen   Kredit  darstellte,   denn   die  Guthaben- 


—    91  — 


bestände,  und  damit  die  der  Reichsbank  übergebenen  Mittel, 
nehmen  mehr  zu  als  ab.  Man  hat  daher  von  einer 
festen  Verzinsung  abgesehen.  Die  Reichsbank  verwaltet  für 
Rechnung  und  Gefahr  des  Reichs  die  für  den  täglichen 
Bedarf  nicht  nötigen  Gelder  und  erhält  für  ihre  Mühe- 
waltung eine  Vergütung  von  Vi^/o  abgeführten 
Summe.  Die  Feststellung  der  Grundsätze  über  die  Verwen- 
dung ist  dem  Reichskanzler  vorbehalten.  In  Aussicht  ge- 
nommen ist  nach  Abzug  der  nötigen  Betriebsmittel  die 
Anlage  in  leicht  flüssig  zu  machenden  Werten  (Anleihen  des 
Reiches  und  der  Bundesstaaten,  inländische  oder  auf  Gold 
lautende  ausländische  Wechsel  ersten  Ranges.  Ein  Teil  soll 
den  Einrichtungen  zur  Förderung  der  Industrie,  des  Handels 
und  der  Landwirtschaft  gegen  genügende  Sicherheit  verzinslich 
überwiesen  werden).  Die  Regelung  dieser  Frage  ist  befriedigend. 
Die  Post  spart  die  Mühe  und  Arbeit  der  Veranlagung;  trotz- 
dem laufen  ihr  die  wirklich  vereinnahmten  Zinsen  bis  auf 
einen  geringen  Bruchteil  zu.  Außerdem  kann  sie  nicht 
störend  in  die  Politik  der  Reichsbank  eingreifen.  Wie  die 
Veranlagung  wirklich  erfolgt,  wird  erst  der  1.  Jahresbericht 
zeigen,  Das  Gesamtguthaben  Ende  November  war  70  955  350  Mk. 
In  der  Regel  ist  das  Durchschnittsguthaben  des  laufenden 
Monats  aber  noch  einige  Millionen  höher  als  das  am  Monats- 
ende ausgewiesene. 

Ein  Gewinn  aus  dem  Scheckverkehr  ist  entschieden  be- 
rechtigt. Er  darf  allerdings  nicht  mit  Umständen  erkauft 
werden,  die  die  Vorteile  des  Verkehrs  für  das  Publikum  auf- 
heben, d.  h.  vor  allem,  daß  die  Gebühren  nicht  so  hoch 
geschraubt  werden.  Je  niedriger  sie  sind,  desto  mehr  pflegt 
sich  auch  in  der  Regel  der  Verkehr  zu  entwickeln,  was  dann 
wieder  eine  Steigerung  des  Reinertrags  bew^irkt.  Das  lehrt 
besonders  die  Geschichte  der  Portosätze  und  des  Einheits- 
portos. Ein  Gewinn  ist  um  so  mehr  zu  rechtfertigen,  wenn  er 
durch  geschickte  Veranlagung  erzielt  wird.  Genau  läßt  sich 
allerdings  der  Reingewinn  nirgends  berechnen,  da  gerade  hier 
viel  unbezahlte  Arbeit  nicht  in  Abzug  gebracht  werden  kann. 
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Es  ist  auch  zu  beachten,  daß  natürlich  der  Postanweisungs- 
verkehr leidet  und  der  Postverwaltung  hierbei  ein  beträcht- 
licher Gewinn  verloren  geht.  In  Osterreich  läßt  sich  dies  bei 
der  langen  Dauer  des  Bestehens  nicht  feststellen.  Hier  hat 
sich  sogar  der  Postanweisungsverkehr  von  1898—1904  um 
25  ^/o  gehoben.  Es  ist  aber  zu  berücksichtigen,  daß  sich  seit 
den  80  er  Jahren  überhaupt  der  Zahlungsverkehr  ganz  bedeutend 
gehoben  hat.  Der  Gewinn  des  österreichischen  Scheckverkehrs 
ist  sehr  gut.  Allein  die  ZinsüBerschüsse  —  dabei  gewährt 
Österreich  den  Teilnehmern  noch  2  ^/^  —  tiberragen  die  Regie- 
auslagen um  über  2  Mill.  Kr.  Der  saldierte  Gewinn  beträgt 
6  674906  Kr. 

In  der  Schweiz  ist  der  Ausfall  an  Postanweisungen  zu 
spüren.  Nach  mir  gemachten  Mitteilungen  stellte  sich  Zahl 
und  Betrag  der  aufgegebenen  Postanweisungen  folgender- 
maßen: 


Jahr 

Anzahl 

Betrag  in  Frs. 

[1903 

6895652 

710575592 

Vor  Einführung  | 

1904 

7  267160 

741051766 

[1905 

7  708  930 

786909677 

Nach  Einführung  1 

[1906 

7149  709 

731  847353 

des  Postscheck-  und  | 

1907 

7055208 

737  006298 

Girodienstes.  | 

[l908 

6832  968 

693  209885 

Der  Betrag  ist  1908  also  annähernd  um  100  Mill.  Frs. 
geringer  als  1905  und  da  ohne  Postscheckverkehr  der  Post- 
anweisungsumsatz jedenfalls  jährlich  um  30 — 40  Mill.  Frs. 
(nach  dem  Durchschnitt  1903  bis  1905)  gestiegen  wäre,  kann 
man  den  Ausfall  auf  200  Mill.  Frs.  schätzen.  Nach  Art.  3 
des  Bundesgesetzes  betr.  den  Postscheck  und  Giroverkehr 
sollen  die  zu  erhebenden  Gebühren  und  der  den  Rechnungs- 
inhabern zu  vergütende  Zins  so  festgestellt  werden,  daß  die 
Kosten  und  das  Risiko  der  Verwaltung  gedeckt  werden,  es 
soll  aber  der  Postverwaltung  aus  dem  Betriebe  des  neuen 
V(;rkehrszweiges  kein  Gewinn  erwachsen.  Es  sind  denn  auch 
im  vorigen  Jahr  die  Gebühren  für  die  Übertragungen  gefallen. 


—    93  — 


Nach  dem  Bericht  für  1908  beträgt  der  Gewinn,  nach  Ab- 
rechnung des  Ausfalls  im  Postanweisungsverkehr,  142468  Frs. 

Über  den  Gewinn  des  deutschen  Postscheckverkehrs  läßt 
sich  natürlich  noch  nichts  sagen.  Auch  über  den  Ausfall  im  Post- 
anweisungsverkehr war  bisher  nichts  zu  erfahren.  Es  ist  der 
Jahresbericht  abzuwarten. 

Was  die  Verwendung  des  Gewinns  betrifft,  so  ist  zunächst 
eine  Quote  dem  Reservefonds  zuzuführen.  Es  ist  dies  not- 
wendig, weil  bei  der  Anlage  in  Wertpapieren  sich  doch  Kurs- 
verluste ergeben  können,  die  auf  diese  Weise  Deckung  finden 
müssen.  Die  „eigenen  Effekten"  der  österreichischen  Postspar- 
kasse {Anlage  der  Spar-  u.  Scheckgelder)  hatten  am  31.  De- 
zember 1908  gegenüber  dem  Kostenpreis  einen  Minderwert 
von  13255458  Kr.  Nach  Deckung  desselben  bleibt  noch  ein 
Reservefonds  von  13213265  Kr.  Von  dem  Reinerträgnis  ist 
jährhch  die  zur  gesetzlichen  Höhe  von  5^/^  des  Einlagensaldos 
erforderliche  Summe  dem  Reservefonds  für  den  Scheckverkehr 
zuzuführen.  Der  Rest  geht  an  die  Postverwaltung,  in  1908 
3844118  Kr.  Ungarns  Postsparkasse  hat  bis  1902  einen 
Reservefonds  von  6  Mill.  Kr.  angesammelt.  Seitdem  geht  der 
Gewinn  an  den  Fiskus. 

Bedeutung. 

Die  volkswirtschaftliche  Bedeutung  des  Postscheck-  und 
Giroverkehrs  besteht  zunächst  in  der  Verbreitung  besserer 
Zahlungsgewohnheiten.  Durch  die  „Ubiquität"  der  Post  ist 
diese  Möglichkeit  gegeben.  Das  Vertrauen,  das  sie  genießt, 
die  allgemeine  Bekanntheit  mit  den  Posteinrichtungen  hilft 
dazu  beitragen,  daß  die  bargeldlose  Zahlung  in  den  weitesten 
Kreisen  Anwendung  findet.  Der  Zinsgenuß  vermehrt  den 
Anreiz  zur  Benutzung.  Der  Scheckverkehr  ersetzt  die  Bar- 
zahlung zwar  noch  nicht  und  verschafft  nur  eine  Erleichterung 
des  Zahlungsausgleichs.  Nach  Angliederung  des  Giro-  und 
Clearingverkehrs  stellt  er  die  idealste  Zahlform  dar,,  deren 
Vorteile  in  dem  Maße  wachsen,  in  dem  die  Teilnehmer  an 
diesem  Verkehr  zunehmen,  denn  dadurch  beherrscht  die  Uber- 
weisung immer  mehr  den  Zahlungsverkehr. 
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Da  der  Scheck  als  Grundlage  ein  Guthaben  voraussetzt, 
so  führt  ausgedehnter  Gebrauch  dazu,  kleine  Kapitahen,  die 
sonst  brach  in  einzelnen  Kassen  liegen,  zusammen  zu  führen. 
Die  einfache  Scheckzahlung  hat  zur  Folge  doch  noch  eine 
Barzahlung.  Die  Geldinstitute  müssen  sich  danach  richten 
und  einen  größeren  Betrag  dafür  disponibel  halten.  Ist  aber 
der  Giro-  und  Clearingverkehr  dazugetreten,  dann  werden 
die  Barabhebungen  auf  das  geringste  mögliche  Maß  beschränkt 
und  so  der  Abfluß  und  die  Ausfuhr  des  Geldes  mehr  und 
mehr  verhindert.  Daß  durch  eine  Verminderung  der  Umlaufs- 
mittel der  Staat  an  Prägekosten  spart  und  die  Abnutzung 
der  Münzen  nicht  stark  ist,  ist  bei  der  Geringfügigkeit  der 
hierdurch  entstehenden  Kosten  nicht  zu  hoch  anzuschlagen. 
Aber  die  Schwankungen  im  Umlaufe  des  Geldes  und  die  da- 
durch beeinflußten  Störungen  des  Wirtschaftslebens  werden 
verringert.  Die  Umsätze  werden  durch  den  Giroverkehr  er- 
leichtert und  gesteigert;  eine  Rücksicht  auf  die  gerade  ver- 
fügbare Menge  Münzgeldes  ist  nicht  nötig.  Das  Geld  löst 
sich  mehr  und  mehr  von  seiner  Metallbasis  los,  jedoch  ohne 
daß  der  Vorrat  des  harten  Metallgeldes  sich  verringerte.  Denn 
es  muß  als  Grundlage  des  Scheck-  und  Giroverkehrs  dienen. 
Nur  bleibt  es  nicht  unproduktiv  liegen.  Welchen  Einfluß 
die  Girozahlung  auf  den  Banknotenumlauf  hat,  mögen  folgende 
Zahlen  aus  der  Tätigkeit  der  Reichsbank  dartun: 

Durchschnittlicher  Prozentuelles 
Jahr  Giroumsatz      Banknotenumlauf  Verhältnis 

1895         93698269000        1095593000  1,17  ^/o 

1900  163632310000  1138561000  0,69% 
1908        269960371000        1524142000  0,56^0 

Durchschn.  Zu  100000  Mk. 
Jahr  Gesamtumsatz      Giroumsatz  Notenuml 

nügen  an  Noten 

1895   121813107000     93698269000  1095593000    903  Mk. 
1900   189091499000   163632310000  1138561000    602  „ 
1908  305244505000  269960371028  1524142000    499  „ 
Es  hat  also  der  Notenumlauf  mit  wachsendem  Giroumsatz 
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immer  mehr  an  Bedeutung  verloren.  Die  bargeldlose  Zahlung 
besitzt  eine  viel  größere  Elastizität,  sich  wechselnden  Kon- 
junkturen anzupassen  und  ist  so  ein  wirksames  Mittel,  Krisen 
entgegenzuarbeiten.  Die  Zirkulation  der  Zahlungsmittel  kann 
dem  in  Zeiten  der  Hochkonjunktur  rascheren  Kreislauf  der 
Güter  leichter  nachfolgen. 

Da  die  Gefahr  des  Abfließens  der  Gelder  geringer  ist, 
dagegen  immer  neue  Kassengelder  aus  den  einzelnen  Haus- 
haltungen in  den  Zentralen  zusammenfließen,  bildet  sich  ein 
Kapitalstock,  der  im  Wege  des  Kredits  allen  Kreisen  der  Be- 
völkerung nutzbar  gemacht  werden  kann.  So  ist  die  Vor- 
bedingung der  Produktion  geschaffen  und  der  allgemeinen 
Einkommensbildung  Aussichten  zur  Verbesserung  gegeben. 
Die  größere  Menge  des  Leihkapitals  wird  aber  auch  auf  den 
Diskont  senkend  wirken  und  in  weiterer  Folge  dürfte  dadurch 
auch  der  Hypothekarzinsfuß  beeinflußt  werden.  Allerdings 
darf  dieser  Punkt  nicht  überschätzt  werden,  da  gerade  auf 
dem  Geldmarkt  die  verschiedensten  Faktoren  mitsprechen  und 
die  oben  geschilderte  Tendenz  aufheben  können. 

Ausgedehnter  Scheckverkehr  gibt  auch  die  Möglichkeit 
eines  rascheren  Umschlags  des  Nationalvermögens  und  kann 
so  den  Nationalgewinn  erhöhen.  Eine  solche  Erhöhung  wird 
auch  dadurch  bewirkt,  daß  die  Depositen  einen,  wenn  auch 
geringen  Zins  ihren  Besitzern  eintragen,  demgegenüber  aus- 
gedehnter Barzahlungsverkehr  große  Mengen  brach  liegenden 
Geldes  zur  Voraussetzung  hat.  Bessere  Zahlungsgewohnheiten 
wirken  weiter  auf  eine  Verringerung  des  häßlichen  Borgsystems. 
Eine  größere  Gleichmäßigkeit  und  Stetigkeit  der  Zahlungen 
tritt  ein.  Nicht  zu  unterschätzen  ist  der  erzieherische  Einfluß, 
der  allgemeine  Gewöhnung  an  geregelte  Buchführung,  sorg- 
fältigere Kalkulationen  im  Geschäftsleben,  erhöhten  Wert  der 
Betriebskapitalien  hervorruft. 

Die  Bedeutung  des  Postscheck-  und  Giroverkehrs  für  den 
Staat  besteht: 

1.  In  der  Verbesserung  der  staatlichen  Zahltechnik  und 
Kassenführung  durch  die  Post. 
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2.  In  der  Hebung  des  Staatskredits  und  Vermehrung  der 
Betriebsmittel. 

Zu  1.  Bei  den  gewaltigen  Zahlungen,  die  die  staatlichen 
Behörden  zu  leisten  und  zu  empfangen  haben,  ist  möglichster 
Anschluß  an  die  Scheck-  und  Giroinstitute  zu  wünschen.  In- 
folge der  zersplitterten  Kassenführung  sind  sehr  große  Kassen- 
bestände erforderlich,  die  der  Volkswirtschaft  verloren  gehen 
und  den  Staatskassen  dienst  sehr  schwerfällig  machen.  Bei 
Übertragung  der  Kassengeschäfte  an  ein  besonderes  Zahlungs- 
institut fallen  diese  Nachteile  fort.  Außerdem  ist  bei  einer 
solchen  Regelung  dem  Publikum  sehr  große  Bequemlichkeit 
geboten.  Ich  erinnere  nur  an  die  Steuerzahlungen  in  Öster- 
reich. Ein  enger  Anschluß  der  Behörden  an  den  modernen 
Zahlungsdieiist  wird  aber  auch  seine  Rückwirkung  auf  die 
Staatsangehörigen  nicht  verfehlen ,  größeres  Verständnis 
wecken  und  zu  allgemeinerer  Teilnahme  anregen.  Z.  B.  wird 
die  Beteiligung  der  Justizbehörden  am  Scheckverkehr  Rechts- 
anw^älte  und  Notare  zum  Beitritt  veranlassen  u.  s.  w. 

In  Österreich  erfolgte  der  Anschluß  staatlicher  Behörden 
an  die  Postsparkasse  erst  nach  12  jährigem  Bestehen,  ist  seit- 
dem aber  in  ständigem  Wachsen  geblieben,  Ende  1908  hatten 
2191  Ämter  und  Behörden  Konten  bei  der  Postsparkasse.  Was 
an  Steuern  durch  die  Postsparkasse  gezahlt  ward,  habe  ich 
weiter  oben  erwähnt.  Während  bisher  hauptsächlich  der  Ein- 
zahlungsverkehr  an  Behörden  durch  die  Postsparkasse  ging, 
hat  man  neuerdings  auch  begonnen,  sie  im  Auszahlungsverkehr 
in  Anspruch  zu  nehmen.  1907  wurde  damit  in  Nieder-Österreich 
angefangen  (allein  22  000  Pensionszahlungen  erfolgten  monatlich 
hier  auf  diesem  Wege)  und  nach  und  nach  wird  der  Kreis  der 
Länder  erweitert.  Rückständiger  sind  noch  viele  Gemeinden, 
von  denen  1908  nur  8f)4  als  Teilnehmer  gezählt  wurden. 

Auch  in  der  Schweiz  sind  jetzt  die  eidgenössische  Staats- 
kasse und  die  eidgenössische  Alkoholverwaltung  dem  Postscheck- 
und  Giroverkehr  beigetreten. 

Auch  in  Deutschland  ist  allgemeine  Teilnahme  der  Be- 
hörden  wünschenswert.     Soweit  staatliche  Erwerbsbetriebe 
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in  Frage  stehen,  ist  wohl  der  Anschluß  schon  erfolgt.  Aber 
außerdem  sind  viele  Zahlungen  zu  leisten  (Gebühren,  Gehälter, 
Pensionen,  Zahlungen,  die  aus  der  öffentlichen  Verschuldung 
hervorgehen  etc.),  für  die  eine  Postscheckverbindung  außer- 
ordentlich zweckmäßig  wäre.  Hier  scheinen  die  kleinen  Staaten 
vorbildlich  vorangegangen  zu  sein.  In  Sachsen,  Baden,  Hessen, 
Bayern,  Braunschweig,  Württemberg  sind  Staatskassen,  Finanz- 
kassen, Bezirkskassen,  Rentkassen,  Steuer-,  Zollämter,  Gerichts- 
kassen, Eisenbahndirektionskassen,  Güterstationskassen  etc.  in 
großer  Zahl  dem  Postscheckverkehr  angeschlossen.  Einen 
großen  Teil  des  öffentlichen  Zahlungsverkehrs  erledigt  schon 
seit  längerer  Zeit  die  Reichsbank,  die  in  1908  für  Reichs-  und 
Staatskassen  annähernd  60  Milliarden  umsetzte;  aber  es  bleiben 
doch  noch  viele  Lücken  auszufüllen.  Von  preußischen  Kassen 
habe  ich  nur  die  preußische  Staatsschuldentilgungskasse  in 
der  Teilnehmerliste  gefunden.  Kürzlich  haben  auch  der  Reichs- 
schatzsekretär und  der  preußische  Finanzminister  die  Reichs- 
hauptkasse benachrichtigt,  daß  die  Zahlung  von  Beamtenge- 
hältern und  Pensionen  über  Postscheckkonto  erfolgen  darf. 
Zu  2.  Die  Hebung  des  Staatskredits  wird  bewirkt: 

a)  Durch  Veranlagung  der  Bestände  in  Staatspapieren. 

b)  Durch  das  Staatspapiergeschäft. 

c)  Durch  Mitwirkung  bei  Emissionen  und  Konversionen. 
Bei  der  Veranlagung  sollten  Staatspapiere  nur  zu  ge- 
ringerem Teil  verwendet  werden,  worüber  ich  schon  weiter 
oben  ausführlicher  gesprochen  habe.  W^ichtiger  kann  das 
Geschäft  mit  Staatspapieren  sein.  Bei  der  allgemeinen  Ver- 
breitung der  Post  können  durch  sie  die  Staatsanleihen  in  die 
weitesten  Kreise  geführt  werden.  Diese  Möglichkeit  wird  ver- 
größert, wenn  der  kommissionsweise  Ankauf  von  Staatspapieren 
unter  Anrechnung  geringer  Gebühren  erfolgt  und  die  Post 
auch  die  kostenlose  Verwahrung  und  Kontrolle  über  die  Papiere 
übernimmt.  Dadurch  kann  eine  Popularisierung  der  Staats- 
rente stattfinden,  die  um  so  wertvoller  ist,  weil  die  Abschnitte, 
die  in  den  Besitz  kleiner  Leute  übergehen,  in  der  Regel  auch 
dauernd  vom  Markt  verschwinden  und  selbst  in  politisch  be- 
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wegten  Zeiten  selten  wieder  erscheinen.  Dadurch,  daß  ein 
ständiger  Abnehmer  für  Renten  vorhanden  ist,  könnte  der 
Markt  auch  fester  werden,  spekulative  Eingriffe  würden  keinen 
zu  starken  Einfluß  auf  die  Kursbewegung  gewinnen.  In  Deutsch- 
land könnte  durch  eine  ähnliche  Einrichtung  sicher  viel  zur 
Erleichterung  des  Rentenmarktes  beigetragen  werden.  Die 
Unterbringung  der  deutschen  Staatsanleihen  ist  schwierig  genug 
und  durch  die  Vermittlung  der  Banken  mit  manchen  Kosten 
verknüpft,  die  bei  einer  Vermittlung  durch  die  Post  zum 
großen  Teil  wegfielen.  Die  Kursregulierungen  erfordern  sehr 
viel  Mühe,  und  trotzdem  ist  der  Kurs  fast  aller  Staatsanleihen 
recht  niedrig.  Die  ungünstige  Lage  unseres  Rentenmarktes 
ist  allerdings  zum  großen  Teil  auf  die  Konversionen,  durch 
die  das  Anlage  suchende  Kapital  sich  von  ihnen  abwandte, 
und  die  massenhaften  Emissionen  von  Anleihen,  auch  der  Ge- 
meinden, bei  denen  zum  Teil  höhere  Zinsen  gewährt  wurden, 
als  die  konvertierten  Renten  bieten,  veranlaßt.  Ein  Allheil- 
mittel ist  der  Postscheckverkehr  zwar  nicht;  aber  die  Erfolge 
in  Österreich  zeigen,  daß  er  viel  helfen  kann.  Die  österreichische 
Postsparkasse  hat  im  Laufe  der  Jahre  teils  zu  eigenen  Anlage- 
zwecken teils  durch  Verkauf  an  ihre  Kunden  über  800  Mill. 
Kr.  Staatsanleihen  (einschl.  des  Sparverkehrs)  untergebracht, 
die  sich  größtenteils  noch  in  festen  Händen  befinden.  Welche 
Erleichterung  ist  das  für  den  Staatskredit!  Barta  sagt:  „Die 
Postsparkasse  ist  heute  bereits  eine  Staatsbank,  die  vielleicht 
auch  berufen  ist,  das  Notenprivileg  zu  übernehmen.  Sie 
intervenierte  und  interveniert  oft  zugunsten  des  Staatskredits." 

Dem  Postscheckverkehr  ist  auch  ein  günstiger  Einfluß 
auf  die  Valuta  zuzusprechen,  dadurch,  daß  er  dem  Bargeld 
eine  Reservestellung  in  den  Geldzentralen  zuweist.  In  Oster- 
reich hat  er  in  gewisser  Weise  die  Währungsreform  beeinflußt, 
weil  es  um  so  leichter  war,  für  die  mit  der  Einführung  der 
Goldwährung  verknüpfte  Verminderung  des  Papiergeldumlaufs 
in  Gestalt  anderer  Zirkulationsmittel  Ersatz  zu  schaffen,  je 
geringer  der  Anteil  des  Bargelds  und  der  Banknoten  an  der 
Abwicklung  des  Zahlungsverkehrs  war. 


Für  die  Privatwirtschaften  besteht  der  erste  Vorteil  in 
der  Besserung  des  Zahlungsausgleichs.  Die  größten  Beträge 
können  mit  der  geringsten  Mühe  und  fast  ohne  Kosten  über- 
wiesen werden.  Bei  der  Billigkeit  kann  fast  jeder  am  Verkehr 
teilnehmen  und  bei  der  allgemeinen  Verbreitung  hat  jeder  Ort 
die  gleichen  Vorteile.  Der  Postscheckverkehr  ersetzt  überall 
die  Bank.  Der  umständliche  Postanweisungs verkehr  ist  er- 
heblich vereinfacht  und  verbilligt.  Dazu  kommt  die  größere 
Sicherheit:  Verzählen  und  Verlieren  der  Geldstücke  ist  nicht 
mehr  möglich.  Da  der  einzelne  keine  großen  Barvorräte  zu 
halten  braucht,  ist  er  auch  vor  Diebstahl,  Verlust  bei  Feuer  etc. 
geschützt  und  hat  obendrein  noch  den  Zinsgenuß.  Auch  neben 
dem  Bankkonto  ist  ein  Postscheckkonto  empfehlenswert.  Was 
die  Bank  nicht  erledigen  kann,  wird  die  Post  können.  Außer- 
dem dient  die  Post  als  Sammelstelle  der  Beträge,  die  man 
der  Bank  überweisen  will.  Daß  der  Scheckverkehr  nicht  nur 
für  Industrie  und  Handel  ein  geeignetes  Zahlungsmittel  ist, 
zeigt  die  Aufzählung  der  österreichischen  Kontoinhaber,  die 
sich  aus  allen  Kreisen  der  Bevölkerung  zusammensetzen.  Die 
Verteilung  der  deutschen  Kontoinhaber  nach  Berufen  konnte 
ich  nicht  feststellen,  da  das  Teilnehmerverzeichnis  die  Berufe 
nicht  angibt.  Um  die  vollkommenen  Vorteile  herbeizuführen, 
ist  vor  allem  die  Teilnahme  des  Mittelstandes  anzustreben, 
da  erst  dann  in  weitestem  Maße  buchmäßiger  Ausgleich  möglich 
ist.  Der  erzieherische  Einfluß  des  Scheckverkehrs  bringt  auch 
dem  einzelnen  Vorteile.  Durch  Einführung  der  Buchführung 
wird  eine  größere  Sicherheit  des  Geschäftslebens  herbeigeführt, 
die  Kassenführung  durch  die  Post  gestattet  eine  leichte  Uber- 
sicht über  die  jederzeitigen  Geschäftsverhältnisse  und  führt 
zur  besten  Ausnützung  des  Betriebskapitals.  Auch  die  unvor- 
teilhafte, aber  nur  zu  sehr  beliebte  Buchkreditwirtschaft  könnte 
eingeschränkt  werden.  Wenn  der  Schuldner  als  Beilage  seiner 
Rechnung  gleich  eine  Zahlkarte  findet,  entschließt  er  sich 
schneller,  seiner  Verpflichtung  nachzukommen.  Werden  die 
Zahlungsfristen  so  kürzer,  -  so  wird  es  möglich,  trotz  geringeren 
Betriebskapitals  den  Geschäftsbetrieb  umfangreicher  zu  gestalten. 

7* 
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Die  Wirkungen  des  Postschecks  sind  nicht  solche,  daß 
sie  der  Tätigkeit  der  Zentralbank  oder  der  anderen  Banken 
und  Geldinstitute  schaden.  Er  ergänzt  sie  nicht  nur,  sondern 
führt  ihnen  auch  neue  Kunden  zu,  indem  die  Post  das  Ver- 
ständnis für  die  Vorteile  einer  Bankverbindung  in  weiten  Kreisen 
weckt  und  als  Bindeglied  zwischen  Kunden  und  Bank  tritt. 
Sie  erschließt  den  Banken  erst  die  Verbindung  mit  abgelegeneren 
Orten  und  nimmt  ihnen  hauptsächlich  die  Tätigkeit  ab,  die 
am  wenigsten  Gewinn  verspricht,  den  Kleinverkehr. 

Die  Zentralbank  wird  durch  den  Postscheckverkehr  in 
ihren  Aufgaben,  den  Zahlungsausgleich  zu  erleichtern,  den 
Geldumlauf  zu  regeln  und  für  die  Nutzbarmachung  verfügbaren 
Kapitals  zu  sorgen,  wirksam  unterstützt.  Bei  uns  ist  die 
Veranlagung  der  Bestände  der  Reichsbank  überlassen,  sie 
kann  also  in  ihrer  Politik  nicht  gestört  werden.  Vielmehr 
erhält  sie  eine  Vermehrung  ihrer  Deckungsmittel,  durch  deren 
Verwendung  ihr  Status  verbessert  wird.  Die  Reichsbank  hat 
dem  Reich  die  Betriebsmittel,  die  nötig  werden,  hauptsächlich 
durch  Stundung  der  Matrikularbeiträge  und  Vorschußzahlungen 
der  Post  für  die  Berufsgenossenschaften,  zur  Verfügung  zu 
stellen,  was  durch  Diskontierung  von  Schatzscheinen  zu  ge- 
schehen pflegt.  Im  September  dieses  Jahres  hatte  sie  z.  B. 
350  Mill.  Mk.  Schatzscheine  in  ihrem  Portefeuille.  Daß  ihr 
daher  neu  zuströmende  Mittel  überaus  wertvoll  sein  müssen, 
erhellt  allein  schon  aus  dieser  Tatsache. 

Zu  wünschen  ist  ein  recht  enger  Anschluß  des  Postscheck- 
verkehrs an  Zentralbank  und  Privatbanken.  Dadurch  würden 
die  Vorteile  bargeldloser  Zahlung  immer  mehr  erweitert. 
Vorbildlich  ist  auch  hier  die  österreichische  Postsparkasse, 
die  schon  lange  mit  der  österreichisch-ungarischen  Bank  eine 
solche  Verbindung  eingegangen  und  dem  Wiener  Saldierungs- 
verein  beigetreten  ist;  ebenso  sind  Schweizer  Nationalbank- 
und  Schweizer  Postscheckverkehr  eng  miteinander  verbunden. 
Die  Reichsbank  hat  zwar  an  den  Sitzen  der  Scheckämter  für 
ihre  Filialen  Konten  eröffnen  lassen.  Es  wäre  aber  eine 
Minderung  oder  Aufhebung  der  Postüberweisungsgebühren 
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für  diesen  Verkehr  wünschenswert.  Daß  die  Banken  über- 
haupt durch  Erhebung  von  besonderen  Gebühren  den  Post- 
scheckverkehr noch  mehr  verteuern,  als  er  es  ohnedies  ist, 
habe  ich  schon  weiter  oben  erwähnt.  Sparkassen  und  Ge- 
nossenschaften haben  sich  die  Vorteile  des  Postscheck-  und 
Giroverkehrs  teilweise  schon  nutzbar  gemacht.  In  dem  Teil- 
nehmerverzeichnis bis  zum  1.  Oktober  d.  Js.  habe  ich 
238  Sparkassen  und  365  Vorschuß-,  Kreditvereine,  Spar-  und 
Darlehenskassen  gefunden.  Für  sie  dürfte  solche  Verbindung 
auch  besonders  wertvoll  sein,  da  sie  die  Ausbildung  des  Über- 
tragungsverkehrs ermöglicht. 

Alle  erwähnten  Vorteile  könnten  aber  erst  in  voller  Rein- 
heit eintreten,  wenn  der  Verkehr  allgemein  verbreitet  wäre. 
So  sehr  auch  die  Post  geeignet  ist,  diese  Verbreitung  des 
Scheck-  und  Girosystems  herbeizuführen,  wird  noch  viel  Zeit 
verstreichen,  bis  das  Ziel  erreicht  ist.  Daran  hindern  ein- 
mal Mängel,  wie  sie  jeder  neuen  Einrichtung  anhaften.  Hier 
ist  es  beispielsweise  eine  dem  Verkehr  anhaftende  Langsam- 
keit bei  Durchführung  der  Transaktionen.  Ferner  schreckt 
die  Höhe  der  Gebühren,  vor  allem  die  Zuschlagsgebühr  — 
vielleicht  wäre  es  zweckmäßig,  die  Gebühren  besonders  für 
Einzahlungen  von  dem  Einzahler  tragen  zu  lassen,  etwa  durch 
Aufkleben  von  Freimarken  —  und  die  Unverzinslichkeit  der 
Einlagen  ab.  Letztere  hat  notgedrungen  geringere  Guthaben- 
bestände zur  Folge,  dadurch  geringere  Gewinne,  was  wieder 
die  Höhe  der  Gebühren  beeinflußt.  Es  ist  nicht  außer  acht 
zu  lassen,  daß  die  Bestimmungen  nur  provisorischen  Charakter 
haben.  Die  definitive  Regelung  erfolgt  erst  im  Jahre  1912 
und  bis  dahin  läßt  sich  auf  Grund  der  Erfahrungen  noch 
viel  bessern. 

Andererseits  wirkt  aber  auch  das  geringe  Verständnis 
für  diesen  Zahlungsverkehr  gegen  seine  Verbreitung.  Es  ist 
anzuerkennen,  daß  man  durch  Zeitungen,  Merkblätter  etc. 
Aufklärung  zu  schaffen  versucht.  Ein  vor  einigen  Jahren  von 
den  Ältesten  der  Kaufmannschaft  herausgegebenes  Merkblatt 
schildert  die  Vorteile  des  Scheck-  und  Girosystems  folgender- 
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maßen:  „Wenn  es  gelingen  würde,  einen  erheblichen  Teil 
der  Zahlungen  der  Gewerbetreibenden  und  Privatpersonen 
durch  Überweisung  oder  Scheck  zu  erledigen,  so  würden  da- 
durch große  Mengen  an  Zirkulationsmitteln  erspart,  sowohl 
Gold  und  Silber,  wie  Banknoten,  und  diese  ersparten  Zirkulations- 
mittel würden  sich  in  den  Kassen  der  Notenbanken,  nament- 
lich unseres  Zentralnoteninstituts,  der  Reichsbank,  ansammeln. 
Je  mehr  dies  der  Fall  wäre,  desto  geringer  würde  der  Be- 
darf an  Zirkulationsmitteln  sein,  den  die  Reichsbank  zu  befriedigen 
hat,  desto  stärker  wäre  ihr  Barbestand,  was  zur  Ermäßigung 
des  Zinsfußes  bei  ihr  und  im  ganzen  Land  beitragen  würde". 
Wäre  es  nicht  zweckmäßig,  derartige  Blätter  in  Postanstalten 
anzuschlagen  oder  in  irgendeiner  andern  W^eise  zu  verbreiten? 
Denn  eine  große  Mehrheit  weiß  gar  nicht,  was  Scheck  und 
Giro  ist  und  was  sie  bezwecken. 

Internationaler  Yerkelir. 

Sehr  große  Bedeutung  wird  der  Postscheck-  und  Giro- 
verkehr auch  im  internationalen  Verkehr  erhalten.  Hier  tritt 
ein  immer  steigender  Bedarf  an  Zahlungsmitteln  auf,  veranlaßt 
nicht  nur  durch  den  wachsenden  Warenhandel,  sondern  durch 
alle  Umstände,  die  die  internationale  Zahlungsbilanz  be- 
einflussen. Es  macht  sich  ebenso  wie  im  Inlandsverkehr 
hier  das  Bestreben  geltend^  Zahlungen  nicht  so  sehr  durch 
Valuten  als  durch  Devisen,  also  Wechsel  und  Schecks, 
auszuführen.  Die  Arbitrage  versucht,  auch  die  zum  baren 
Ausgleich  verbleibenden  Salden  auszugleichen.  Bei  der  Un- 
übersehbarkeit des  Verkehrs  und  der  Unmöglichkeit,  ihn  zen- 
tralistisch  zusammenzufassen,  macht  sich  die  ausgleichende 
Wirkung  des  Zahlungssystems  aber  oft  erst  in  langen  Inter- 
vallen geltend  und  Störungen  bleiben  nicht  aus.  Hier  kann 
nun  der  Postüberweisungsverkehr  eingreifen.  Er  hat  vor 
allem  auch  den  Vorzug,  ein  außerordentlich  bequemes  Zahlungs- 
mittel zu  sein.  Weclisclbeschalfung  ist  immer  mit  Umständ- 
lichkeiten verknüpft  und  verursacht  durch  die  Stempelpflicht 
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und  den  Zinsabzug  größere  Kosten.  Vielleicht  könnte  der 
Postüberweisungsverkehr  auch  zu  einer  Stabilisierung  der 
Valuten-  und  Devisenkurse,  wenigstens  soweit  es  sich  um 
mittlere  Beträge  handelt,  führen.  Bestrebungen,  einen  bequemen, 
Kursschwankungen  vermindernden,  internationalen  Zahlungs- 
verkehr herbeizuführen,  bestehen  schon :  Vorschläge  zur  Grün- 
dung eines  internationalen  Abrechnungshauses  (1904  vom 
amerikanischen  Bundesschatzmeister  Roberts  angeregt,  aber 
von  den  europäischen  Zentralnoteninstituten  abgelehnt),  zur 
Schaffung  einer  internationalen  Girostelle  und  einer  inter- 
nationalen Banknote  (beides  im  Mitteleuropäischen  Wirtschafts- 
verein 1906  besprochen,  letztere  durch  Ausgabe  von  „Traveller 
Schecks"  durch  die  American  Bankers"  Association  teilweise 
in  die  Wirklichkeit  übergeführt)  sind  Beweise  dafür. 

Daß  die  Schwierigkeiten  nicht  unüberwindlich  sind,  zeigt 
die  Praxis  der  österreichischen  Postsparkasse.  Sie  hat  mit 
der  ungarischen  Postsparkasse  einen  Wechselverkehr  ein- 
gerichtet, der,  obwohl  die  eigentlichen  Merkmale  einer  inter- 
nationalen Verbindung  (Verschiedenheit  der  Währung  etc.) 
fehlen,  mit  Rücksicht  auf  das  selbständige  Staatsleben  der 
beiden  Länder  doch  als  international  betrachtet  werden  kann. 
Die  österreichische  Postsparkasse  hat  aber  auch  mit  dem 
wirklichen  Ausland  Verbindung  durch  Verträge  mit  ausländischen 
Banken  angeknüpft.  Bisher  besteht  der  Verkehr  mit  der 
Deutschen  Bank,  der  Banca  Commerciale,  der  Schweizerischen 
Kreditanstalt,  der  österreichischen  Filiale  der  Länderbank  in 
London,  der  Societe  Generale  in  Paris  und  seit  1909  mit  der 
Societe  Generale  in  Belgien  und  die  Postsparkasse  steht  durch 
diese  Vermittlung  in  Verbindung  mit  beinahe  1000  ausländischen 
Plätzen.  Sie  erreichte  im  Auslandsverkehr  1908  einen  Um- 
satz von  über  100  Mill.  Kr.  Seit  dem  1.  November  d.  Js. 
besteht  auch  eine  Verbindung  zwischen  der  ungarischen  Post- 
sparkasse und  der  Nationalbank  für  Deutschland. 

Nachdem  schon  auf  der  Konferenz  des  Mitteleuropäischen 
Wirtschaftsvereins  in  Wien  (1906)  über  die  Ausführbarkeit  eines 
internationalen  Postüberw^eisangsverkehrs,  zunächst  zwischen 
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Österreich,  Ungarn,  Schweiz  und  Deutschland,  verhandelt  war, 
wurde  auf  der  diesjährigen  in  Berlin  aufs  neue  die  Frage 
diskutiert,  die  jetzt  nach  Einführung  des  Postscheckverkehrs 
in  Deutschland  greifbarere  Gestalt  gewann.  Die  Meinung  der 
3  Referenten  ging  einstimmig  dahin,  daß  die  Schwierigkeiten 
durchaus  nicht  unüberwindlich  seien.  Die  verschiedene  tech- 
nische Einrichtung  —  Verzinslichkeit  '  bezw.  Unverzinslich- 
keit, Höhe  der  Gebühren  —  berührt  den  internationalen 
Verkehr  nicht.  Wünschenswert  wäre  es  ja,  wenn  diese  Un- 
gleichheiten sich  im  Laufe  der  Zeit  überwinden  ließen.  Die 
Unterschiede  in  der  Organisation  sind  ebenfalls  nicht  wesentlich. 
Es  entsteht  hier  hauptsächlich  die  Frage,  wie  das  formelle 
Verfahren  zu  regeln  ist.  Sollen  zwischen  Ländern  mit  dezen- 
tralistischem  System  sämtliche  Scheckämter  unmittelbar  in 
Verbindung  treten?  Das  würde  besonders  das  Abrechnungs- 
geschäft erschweren.  Praktischer  wäre  es,  wenn  ein  ein- 
ziges oder  wenigstens  nur  einige  als  Mittelstellen  fungierten. 
Nur  entsteht  hierdurch  wieder  eine  Zeitversäumnis,  die  nicht 
wünschenswert  ist.  Bei  Dezentralisation  auf  der  einen  Seite, 
Zentrahsation  auf  der  anderen  können  alle  Scheckämter  des 
einen  Landes  unmittelbar  mit  dem  einen  des  anderen  in  Ver- 
bindung treten. 

Die  Hauptschwierigkeit  bereitet  die  Verschiedenheit  der 
Währung.  Es  kann  1.  ein  fixer  Umrechnungskurs  gewählt 
werden,  wie  es  in  dem  Abkommen  zwischen  dem  Schweizer 
Postscheck-  und  Giroinstitut  und  dem  Londoner  Schweizer- 
Bankverein  geschehen  ist.  Diesen  Umrechnungskurs  so  hoch 
festzusetzen  wie  den  Postanweisungskurs,  ist  ausgeschlossen. 
Beim  internationalen  Postanweisungsverkehr  handelt  es  sich 
hauptsächlich  um  Zahlung  kleinerer  Beträge.  Der  Durchschnitt 
stellt  sich  auf  30 — 50  Mk.  Die  Postüberweisung  soll  aber 
den  Ausgleich  großer  Zahlungen  erleichtern.  Der  fixe  Kurs 
dürfte  also  nicht  viel  höher  als  der  durchschnittliche  Börsen- 
kurs für  Valuten  oder  Devisen  s(üii.  Das  würde  aber  zu  einer 
Ausnutzung  der  Post  und  damit  zu  einem  Verlust  führen. 
Denn  das  Publikum  würde  zu  Zahlungen  die  Post  nur  be- 
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nutzen,  so  lange  der  Valuten-  oder  Devisenkurs  höher  ist,  im 
anderen  Falle  würde  die  Zahlung  durch  Valuten  und  Devisen 
erfolgen.  Zur  Grundlage  muß  also  der  Börsenkurs  genommen 
werden,  entweder  so,  wie  er  tatsächlich  ist,  oder  derart,  daß 
die  Postverwaltungen  einen  veränderlichen  Umrechnungskurs 
auf  der  Grundlage  der  Börsennotierungen  festsetzen,  bei  dieser 
Festsetzung  aber  geringere  Schwankungen  außer  acht  lassen. 
Die  letztere  Art  ist  aber  wohl  auch  nicht  empfehlenswert. 
Am  besten  scheint  die  Benutzung  des  tatsächlichen  Börsen- 
kursus, der  auch  den  Uberweisungen  zwischen  der  öster- 
reichischen Postsparkasse  und  den  ausländischen  Banken  und 
zwischen  der  ungarischen  Postsparkasse  und  der  Nationalbank 
für  Deutschland  zu  gründe  gelegt  ist.  Nun  kommt  aber  hin- 
zu, daß  bezüglich  der  Notierungen  in  den  in  Betracht  kom- 
menden Ländern  verschiedene  Usancen  herrschen.  Während 
in  Wien,  Budapest,  Zürich,  Bern,  München  neben  dem  Brief- 
kurs der  Geldkurs  besonders  aufgeführt  ward,  wird  in  Berlin 
nur  ein  einziger  mittlerer  Kurs  sowohl  für  fremde  Banknoten 
wie  für  kurzfristige  Wechsel  auf  fremde  Plätze  notiert.  Außer- 
dem sind  innerhalb  der  einzelnen  Länder  an  den  verschiedenen 
Börsenplätzen  kleine  Kursdifferenzen.  Ein  Eingriff  wird  sich 
also  gar  nicht  vermeiden  lassen.  Es  wird  aber  dadurch  be- 
wirkt werden,  daß  der  Kurs  eine  gewisse  Stabilität  erhält. 
Ein  Kursrisiko  wird  für  die  Postverwaltung  immer  bleiben 
und  nur  durch  ihre  Devisenpolitik  ausgeglichen  werden. 

Man  könnte  dagegen  einen  gewissen  Schutz  erreichen 
durch  Festsetzung  hoher  Gebühren.  Das  würde  jedoch  dem 
Verkehr  Fesseln  anlegen  und  ähnlich  wirken  wie  ein  fixer 
Kurs.  Eine  besondere,  aber  möglichst  niedrige  Gebühr  neben 
der  inländischen  Gebühr  dürfte  sich  empfehlen.  Aber  wer 
soll  diese  erhalten?  Die  mit  der  Überweisung  beauftragte 
Postverwaltung  oder  beide  Seiten  zu  gleichen  Teilen?  Die 
Uberweisungen  zwischen  2  Verwaltungen  werden  in  der  einen 
der  beiden  Richtungen  überwiegen  und  deshalb  dürfte  eine 
Teilung  der  Gebühren,  trotzdem  sie  etwas  kompliziert  ist, 
empfehlenswert  sein. 
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Die  Abrechnung  zwischen  den  Verwaltungen  kann  entweder 
so  geschehen,  daß  jede  bei  der  anderen  ein  Guthaben  unter- 
hält, auf  Grund  dessen  die  Aufträge  ausgeführt  werden  (Öster- 
reich-Ungarn) oder  so,  daß  die  Gutschriften  im  Giroverkehr 
zunächst  ohne  Deckung  ausgeführt  werden,  Schuld  und  For- 
derung möglichst  aufgerechnet  werden  und  der  verbleibende 
Saldo  durch  Scheck,  Giro  oder  Wechsel  ausgeglichen  wird 
(die  3  deutschen  Postverwaltungen).  Das  letztere  System  ist 
vorzuziehen.  Jedoch  dürfen  die  Abrechnungsperioden  nicht 
zu  lang  sein,  besonders  größere  Forderungen  sind  bald  aus- 
zugleichen. Durch  das  Anwachsen  von  Forderungen  und 
Gegenforderungen  wird  zwar  der  Kompensationseffekt  erhöht, 
aber  in  gleichem  Maß  steigt  die  Schwierigkeit  bei  der  Aus- 
gleichung des  Saldos,  da  durch  gesteigertes  Angebot  oder  Nach- 
frage von  fremden  Valuten  der  Kurs  nachteilig  beeinflußt  wird, 
was  auf  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  zurückwirken  kann. 

Für  den  ganzen  Verkehr  kommt  wohl  nur  die  Uberweisung 
in  Betracht.  Würde  man  daneben  auch  Barzahlung  gestatten, 
wde  das  im  Verkehr  der  österreichischen  Postsparkasse  mit 
einigen  ausländischen  Banken  und  auch  bei  der  neuerdings 
hergestellten  Verbindung  des  Schweizer  Postscheck-  und  Giro- 
verkehrs mit  der  Filiale  des  Schweizer  Bankvereins  in  London 
geschehen  ist,  so  würde  man  gerade  das  befördern,  was  man 
durch  Einführung  des  Postscheck-  und  Giroverkehrs  nach 
Möglichkeit  ausschalten  wollte.  Die  Bedingungen  zur  Teilnahme 
sind  so  günstige,  daß  jeder  den  damit  verbundenen  Vorteil 
genießen  kann.  Um  aber  die  MögHchkeit  des  buchmäßigen 
Ausgleiches  immer  mehr  zu  erweitern,  ist  der  Anschluß  an 
die  Zentralbanken  und  andere  Privatbankinstitute  möglichst 
anzustreben,  wobei  überall  die  speziellen  Verhältnisse  maß- 
gebend sein  müssen. 

Da  auch  Belgien  und  Holland  den  Postscheck-  und  Giro- 
verkehr in  Kürze  einführen  wollen  und  in  Frankreich  lebhaft 
dafür  propagiert  wird,  werden  auch  hier  die  Vorbedingungen 
für  d(;n  internationalen  Verkehr  geschafl'en. 
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In  den  letzten  Tagen  des  Oktober  war  nun  in  der  Reichs- 
post eine  Konferenz  der  beteiligten  Verwaltungen  (Osterreich, 
Ungarn,  Schweiz,  Deutschland)  betreffs  Einführung  des  inter- 
nationalen Uberweisungsverkehrs  zusammengetreten.  Über 
die  Resultate  habe  ich  durch  eine  Anfrage  leider  nichts  Genaues 
erfahren  können.  Ich  muß  mich  daher  mit  der  Wiedergabe 
einer  Zeitungsnotiz  begnügen:  „Unter  dem  Vorbehalte  der 
Genehmigung  der  Regierungen  sind  die  allgemeinen  Grund- 
sätze festgesetzt  worden,  innerhalb  deren  besondere  Uberein- 
kommen der  beteiligten  Verwaltungen  abgeschlossen  werden 
sollen.  —  Der  Verkehr  wird  nach  den  Vereinbarungen  so  ge- 
staltet werden,  daß  jeder  Inhaber  eines  Scheckkontos  bei  einer 
der  Verwaltungen  seinen  Kontobetrag  auf  ein  Scheckkonto 
bei  einer  der  anderen  Verwaltungen  überweisen  kann.  Die 
Festsetzung  des.  Kurses  wie  die  sonstigen  Bedingungen  für 
die  Uberweisung  werden  natürlich  von  den  Verwaltungen 
festgesetzt.  Einzelne  Dienststellen  werden  als  Vermittlungs- 
stellen wirken.  Diese  sollen  sich  täglich  die  Uberweisungen 
durch  Girolisten  mitteilen.  In  diesen  Listen  werden  die  einzelnen 
Beträge  der  Uberweisungen  in  der  W^ährung  des  Bestimmungs- 
landes angegel)en.  Die  Empfänger  einer  Gutschrift  werden 
von  ihrer  Verwaltung  nach  den  inländischen  Vorschriften  be- 
nachrichtigt. Aufträge  zu  Uberweisungen  können  von  dem 
Antragsteller  widerrufen  werden,  solange  die  Gutschrift  an 
dem  Konto  noch  nicht  vollzogen  ist.  Die  Verwaltungen  tauschen 
natürlich  die  nötigen  Verzeichnisse  der  Teilnehmer  am  Post- 
scheckverkehr aus,  vermitteln  aber  außerdem  für  ihre  Konto- 
inhaber den  Bezug  der  Verzeichnisse  zu  den  von  diesen  fest- 
gesetzten Preisen."  Man  hofft,  den  Verkehr  in  der  ersten 
Hälfte  des  Jahres  1910  in  Wirksamkeit  treten  lassen  zu  können. 
Wir  stehen  also  kurz  vor  der  Krönung  des  W^erkes. 

Versicherungszahlungen. 

Es  bleibt  noch  der  Zahlungsverkehr  zu  erwähnen,  den 
die  Post  im  Dienste  der  Sozialpolitik,  im  Versicherungswesen, 
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durchführt.  Der  Grund,  daß  auch  hierzu  die  Post  herangezogen 
wird,  liegt  ebenfalls  in  der  allgemeinen  und  ziemlich  gleich- 
mäßigen Verteilung  der  Postanstalten  über  das  Staatsgebiet 
und  ihrer  allgemeinen  Zugänglichkeit. 

Entweder  schließt  die  Post  selbständig  Versicherungen 
ab  oder  sie  ist  nur  das  Mittelglied  privater  bezw.  staatlicher 
Versicherungsanstalten  und  leitet  den  geldlichen  Zahlungs- 
verkehr zwischen  den  Versicherten  und  der  Versicherungsgesell- 
schaft. Im  ersteren  Fall  ist  der  Verkehr  der  Postsparkasse 
angeschlossen  und  dadurch  wenig  kostspielig.  Auch  sind  die 
Bedingungen  für  den  Erwerb  einer  Rente  und  die  Bezahlung 
der  Beiträge  sehr  entgegenkommend,  um  den  Beitritt  möglichst 
zu  erleichtern.  Für  kleine  Renten  ist  keine  ärztliche  Unter- 
suchung nötig,  der  Zeitpunkt  für  die  Auszahlung  der  Rente 
kann  von  den  Versicherten  selbständig  gewählt  werden.  In 
Belgien  besteht  die  Bestimmung,  daß  die  Rente  vor  dem  im 
Vertrage  vorgesehenen  Alter  zahlbar  ist,  wenn  der  Versicherte 
in  Ausübung  seines  Berufes  einen  Unfall  erlitten  hat  und 
arbeitsunfähig  geworden  ist.  Dadurch  wird  die  Altersver- 
sicherung gleichzeitig  Unfallversicherung.  Hinsichtlich  der 
Zahlung  der  Beiträge  ist  allgemein,  sowohl  was  den  Zeitpunkt 
als  auch  was  die  Höhe  derselben  betrifft,  den  Versicherten 
weitgehende  Freiheit  gewährt.  Die  Beitragszahlung  ist  auch 
insofern  bequem  gemacht,  als  bei  etwa  vorhandenem  Spar- 
guthaben nach  einmaliger  Anweisung  von  diesem  der  Beitrag 
abgeschrieben  wird.  Die  Versicherung  ist  eingeführt  schon 
sehr  lange  in  England  und  Belgien,  in  den  letzten  Jahren  in 
Italien,  Rußland,  Schweden,  im  Anschluß  entweder  an  die 
Postsparkasse  oder  eine  Staatsrentenkasse.  Die  Absicht  der 
betreffenden  Regierungen,  den  Staatsangehörigen,  deren  Lebens- 
haltung von  der  Arbeit  ihrer  Hände  abhängig  ist,  auch  im 
Falle  eintret(;ii(l(!r  Arbeitsunfähigkeit  eine  gewisse  Sicherung 
ihrer  Existenz  zu  ermöglichen,  ist  insofern  erreicht,  als  die 
Versicherten  fast  uAisschliefHich  Arbeiter,  Dienstboten  oder 
Arbeiteikindei"  sind.  Jedoch  siiul  die  Resultate  im  ganzen 
gering,  liöchstens  Belgien  ausgenonnnen.    Die  Ursache  dafür 
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dürfte  sein,  daß  Freiwilligkeit  der  Versicherung  besteht.  Im 
Allgemeinen  herrscht  aber  ein  sehr  geringes  Verständnis  für 
die  Vorzüge  der  Invaliditäts-,  Alters-  und  Unfallversicherung 
und  nur  durch  Versicherungszwang  wird  die  Lage  der  Arbeiter 
gebessert  und  gleichzeitig  wächst  auch  ihr  Verständnis  für 
das  Versicherungswesen.  Außerdem  hat  auch  die  Konkurrenz 
privater,  mehr  volkstümlicher  Versicherungsgesellschaften,  die 
durch  Agenten  leichter  Erfolg  haben,  zugenommen. 

In  Deutschland  ist  von  vornherein  Versicherungszwang 
vorgesehen.  Behufs  Durchführung  der  sozial-politischen  Ge- 
setzgebung ist  hier  die  Post  in  ganz  erheblichem  Maß  heran- 
gezogen. Ihre  Mitwirkung  äußert  sich  einmal  im  Verkauf  von 
Versicherungsmarken  und  dann  in  der  Auszahlung  der  Renten. 
Das  Verfahren  bei  der  Auszahlung  ist  folgendermaßen:  Die 
Berufsgenossenschaften  und  Versicherungsanstalten  übersenden 
die  festgestellten  Zahlungsanweisungen  an  die  Oberpost- 
direktionen ihres  Bezirks,  deren  „Rentenrechnungsstelle"  sie 
prüft.  Darauf  erfolgt  die  Versendung  an  die  auszahlenden 
Postanstalten,  die  bis  zum  10.  jed.  Mts.  ihre  Rentenmonats- 
liste mit  Belegen  an  die  Oberpostdirektion  abschicken.  Diese 
prüft  wieder  die  Richtigkeit  der  Auszahlungen  sowohl  nach 
den  Monatslisten  wie  nach  den  Stammkarten  und  gibt  dann 
die  Quittungen,  nach  Berufsgenossenschaften,  Versicherungs- 
anstalten etc.  geordnet,  ab.  Und  nun  werden  von  diesen  die 
Differenzen  erledigt. 

Bei  den  Zahlungen  für  die  Versicherungsanstalten  tritt 
im  allgemeinen  kein  Zinsverlust  ein,  da  hier  Deckung  durch 
den  Betriebsfonds  erfolgt,  der  allmonatlich  von  dem  Erlös 
für  Versicherungsmarken  entnommen  wird.  Anders  liegen  die 
Dinge  bei  den  Berufsgenossenschaften.  Hier  können  die  Renten 
nicht  durch  vorherige  Umlagen  der  Genossenschaften  gedeckt 
werden,  da  diese  erst  auf  Grund  der  Lohnnachweisungen  des 
betreffenden  Jahres  erfolgen  können.  Die  Rentenzahlung  muß 
also  vorschußweise  durch  die  Post  erfolgen.  Diese  Vorschüsse 
werden  zwar  durch  das  Reich  zur  Verfügung  gestellt,  das  sie 
von  Anfang  an  als  eine  Art  Beitrag  zu  den  Kosten  der  Un- 
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fallversicherung  ansah.  In  letzter  Linie  wird  also  die  Reichs- 
bank dazu  herangezogen.  Die  Vorschüsse  sind  nun  von  Jahr 
zu  Jahr  gestiegen  und  damit  der  Zinsverlust,  der  entsteht, 
v^eil  die  Berufsgenossenschaften  die  vorgeschossenen  Beträge 
erst  nach  12  bis  17  Monaten  ohne  Zinsvergütung  zurück- 
erstatten. Es  war  also  ein  anderer  Ausweg  dringend  nötig. 
Man  hatte*  vorübergehend  daran  gedacht,  die  im  Postscheck- 
verkehr verfügbaren  Gelder  dazu  heranzuziehen,  natürlich  unter 
entsprechender  Verzinsung  an  die  Postverwaltung.  Vor  ganz 
kurzer  Zeit  hat  man  sich  jedoch  in  anderer  V^eise  mit  den 
Berufsgienossenschaften  verständigt.  Danach  sollen  die  nötigen 
Summen  vorläufig  aus  dem  genossenschaftlichen  Reservefonds 
entnommen  und  in  einer  längeren  Reihe  von  Jahren  zurück- 
gezahlt werden.  Dadurch  wäre  wenigstens  der  Zinsverlust 
für  das  Reich  vermieden.  Finster  schätzte  diesen  für  das 
Jahr  1904,  indem  er  eine  A^j^ige  Verzinsung  zugrunde  legte, 
auf  3777193  Mk. 

Auch  ohne  diesen  Zinsverlust  erwachsen  der  Post  noch 
erhebliche  Kosten  durch  die  bei  der  Rentenzahlung  und  dem 
Markenverkauf  geleistete,  unbezahlte  Arbeit.  Hier  sind  gleich- 
falls von  Jahr  zu  Jahr  steigende  Summen  in  Anrechnung  zu 
bringen,  da  die  Zahl  der  Rentenempfänger  und  die  Summe 
der  zu  leistenden  Zahlungen  dauernd  im  Wachsen  ist.  Die 
Rentenzahlung  findet  immer  am  1.  des  Monats  statt,  wo  schon 
an  und  für  sich  die  Arbeitslast  der  Post  größer  ist.  Das  starke 
Wachsen  der  Rentenempfänger  und  -Zahlungen  veranschaulichen 
folgende  Zahlen: 

Jahr      Rentenempfänger     Gezahlte  Renten 


1892 
1897 
1902 
1907 


390000 
942000 
1676000 
2222000 


260034600  in  17005000 
Einzelabhebungen. 


47158000 
103  802000 
184520000 


Markenverkauf  1907: 
Stück  Wert 
472737960        143  401285 


Die  Organisation  für  diesen  Verkehr  ist  ja  durch  die 
Post  gegeben;  hätte  man  neue  Ausführungsorgane  zu  schaffen 
gehabt,  dann  wären  die  Kosten  der  sozialpolitischen  Ver- 
sicherung ungeheuer  gewesen.  Aber  auch  die  Post  hat  viele 
Ausgaben,  die  ihr  durch  Übernahme  dieser  Tätigkeit  erwachsen. 
Diese  lassen  sich  natürlich  nur  schätzungsweise  aussondern. 
Finster  kommt  zu  folgendem  Resultat: 

1.  Selbstkosten  (Miete,  Ausstattung,  Personal,  Drucksachen 


etc.) : 

Reichspostverwaltung   5143  761  Mk. 

Bayern     ............      570218  „ 

Württemberg   207765  „ 

2.  Zinsverlust    der  Reichskasse    bei  Vor- 
schüssen für  Berufsgenossenschaften: 

Reichspostverwaltung   3777193  Mk. 

Bayern   496000  „ 

Württemberg   153000  „ 


10347937  Mk. 

In  Osterreich  hat  die  Postsparkasse  für  die  Unfallver- 
sicherungsgesellschaften, Krankenkassen,  Bruderladen  u.  s.  w. 
die  Einziehung  der  Beiträge  und  Auszahlung  der  Renten  auf 
Grund  von  Dauerschecks  übernommen.  Die  dadurch  erwachsende 
Arbeit  ist  sehr  bedeutend,  waren  doch  an  manchen  Tagen 
30 — 40000  solcher  Schecks  zu  erledigen.  Auf  Ersuchen  der 
Postsparkasse  sind  nun  diese  Zahlungen  über  den  Monat  verteilt. 


Lebenslauf. 


Als  Sohn  des  Apothekenbesitzers  Erich  Wolter  und  seiner 
Ehefrau  Helene,  geb.  Doering,  bin  ich,  Hans  Wolter,  evange- 
lischer Konfession,  am  18.  März  1886  in  Seelow,  Prov.  Branden- 
burg, geboren.  Ich  besuchte  zunächst  die  Vorschule  in  meiner 
Vaterstadt  und  von  Ostern  1898  bis  Ostern  1904  das  Gymnasium 
in  Königsberg  N.-M.,  das  ich  nach  Ablegung  des  Abiturienten- 
examens verließ.  Ostern  1904  bis  Ostern  1906  war  ich  in 
Freienwalde  a.  0.,  Ostern  1906  bis  Oktober  1906  in  Berhn 
als  Bankbeamter  tätig.  Dann  begann  ich  mein  Studium  und 
zwar  besuchte  ich  Oktober  1906  bis  Oktober  1907  die  Universität 
Berlin,  Oktober  1907  bis  Oktober  1908  die  Universität  Halle, 
von  da  bis  jetzt  wieder  die  Universität  Berlin. 


